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Einleitung. 



Die hier TolgeDde II. Abtheilaog der DarEteUang der ÜDter- 
Bachangshaft vom Standpankte der OsterreichiHChen 
StrafproceBBgesetzgebong hat, so aeltsam dieB auch 
Bcheinen mag, bereits vor ihrem Eracheitieii nnd ihrer Drack- 
legQDg, ja sogar vor ihrer ScblaEsredaction, in ihrem Verh&ltoiEse 
znr I. AbtbeilDDg*) eine eingelieude Erörtemng and BeBprechung 
erfahren; es durfte somit nicht anpasBead erscheinen, der 
gedachten Receusion gerade an dicBer einleitenden Stelle der 
vorliegenden Schrift einige Worte zn widmen. 

Eine im Ganzen nnd GrosBon ziemlich wohlwollende Be- 
sprechung der I. Abtheilnng — Mittheilnngen des deatschen 
Jnrlstenvereines in Prag, T. Jahrg. Nr. 6 S. 95 nnd 96 — 
deren Antorschaft der Schreiber dieser Zeilen einer ihm 
nahestehenden, von ihm hochverohrten Persönlichkeit wohl mit 
einiger Sicherheit zuschreiben darf — lAsst sich Über das 
YerhftltniGs der beiden Abtheilongen zu einander also ver- 
nehmen : 

„Wenn das vorliegende Werk ... als selbststftndige Arbeit, 
etwa unter dem Titel: Beiträge zur Geschichte der Unter- 



*) Die Unteranchungshaft vom Standpunkte der öaterreichiBohen 
StrafproceBSgesetzgebung, I.Abtbeilung: Die historischen Grund- 
lagen der öaterr. Strafprocessgesetzgebnng. Prag 1873. 

Zacksr, UnlersuctiunEabBn. l 
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BQchnDgBhaft, erschieneo ffäre, so wOrdoa wir dasselbe als 
einen sehr iDteressanteD Beitrag zar Caltar- nnd Rechta- 

geschichte mit Freade begrltsson Allein das vorliegende 

Werk ist eben nur ein Tbeil nnd zwar nnr ein vorbereitender 
Theil eines grOseero nicht cnltorbistorischen, sondern Jaristiscben 
Werkes, nnd so kann eben nnr der jaristisclie Standpunkt bei 
Beurtheilong desselben massgebend sein." 

„Ton diesem Standpunkte aas kOnnon wir aber die 

genichtigsten Bedenken gegen den Plan des gan- 
zen Werkes nnddas Verhalt niss der vorliegenden 
(I.) Abtbeilnngzu der Fortsetzung derselben nicht 
unterdrBcken" etc. etc. 

Wir sehen, dass in den Angeu des geehrten Recensenten 
schon die blosse Ankündigung einer II. Abtheiinng dem „selbst- 
fitftndigen" Werthe der 1. Abtheilung Eintrag gethan hat, dass 
vor Erscheinen dieser (II.) Abtheiinng über den Plan der 
ganzen Arbeit ein ablftlliges Urtheil geftllt nnd das Verhält- 
niss der beiden Abtheilnngen zu einander einer tadelnden 
Besprechung unterzogen wird; es wird daher am Platze sein, 
diese „gewichtigen" Bedenken, welche vom Standpunkte des 
Verfassers dieser Schrift betrachtet in die so angenehm klin* 
gende Anerkennung des I. Theiles einen so bedeutenden Miss- 
klang hineintrugen, des Nähern kennen zu lernen nnd znr 
Brörterang zu bringen. 

Der geehrte Herr Rec. bringt vornebmlicb zwei Momente znr 
Rechtfertigung der tbeilweise abßUligen Beurtheilnng znr Sprache. 

Zunächst präcisirt er den Begriff der Osterr. Strafprocess- 
gesetzgebnng dahin, dass unter derselben blos „die gegenwärtig 
geltende zn verstehen sei", nnd von diesem Gesichtspunkte aus 
tadelt er, dass die Erörternng der seit der Erlassnng der pein- 
lichen Hb Isger ich ts Ordnung der Kaiserin Maria Theresia ergan- 
genen österr. 8 trafprocess Ordnungen der II. Abtheiinng vor- 
behalten wurde; weiters meint der geehrte Recensent, dass die 
dogmatische Darstellung des Processinstitntes der Unter- 
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saChnngshafi; dnrch die Art nnd Weise der von ans gewählten 
Barste II äug Qotb wendig leiden mQsse, denn , je des einzelne 
ProcesBinstitnt", erlftotert der Herr R., „ist eben nnr ein Theil 
eines organischen Ganzen, wird daher beherrscht nnd emp^gt 
seine Oestaltang durch die dem Oanzen zn Ornnde liegende 
Idee. Ist diese Idee eine verschiedene, so wird aach die Gestal- 
tnng des einzelnen Institntes eine sehr verschieden artige sein. 
Nnn liegt aber den Ssterr. Strafprocessordnnngen seit der 
Theresiana nicht dieselbe Idee, dasselbe Princip, sondern viel- 
mehr entgegengesetzte Frincipien zn Grnnde." 

,Die Strafpro cesBordnangen vor dem Jahre 1648 be* 
mhen anf dem starren Inqnisitionsprincipe, welches sich wieder 
als ein Ansflnss des staatlichen Absolutismus der Verkennnng 
der Würde nnd des Werthea der persOnlicbeii Freiheit dar- 
stellt. Fflr diese Strafprocessordnangen bildet nnn allerdings 
das gemeine dentsche Recht, wie es sich anf Orondlage des 
römischen nnd kanonischen entwickelt hat nnd wie es anch 
in den österreichischen Malefiz-, Hals- nnd Landgericbtsordnnngen 
des 16. nnd 17. Jahrhunderts zu Tage tritt — die historische 
Omndlage." 

„Qauz anders verhalt sich aber die Sache bei den österr. 
Straproccssordnnngen, die nach dem Jahre 1648 erschienen. Ihnen 
liegt in grösserer oder minderer Reinheit das Anklageprincip 
zn Ornnde, sie werden beherrscht dnrch die moderne An- 
schauung Ober die Stellang der Staatsgewalt zu den Staats* 
bürgern, über den Werth nnd die Würde der persönlichen 
Freiheit. Die historischen Omodlagen derselben bilden vor 
Allem das französische nnd englische Recht, so wie 
die anf diesen Rechten bernbendea modernen Strafprocess- 
ordnangen " 

Was nnn zunächst die Anschauung betrifft, dass „nnter der 
Osterr. Strafprocessgesetzgebnng nur die gegenwärtig geltende* 
zn verstehen sei, so vermögen wir dieser Begriffsbestimmung 
durchaus nicht beizustimmen. 
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Die ÖBt«rr. StrsfprocCBsgesetzgebnQg erRcheiot aoEnel- 
mehr als der Inbegriff aller fSr den österr. Territorial- 
verband jemals ergangenen StrafproceBEgesetze j diese Gesetz- 
gebnug nahm begrifflich, wie vir zeigen werden nnd wie 
auch wohl nicht in Abrede geBtellt werden kann, mit der 
ErlaBsnng der Theresiana ihren Anfong nnd wflrde erat mit 
einer nenerlicben Aera einer Osterr. ProvinzialgeBetz- 
gebong anf dem Gebiete deB StrafprocesseB ihren AbBcblnBB 
finden j es war somit, wenn wir einmal die Erürterang der 
Untersnchnngahaft vom Standpunkte der Oeterr. StrafproceES- 
gesetzgebnng gemeinhin za unserem Torwurfe nahmen, ein 
Gebot innerer Nothwendigkeit, dievorthereeianiBche Pro- 
TinzialgeBetzgobuDgBepoche von der nachtfaeresia- 
niBchenReichastrafproceBBgeaetzgebnngzD Bcheiden 
and jene als die historische Grundlage der letztern za be- 
bJuideln. 

Wird dieser Standpunkt für richtig anerkannt, so entßlltt 
der weitere Vorwurf, dass unsere historiEche Darstellung der 
dogmatischen Erßrtenmg des ProcesBinstituteE Eintrag thun 
mtlSBO, eigentlich von selbst, indess soll der Versach nicht 
geschent werden, die bedeutenden Mängel aufzuzeigen, welche 
eine Darsteltung nach dem Plane des Herrn Rec. hfttte zur 
Folge haben mtkssen. Der Herr Rec bebt den Unterschied 
zwischen den Strafprocessordnangen vor dem J. 1848 und 
jenen hervor, die nach dem J. 1848 erschien j den erstem 
legt er das starre Inquisitiensprincip, den letztem ein 
Anklageprincip in grösserer oder minderer Reinheit zu 
Gründe, und von diesem GesicbtBpunkte aus meint er, „weil jedes 
einzelne ProcesBiustitnt eben nur ein Theil eines organischen 
Ganzen sei und durch die dem Ganzen zn Grunde liegende 
Idee beherrscht werde und von ihm — dem Ganzen — seine 
Gestaltung empfange", dass die UnterBUchungsbaft vor dem 
Jahre 1848 eine andere Grundidee aufweise, als jene der spä- 
teren Strafprocess Ordnungen . 
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Uit andern Worten, der Herr Rec. schlägt für die historisch- 
dogmatische Erörterung nnserea Stoffes ntiB folgende Dlrecüve 
vor: Das Institnt der Untersnchangsbafb sei in seinem histo- 
rischen Entwicklnngsprocesse unter dem Qesichtspntikte des 
Inquisitions- and Accnsationsprincipes za erörtern. Wir glanhten 
jedoch dies ans wohlhedachten QrQnden vormeiden zn rnDfisen. 
Selbst wenn wir davon absehen wollten oder könnten, daes die 
nach dem Jahre X848 erlasseoe Strafprocessordnung vom 
29. Jnli 1853 die Geistesrichtung des gemeinen dentschen 
Frocessrechtes , wie sich dasselbe auf Grundlage des römi- 
schen und kaaouiBcheu Rechtes eutwiclielte, treu bewahrt 
hat; der Anscbauung, dass die Untersuchungshaft des fran- 
z6si sehen nnd theilweise ancb des englischen Rechtes 
von der accnsatorischen Omndidee beherrscht werde, wäh- 
rend der UntersQcbnngsbaft der rrQbera österr. Processordnangen 
das starre Inqaisitionsprincip zu Grunde liege und von ihr 
ihre Gestaltung empfangen habe, mttssen wir entschieden ent- 
gegentreten. 

Was dem ProcessorganismuB, als Ganzes betrachtet, noch 
eine gewisse F&rbnng zn verleihen vermag, verblasst, wenn 
man Tbeilorganismeu in's Auge fasst, nnd so kann „starres 
Inqnisitionsprincip" nnd Anklageprincip, deren absolute Acwend- 
barkeit schon anf den Gesammt-Processorganismus mit Recht 
nicht mehr unbestritten blieb, noch weit weniger in ihrem Ein- 
fluBseanf die Untersuchungshaft als eotscbeidendes Merkmal 
anfgefasst nnd erörtert werdet). 

Wenn, wie nrnständlich gezeigt werden wird, die Unter- 
Buchnngshaft des dem bentigen Strafprocesse zn Gmnde liegenden 
französischen Rechtes durchaus auf denselben Principien nibt, auf 
welchen sie im 15., 16. u. 17. Jahrhundert aufgebaut wurde, wenn 
selbst das englische Recht, dem überdies nnsere Untersuchungshaft 
nur in dem geringsten Theiie entlehnt ist, rCkcksichtlieh des Insti- 
tutes der Untersuchungshaft mit inquisitorischen Momenten ver- 
setzt erscheint, Messe es da nicht nach der Schablone arbeiten, 
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wenn die Unters ochnn geh aß der Strafpro cos sordnnn gen vor 
dem Jabre 1S4S pur et simple der UDlersuchangshaft der spä- 
teren Ordnungen entgegengesetzt werden wDrde? 

Hieven aber uns femznhalten, erschien nns am so drin- 
gender geboten, ala wir uns der Erkenntniss nicht verachliessen 
konnten, dass gerade das gerügte acbablonenhafte SystemisirsD 
der Hauptgrund ist, warum wir, trotzdem das Gspitel der Unter- 
Buchnngfihaft in die politischen EUmpfe auf das Eifrigste hinein- 
gezogen wurde, gerade auf diesem Gebiete nicht zur gewUnscbten 
befriedigenden and beruhigenden Enfwicklnng gelangen konnten 
und gelangen kOnnen. 

Die Wichtigkeit der Frage der nDtersnchnngshaft für das 
Rechts- nnd politische Leben erkennend, verlangte man laut und 
stürmisch Abhilfe nnd zwar rasche Abhilfe; diese Hast nnd 
Eile der reformatoriechen Bewegung, die sich in erster Linie 
diesem Institute der Strafprocesspflege zuwandte, gestattete 
keine besonnene Prüfung; französisches und englisches Recht 
boten Besseres, wenn auch noch lange nicht Gutes, darum wurden 
ohne Zögern die Bestimmnngen dieser Processsysteme, all,er- 
dings in tbeilweiso oft sonderbarer Mischung, auf den deutschen 
und österr. Recbtsboden verpflanzt, ohne zu bedenken, dass 
die Reform, um grtlndlich zu sein, sich mit diesen Errungen- 
schaften nicht hätte begnOgen dürfen. 

Von dieser Anschauung geleitet, für deren Richtigkeit 
allerdings der Beweis im weiteren Verlaufe der Darstellung 
wird versucht werden mtlssen, glaubten wir vorerst den Ent- 
wicklangsgang der Untersuchungshaft durch alle Stadien der 
Österr. Strafprouessgesetzgebung verfolgen zu sollen, diesem 
eine Skizze fremdländischer Gesetzgebungen aber denselben 
Gegenstand anznschliessen und erst unter dem Eindrucke einer 
solchen Art von Gesammtdarsteltung in einer abgesonderten 
ni. AbtheilUDg an die dogmatische Erörterung des Institutes 
mit besonderer Rücksicht auf die Frage der grössern oder 
geringern Reformbedürftigkeit heranzutreten. 
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Zum Mindesten glauben wir durch diese Art der Dor- 
GtellDDg Dns einen hAhern Grad der UnbefaDgenheit za wahren, 
als wenn von Toroherein unter den Schlagworten „InquisitioDB- 
und Anklage princip, Btaatlicher AbsolntifimuB, Würde und Werth 
der persönlichen Freiheit" n. a. w. die ErOrterang der BO' 
ttimmangen über die Untersnchangshaft in bequeme und aus- 
getretene, aber auch abschüssige Bahnen geleilet wird. 
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1. Capitel. 



Die theresianische Strafgesetzgebung. 

Domin-Petruslievecz, Neuere österr. RechtsgeecMchte S. 32— 88. 
Wahlberg, Bruchstücke ans der Geschictto der Theresian. Compi- 
lationicommissioii. Allg. öster. Qorztg. Jahrg, 1966 Nr. 91 und 92. 
Maucher, Sjatem. Handbuch dea Qateir. Strafgesetzes, S. 13 u. 14. 
Jenull, Oesterr. Griminalrecht, L Band 8. 49. Zcillera Beiträge 
ZTir Geaetzkunde und RechtBwiasenachaft, I. Band S. 91—93. Hye, 
Die leitenden Grmids&tze der öeterv. Strafpro cess Ordnung vom 29. Juli 
1663 S. 5. Rulf, Commentar zur österr. Strafprocessordnuag, I. Band 
S. 20-21, Herbat, Einleitung in das öaterr. Slrafprocessrecht, 
S. 26—31. Würth, Die österr. Strafpro cesa Ordnung vom 17. Jänner 
3850. Ulimann. Das öaterr, StrafproceasrecM, S. 12 u. 13. Wolf, 
Ana dem Hofleben Maria Theresia'«, S. 62, 63, 70. A rn e t h, Geachichte 
Maria Thereaia'a, IV. Band S, 29-32, Biener, Beiträge zur Ge- 
schichte dea InquisitionaprocesBes, S. 166 — 174. Henke, Gnmdriss 
einer Geachichte des dentschen peinl. Rechtes, H, Band S. 406 u. 
407, Mittermaier, Handbuch dea peinl, Processes, S. 116 u. 116. 
Berner, Strafgeaetzgebung in Deutschlandi S. 16 u. a, 

Darch die pragmatische SanctiOD, deren AnerkenDiiDg 
sich Karl Tl. mit so fieleo Opfern za erkaufen bestrebt var, 
trat Oesterreich ale Einheitsstaat in die Reihe der euro- 
pftiBchen Lftnder; dnrch die Kriege Maria Theresia's erfahr daa 
Frincip der Reichseinheit eine natürliche Festignng nnd nach 
hergestelltem Frieden varde anter demselben politischen Ge- 
Bichtsponkte die Reorganisation dea ionem Staatslebens in 
Angrilf genommen nnd tbeilweise auch durchgeführt. 

So nnrde die Nengeataltnng des österr. Staates anf den 
zwei mächtigen Factoren, der Abwehr nnd dea biodenden Staats* 
Vertrages nach Aassen und der Reformen des staatlichen Orga- 
nismns nach Innen zn gründen noternommen. 
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Diese inneren Reformen erstreckfen sich in enter Linie 
anf die Reorganisation der Verwaltnng nnd anf die AbfassoDg 
einheitlicher Gesetze. 

In ersterer Beziehnng war die nanmebr erfolgende Tren- 
nung der Jastiz Ton der Administration von höchster Bedeatnng. 

Die Srrichtnng der obersten Jnstizstelle in Wien 
nnd besonderer Appellationsgericbte in den Provinzialbanpt- 
stildten war ein bedentsamer Schritt nach vorw&rts nnd ihm 
folgte nach kurzem Intervalle der Versuch einer einheitlichen 
Gesetzgebung anf dem Gebiete des Civil- nnd Strafrecbtes. 

Ersterer misalang — die berufene Commiasion brauchte 
viele Jahre, um einen Entwurf abzufassen, dem die Kaiserin 
mit vollem Rechte ihre Genehmigang versagte ; um so rascher 
ging die Arbeit jener Commission von Statten, der die Ter- 
fassnng einer neoen Halsgerichtsordnung fibertragen wurde. 

Binnen wenigen Jahren war der Entwurf vollendet nnd 
von der Kaiserin nach kurzer Prüfung sanctionirt. 

Ueber die GrOnde, die die Kaiserin zur Inangriffnahme 
dieser so bedeutungsvollen Reform bestimmten, und über die 
Art, wie selbe durchgefohrt werden sollte, finden wir den besten 
und bondigaten Anfschiuss im Gesetze selbst, dessen Einflth- 
ruDgsverordnuug wir denn auch zur Vermeidung weitlftnfiger 
Auseinandersetzungen, so weit sie diesen Funkt betrifft, hier 
folgen lassen wollen.* 

„....Weilen fast in einem jedweden Unaerer Erblanden 
ein anderes sowohl in der Verfahmngsart, als in der Bestraffung 
der Verbrechen grossen Theils unterschieden- peinliches Recht 
eingeführt ist, nnd nach Verschiedenheit Unserer Landen theils 
nach der CaroUniscb-, theils nach der Ferdinandinisch-, theils 
nach der Leopoldinisch-, theils nach der Josephinischen Hals- 
gerichtsordnnng, nnd einiger Orten nach ihren alten Landes- 
gesetzen, nnd endlich In Vorßlllen, wo das Landesgesetz dunkel 
oder mangelhaft ist, nach dem ROmerrecht fbrgegangen wird; 
welch BO grosse Ungleichheit der Lftnderrechten sowohl Uns 
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BelbBt^ als Unseren Hofstellen bishero um so beschwerlicber 
hat fallen mOssen, da Wir, and Unsere Hofatellen andarcb in 
die Nothwendigkeit versetzet worden, bey jeder nach Hof ein- 
gelangten Criminal-Vorfallenheit nach Unterscheid des Landes 
ein ander nnd anderes Recht vor Angen zu haben; wo doch 
im Gegenspiel nichts natdrlicher, billiger, nnd ordentlicher, 
auch JastiZ'befdrderlicher seyn ■ kann, als daas zwischen ver- 
brfldertea Erblanden anter einem nämlichen Landesl^rsten ein 
gleiches Becbt festgestellet, und andnrcb Unsere Rathe, Unsere 
Rechtsgelehrten, and gesamte erbiftndische Unterthanen in Stand 
gesetzet werden, dass, wenn sie nach erheischender Notbdnrft 
in diesem, oder einem anderen Unserer Erblanden za einer so 
beschaffenen Dienstleistang angestellet werden, oder nm besseren 
Nutzen, nnd Bequemlichkeit willen ihren Wohnsitz aas einem 
in ein anderes Unserer Erblanden übertragen, aller Orten 
diensttaaglich seyn können, nnd nicht immerhin ein ander nnd 
anderes besonderes Landrecht mit grosser Beschwerlichkeit zo 
erlernen bemQssigt seyen .... Ah haben Wir in sulch gerech- 
tester Absiebt eine eigene Hof-Commission mit dem allergnä* 
digsten Anftrag znsammengesetzet, anf dass selbe die bishero 
bestandene verschiedene Criminal-Ordnungen nebst den dieas- 
f&lligen Nachtragsgesetzen vor Augen haben, das natürlichste 
und billigste hieraus erwehlen, die Abgänge, nnd Gebrechen 
nothdllrftig verbesseren, somit eine ueae anf die gemeine Wobl- 
farth Unserer Erblanden eingerichtet- gleichförmige peinliche 
Gerichtsordnung verfassen, nnd Uns sodann zn Unser höchsten 
Einsicht, nnd LaDdesmütterlicben Entschliessnng allergehorsamst 
vorlegen solle." 

Das so geschaffene Qesetzbnch — die cocatitatio crimi- 
nalis — zerfällt in zwei Theile, 

Der erste Theil handelt von der peinlichen Verfährung, der 
zweite — „änderte" — Theil von den halsgerichtlichen Verbrechen 
insonderheit and deren Strafen. Uaterielles und formelles Straf- 
recht erscheinen somit legislativ nochnichtvon einander geschieden. 
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Als die hanptBächlichen Arten der peinlichen Verfatimag, 
werden angeführt: Die ßtrmliche Anklage (Accas&tio) und die 
richterliche Nacbforschnng (Inqaisitio). Der Anhiageprocess ist 
aber bereite der ansserordentlißhe ProceEB geworden, die 
ordentliche VerfabrnngBart ist der proceBsns Inquisitorius, 
dessen Glicderong nach den BeBtimmnngeu der Theresiana die 
folgende ist: 

Nach „BeBchafesheit der Sacbe" bat die InqniBitio gene- 
ratissima genersliter oder specialiter Torgenommen zd werden. — 
Art 25, §. 3. 

Die generali ssima, nämlich die altgemeine oder vorsorg- 
liche NacbforBchang „hat zu bescheben, wenn sich ein glanb- 
wärdiger Ruf verbreitet, dass in dem HalsgericbtBbezirk oder 
den nahe angelegenen Orten Strassenränber, Zigeuner nnd der- 
gleichen gefährliches Gesindel, von welchem Gefahr nnd Unheil 
zu besorgen, sich aufhalten oder hemmsch wärmen." 

Die GeneralinquisitioQ oder gemeine nnd vorbereitliche Nacb- 
forschnng gCBcbieht, wenn man entweder der bOsen That nicht 
vollkommen vergewisBert ist, oder wenn zwar die vertibto That 
ihre Richtigkeit bat, jedoch noch keine Anzeige oder gegründeter 
Verdacht auf eine gewisse Person vorbanden ist. — Art. 26, §, 4. 

Von der Generalinqaisitlon gelangt das Verfahren auf 
Grund des erhobenen Corpus delicti durch SicherBtellnng der 
Umst&nde, „welche zwischen der begangenen Tbat nnd dem 
Thäter einen „„scbicksamen'"' Znaammenhang haben" — An- 
zeigen, Judicien — in das Stadium der Specialinqnisition 
d. i. zur Unteraucbnng gegen eine bestimmte Person wegen 
eines bestimmten Verbrechens, ~ Art. 27, §. 2. 

DieEe Specialinqnisition fahrt nnn aber je nach 
der Stärke der hervorkommenden Indiden — Anzeigungen — 
znr Haft und zor peinliobea Frage des InquiBiten,-go dass als 
Regel gilt: 

Anzeigangen bestimmter Stärke begründen die Specialinqui- 
sitiOQ, die Anzeigungen des nächst höheren Grades fuhren zar Ver- 
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ha/tung und jene der Btärksteu Gattnag zar peinlichen Befragung 
des Beachnid Igten, Von diesem Gesichtspunkte einer strengen 
Knsserlichen Schematisirnng werden denn auch im 29. Artikel 
aber die gefängliche Einziehung folgende Grnndsätze anfgestellt: 

I. Besondere Landesfreiheiten, Privilegien einzelner Stände 
und Classen, die TOn der Haft eximiren, sollen ancb fernerhin 
gewahrt bleiben . . . „besondere Freiheiten wegen AnsbflrgQDg 
und Yerstrickang auf Tren und Glauben gewisser in ciDem 
Verbrechen befangener Personen sollen nicht aufgehoben sein . . ," 
qdass nachfolgend allgemeine Massregel von Gefangennehmang 
der üebelthäter den besonderen Landesfreiheiten nnabbrüchig 
sein sollen." 

!I. Nicht jede Special Inquisition hat als solche schon die 
Gefangennehmung im Gefolge, der Angeschuldigte kann sich auch 
anf freiem Fnsse verantworten. — „Falls keine rech tsgenQ gliche 
Anzeigen zur Gefängniss sich vorfinden ... so ist die Special- 
inqnisitiou gleichwohl wider denselben , jedoch dergestalten 
TOreunehmen, dass der Angeschuldigte während der Unter- 
suchnng auf freiem Fasse sich verantworten könne." — 
Art. 29, §. 2. 

III. Zur Eioleitnng der Captur ist das Vorhandensein 
bestimmter Anzeigungen erforderlich, „znmalen aber zur ge- 
fänglichen Kinziehnng vor Allem erforderlich, dass man hiezn 
genngsame Anzeigungen habe". . . etc. 

Sind bestimmte Indicien zur Gefangennahme vorhanden, 
so entscheidet ttber die Verhängung der Captur das vernünf- 
tige Ermessen des Richters nach nachstehenden Grnnds&tzen. 

a) Znvörderst ist der persönliche Charakter des Inqni- 
renten inBetracht zu ziehen; ^gemeine, nnangesessene, streichende, 
oder wohl gar liederliche und Qbelberfichtigte Leute können 
schon bei geringerem Verdacht sowohl in grössern, als in kleinern 
Verbrechen in Haft genommen werden ; adelige oder sonst 
ansehnliche und anverleumdete Personen, welche von mäniglich 
für ehrlich gehalten werden, sollen insgemein nicht sogleich ins 
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wirbliche GefiLogoisa gelegt werden"; hier kano es nftmlich 
der Richter nach vernüaftigem Ermeesen bis zur weiteren Er- 
kundigung bei Hansarrest, oder sonst einem ehrlich sichercD 
VerwahruDgaort bewenden lassen. 

b) Der weitere Geaichtspnakt, der das vernünftige Er- 
messen des KichterB za leiten hat, ist die Bedschtnahme auf 
die QDalitftt der Uebelthat, deren der Beschuldigte verdächtig 
erscheint. 

Bei grosseren hahgericbtlicben Verbrechen, die eine Todes- 
oder schwere Leibesstrafe nach sieb ziehen, ist die Captur und 
zwar die wirkliche, sofort zn verhängen; bei kleineren ist zu 
unterscheiden, ob dieselben eine Leibesstrafe nach sich ziehen 
oder nicht. 

Im ersten Falle kann das Gefängniss dnrch eine andere 
Art , ehrlich sichern Gewahrsams" ersetzt werden, im letzteren 
Falle können „genngsam-angesessene Beschnidigte oder Ünan- 
gesessene, aber sonst, wohl verhaltene Lente" gegen hinlängliche 
Verbürgnng und Versicberang von der gefänglichen Verhaftung 
verschont bleiben; wofern „diese Uebelth&ter nicht auf frischer 
That ertappt wurden, oder das geringere Verbrechen nicht mit 
besonders ärgerlichen Nebonumständen verbanden war." 

c) Der dritte Gesichtspunkt, den der Richter ins Auge 
zu fassen hat, ist der Fluchtverdacht, „die Gefahr des Aus- 
tretens"; sie führt auch bei angesehenen Leuten die sofortige 
Haftverhängnug herbei, sie verwirkt ferner die Verhaftung auch 
bei der Untersuchung kleinerer, nicht auf Leibesstrafe geheader 
Uabelthaten und weist den Richter an, selbst in jenen Fallen, 
wo noch nicht gar genügsame Anzeigungen für Verhaftung da 
wären, dann bei solchen Leuten, denen der Arrest oder Ge- 
längniss an ihren „Ehren" verkleinerlicb ist, „von weitem auf 
dieselben Seissig Acht zu geben, damit sie nicht entrinnen." 

Bezüglich der Cautionslegang zur Abwendung des Ge- 
l^gnisses stellt endlich die Theresiana nachstehende Graud- 
aätze auf: 
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UDangesessene, aber sonEt ehrliche Leute kODoon io kleinsQ 
MalefizhaudlnugeD gegen Leiatnng einer Cantion aof freiem 
Fasse belassen bleiben; bei dem Verdachte eiDer grosseren 
Idissethat findet die Belassang auf freiem Fosse gegen Gantion 
niinr bei besooderer allerhßchsten Bewilligung'' statt. Die Ent- 
lassung aas der bereits verhängten Haft gegen Cantioa 
sollte bei schweren Verbrechen niemals, bei geringen nnr 
dann stattfinden, nenn Bicb der Process in die Länge ziehen 
möchte. Setzt der Inqnisit fluchtigen Fnas, so verfAlU die 
Gantion nnd wird in erster Linie znr Deckung der Schäden 
nnd Process QDkosten verwendet; der üeberscbnss fällt dem 
Halsgerichte anheim. 

Die SchlnsBSätze des 29. Art. sind der Eintbeilnng nnd 
Darstellnng der Haftgründe gewidmet. 

Die Theresiana nnterscbeidet „gemeine" — allgemeine 
Haftgrtlnde, die fast bei allen „Lastern" eintreffen kOnnen, und 
„absonderliche Anzeigungen" — besondere HaftgrOnde, die bei 
den einzelnen Verbrechen vorkommen. 

Die allgemeinen Haftgrande der Theresiana sind : 1. Wenn 
der Verdachte ein solch- verwegen- oder leichtfertige Person 
von bösem Leamnth nnd GerQcht ist, dass man sich der Misse- 
that zo ihm versehen mOge; 2. früheres Begehen oder Versnch 
desselben Verbrechens ; 3. Anwesenheit an einem geftbrlicben 
Orte ; 4. Anwesenheit am Thatorte oder in der N&he desselben ; 
5. Gesellschaft mit Uebelberüchtigten ; 6. Bedrohung mit dem 
Verbrechen in ofi'ener Feindschaft; 7. Beschnldignng durch den 
Verletzten vor erfolgtem Tod; 8- die nach begangener That 
ergriffene Flacht; 9. Beachnldignng eines anch sonst Verdäch- 
tigen dnrch einen Mitachaldigen ; 10. Angabe eines einzigen 
tadellosen Zeugen; 11. Selbstanklage des Verdächtigen, ohne 
dass eine Sinnesverrückang bei ihm zu verspüren ist. 

Beztiglich der besondere Haftgrflnde verweist das Gesetz 
auf den materiellen Thell des Strafrechtes nod wir finden auch 
bei der Bestimmung jedes einzelnen Verbrechens sorgsam 
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angefahrt, welche lodicieQ zur SpecialiDqnisitiOD, welche znr 
Haft und welche zor peinlichen Befragung wegen desselben 
führen können. 

Werden die foranstebend skizzirteo BeBtimmnngen der 
ThereBiana bezOglich der Untersncbnngshaft näher ins Ange 
gcfasst, so läBSt aich die ungemeine Sorgfalt, die der Lehre 
gewidmet wird, niubt verkennen, wir finden ein sorgßlltigBt and 
nniBt&ndlichst aasgearbeitetes' System vor nng, das ein naheza 
modernes Gepräge hat. 

Die Haftgrande geaan so, wie wir sie in Lehr- und 
Gesetz esbflchem der jttngaten Zeit verzeichnet finden, die Indicien 
anfs BOrg&ltigste eingetbeilt and genau Bpecialisirt, die Be- 
Btimmnngen Ober die Bürgschaft aasreichend gegliedert. 

Was von den Haftgrttnden der Neazeit fehlt, der Haft- 
gmnd der Collnsionagefahr nnd jener der AnsfUhrang oder 
Wiederholung eines Verbrechens — wir mttssen dies schon an 
dieEBr Stelle conBtaüren — ist ein zweifelba^r Vorzug der 
nenen Lehre. 

Forschen wir nach den Grundlagen der Theresianischen 
Bestimmungen Aber die Unters ochnngshaft, bo stellt sich nns 
in legislativer Beziehung die neue peinliche Halsgerichtsord- 
nnng Ferdinand des III vom J. 1660 ala deren Basis dar. 

Hier wie dort tritt das charakteristische Merkmal hervor, 
dasB die Untersuchungshaft ala integrirender Bestandtheil dem 
ganzen ProceBsorganismus eingefügt erscheint, indem das ge- 
sammte Vorverfahren sich nachsteheads gliedert: 

1. Stadium der Generalinquisilion, 2. Stadium der Special- 
inqnisitioi], 3. Stadium der Gefangennehmong und i. Stadiam 
der peinlichea Befragung. 

Hier wie dort unterscheidet das Gesetz zwischen den 
allgemeinen HoAüudicien, die bei jedem Verbrechen vorkommen 
können, nnd den besonderen Haf^ndicien der einzelnen 
Hissethaten, die Bestimmaugen der Theresiana erscheinen dies- 
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falls zum grossen Tbeile wörtlich ans der Ferdinande» hin- 
flbergenommen. 

WiEseaHCbaftlich ruhen aber beide Oesetzeswerke auf den 
Schriften und der Lehre Carpzows, des grossen Bächgiechen 
StrafrechtBlehrers ; die Ferdiaandea scheint den Process der 
Practica nova rernm criminalinm aus dem J. 1635 znm Vor- 
bilde zu haben, während die Theresiana auf Carpzows „pein- 
lichem InqnisltionB- und Ächtprocease" (1662) ruht, in welchem 
die allgemeinen Lebrs&tze des erst genannten WerlieB, so weit 
selbe den InquaitionEprocess betreffen, präciser ansgefflhrt und 
dargestellt erscfaeinen. 

Die erwähnte Uebereinstimninng der Theresiana mit der 
letztgenannten Carpzow'schen Arbeit tritt in der ganzen Anlage 
und Eintbeilung des InquiEitionsproceEses, in seiner Gliedemng 
deutlich und bestimmt hervor; über in liflinem Ppukte I&sst 
sich der Zasammenhang leichter aufzeigen, als gerade rück* 
sichtlich der BestimmuDgen über die Unter suchnngshati. 

So wird beispielsweise in der Theresiana an die Spitze 
der Lehre von der Unters nchungshaft der Satz gestellt: „wenn 
ea eines begangenen Verbrechens halber mit dem corpore 
delicti seine Richtigkeit bat, anbey redliche Vermuthnngen 
gegen eine gewisse Person, dass selbe der Thäter seie, vor- 
banden sind, Bo ist . . . andnrch znr Specialinquisition der 
Weg eröffnet. Eb ist aber hiebei zugleich allemal der Bedacht 
zu nehmen, ob auch genngaame Ursachen fürwalten, kraft 
deren solch verdächtiger Thäter von Rechtswegen in ge^g- 
licben Verbaft möge gebracht werden." Art 29, §. 1 ; — and 
tit. IV des erwähnten Carpzow'scben Reichs- nnd Achtprocesses 
beginnt: 

„Wann nun das richterliche Ampt bei der Bummorischen 
oder Generalinquisitiou befunden, dasB die beragete Verbrechnng 
gewiss und in Wahrheit begangeu, sich auch genügsamer Ver- 
dacht desswegen wider eine gewisse Person ereignet, wird der 
Inquisition sprocess wider dleselbigo Person vorgenommen, dessen 
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Anraag vod der gefänglichen AnnehmuDg gemacht." Hier mnss 
die nahezu wörlliche UebereinBtimmnDg bei der Darstellaog 
ond KntwicklnDg des gleichen GedaDkens auffallen. 

Identisch sind die BestimninngeD, nach welchen die Special- 
inqnisition in gewissen Fällen ohne Captnr begonnen und dnrch- 
geführt werden kann; da uämlicb, wo es sich um geringere 
Malefizhandlungeu handelt, auf welche weder eine Lebens- noch 
eine Leibeastrafe gesetzt ist. Dass bei den sogenannten Tagi 
hotnines auch ein geringeres Vei^ehen und geringerer Verdacht 
die Verhängung der Haft rechtfertige, darüber finden wir ebenso 
übereinstimmende Verfttgangen, als darüber, dass anch dort die 
Haft zn verhängen ist, wo wegen des Erankheitsverlanfes des 
Beschädigten die Grösse und Intensivität der an ihm verübten 
Verletzung noch nicht bestimmbar ist. So erscheint endlich 
auch das Capitel über die Bürgschaftsleistung nahezu wOrtlich 
aus dem Carpzow'schen Werke hinübergenommen , was um so 
bezeichnender ist, als die Carpzow'schen Bestimmungen dies- 
falls auf sächsischer Gerichtsobservanz mhten, welche letztere 
ohne das Kedlum Carpzow'scher Bearbeitung wohl schwerlich 
den Weg in die Arbeit der thcresianiscben Gesetzcommission 
gefunden haben würde. 

Der alleinige Unterschied , dass Carpzow alle einzelnen 
Indicien »wegen Mlancfafältigkeit der Qualitäten und Umstände" 
nicht zu beschreiben für möglich findet, die Theresiana hin- 
gegen eine demonstrative Aufzählung derselben versncht, vermag 
der Identität der Bestimmungen über die Captnr keinen Eintrag 
zu thun, weil er in dem Umstände, dass die Arbeit der Com- 
mission einen Gesetzgebungszweck verfolgte, während das Oarp- 
zow'sche Werk blosse Privatarbeit war, seine genügende Er- 
klärung findet. 

Haben wir sobin in den Bestimmungen der Theresiana 
fiber die Untersuchungshaft mit einer geistigen Schöpfung 
Carpzows zn thun, so dürfte es nicht anangeraeseen erscheinen, 

Zocker, Unlersuchangeli&ft, 2 
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dessen Auffassung von dem Institnte der UnterBnchnngshaft mit 
einigen Worten zn skizziren. 

Carpzow, dem bezDglich der Bearbeitong des Straf- 
processes nnzweifelhaft Jnlins ClqrnB znm Vorbilde diente, drang 
nm ein Bedentendes tiefer in den Geist des römisclien Rechtes 
ein, als seine dentschen Vorgänger; er klammerte sich nicht, 
wie es beispielsweise Schwarzenberg in seiner Bambergensis 
that, an einzelne Worte nnd Begriffe, sondern erfosste die in 
den verschiedenartigen Bestjmmnngea des Codex nnd der 
Pandecten sich darstellende Lehre von der Untersnchnngshaft 
in ihrem ganzen Umfange, snchto die Principien des in die 
Praxis der weltlichen Gerichte flbergangenen kanonischen Straf- 
processes, so wie die horrschende Gerichtsobservanz mit ihr 
in Einklang zn bringen, and gab so dem Institnte einen syste- 
matischen Anfban, der trotz der geänderten Form des Processes 
theilweise noch in nnsere Zeit hineinragt. 

Entscheidend fttr ihn ist znn&chst jener Gesichtspunkt, 
gemäss dessen die Untersnchnngshaft den Zweck hat, sich der 
Gegenwart des Beschnldigteä znm Zwecke der Dnrcbftihrang 
des Processes zn versichern. Damm finden wir anch die sorg- 
fältigen Unterschefdongen rflcksichtlich der persönlichen Ver- 
hältnisse des Delinqairenden,racksichtlich der Grfisse des Delictes 
in voller Uebereinsttmmnng mit der berflUmten Stelle der 
Dig. de cnstod. et exhibiüone reomm ... De custodia reornm 
proconsul aestimare seiet . . . Hoc antem vel pro criminis, 
qnod objicitur, qualitate, vel propter honorem ant propter 
amplissimas facultates, vel pro innocentia personae, vel pro 
dignitate ejus, qni accnsatur, faoere solet. 

Hier wird sohin der römischen Anffassnng des Institutes 
volle Rechnung getragen; aber anch das Princip des kano- 
nischen Inquisitions processes findet bei Carpzow die vollste 
Würdigung darin, dass zur Verhftngung der Haft ein z n- 
reichendes Indicinm verlangt wird, dass somit der Richter 
nicht nar darüber eine Entscheidong zn treffen hat, ob eine 
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Flucht des BeauhuldigteD zu besorgeo ist, sondera auch dar- 
über, ob bereits eio geoltgendeB ecbnldbeweisendes Moment 
erbracbt sei, um den darch' die Verhaftung errolgenden Ab- 
brach des Rechtes des ludividanrns zu rechtfertigen. 

In diesem Funkte war Carpzow's Anffasanng von dem 
Institute der Untersuchungshaft eine riebtigere als diejenige, 
welche in den Bestimmaugen der Carolina uns entgegentritt. 

Die Carolina lässt, wie wir oben gesehen haben, die Ver- 
haftung mit der Einleitung des Processes zasammenfollcn, ja 
sogar erstere der letzteren gewissermassen vorangehen, wflhrend 
Carpzow die Anschaanng Terficht, dass die Specialinquisition 
erst in ihrem weiteren Verlaufe zur Haft führe und dass das 
Indicinmznr Haft um Einen Grad stärker sein mflsse als jenes, 
welches zur Specialinquisition berechtigt. 

Die primitive Garantie für eine begründete Auschnldignug, 
welche die Carolina dem Beschaldigten dadurch bietet, dass 
zn Beginn des Strafverfahrens „auch der Ankläger, oder sein 
Gewalthaber mit ihrem Leibe verwahrt werden", beseitigte Carp- 
zow. Indem er den Eingriff in die Freiheitsspbäre des Be- 
schuldigten von dem Vorbandeosein eines bestimmten Grades 
von Schuldwahrscheinlichkeit abhängig macht. 

So sehen wir, dass die Beseitigung der uoch vorhandenen 
Aokli^eformen der Carolina und der Uebergaug zum Inqui- 
sitioDsprocesse an sich keine Verschärfung der üntersnchnngs- 
haft herbeifohrte , dass vielmehr die Untersnchnngshaft nnter 
Carpzow sich wesentlich milder zu gestalten begann, eine hoch- 
bedeutsame Erscheinung, auf die wir bei der dogmatiBcben Exe- 
gese des Institutes noch des Weiteren znrückkommen werden. 

Wir können denn auch der Theresiana, die bezflglich der 
Untersuchungshaft auf Carpzow'schen Grundlagen ruht, unsere 
Anerkennung nicht vorenthalten, mOssen vielmehr ihr System 
als ein haltbares erklären , das einer rationellen Entwicklung 
nicht nniäbig war. 

a* 
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Erst einer späteren Gesetzgebung blieb es vorbebttlten, 
dem Institute ejae Missgestaltang za geben, die eiatreten musste, 
sobald die Ueberwuchernng des Inquisitionsprincipes znr 
Aanenduitg der CoUusionsbaft in ungeahnter Ansdehnniig nod 
Intensivitat geschritten war and zar Beseitigung der Bürgschaft 
führte, während in der Theresiana letzterer nocb ein Platz ge- 
gönnt wurde, die Collnsionshaft dagegen znm mindesten noch 
keine formale Anerkennung gefunden hatte. 
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2. CapiteL 



Josef IL Criminalgeaetzgebung. 

Domin-PetmaheTeoB, Neuere ÖBterr. RechlBgeschichte, 8. 147— 
169. ZeillerB BeitrSge zur (üesetzkimde und RechtBwisBenacliaft, 
I. Band 8. 93 u. 94. Maacher, Syatem. Handbuch des österr. 
StrafgesetneB, S, 14— IB. Jenull, das österr. Criminalrecht, 8.89. 
Hyc, Die leitenden Gnmdsätze der österr. Strafproceae Ordnung, S. G. 
Ruif, Commentar zur österr. StrafproceesOTdiiung vom 29. Juli I6G3. 
I. 8. 21. Herbst, Einleitung in das Öaterr. 8trafproce aarecht, 
S.42— 44.Ullmann,DasSBterr.StrafproceBsrecbt,S. U. Ramshorn, 
Kaiser Joaef H. und seine Zeit, 8. 278 d. 279. Henke, Gnindrisa 
einer Geachichte des dentschen peinl. Kechtea, IL Band, S. 407 — 409. 
Mittermayer, Handbuch des peinlichen Processes, 3.117 u, 116 n.A. 

Die BedealDng der Theresiana beschrankte sich, wie wir 
säbfiD, im Allgemeinen darauf, daes darch aie eiD einheitlicher 
StrarptocesB für die Csterr. Erblaode geschaffen varde; sie 
war eine blosse Compilation bestehender Provinzialgesetze, die 
wieder ihrerseits in dem durch Praxis and Doctrin entwickelten 
deatschen Criininalprocesse ihre gemeinsame Basis hatten; sie 
bedeutet daher nur einen formalen aber keineswegs materiellen 
Fortschritt 

Diesen letzteren zn inangtirircn, blieb der späteren Re- 
gierangsepoche der Kaiserin Maria Theresia und ihrem grossen 
Sohne Josef IL vorbehalten; die Aufhebnog der Tortnr durch 
das Gesetz vom J. 1776, die noch unter der Regierung der 
Kaiserin erfolgte, war der erste bedeutungsvolle Schritt zn dem 
beginnenden Reformwerke, das seiner Natnr nach in Josef II. 
den eifrigsten Förderer finden mnsste. 
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Nirgends konnten die hnnianen Bestrebungen der Periode 
der Aafbl&rang zn entechiedenerem Ansdrocke gelangen, als auf 
dem Oebiete dee Strafrecbtes, and so sehen vir denn den refor- 
matoriscben Feuereifer Josef ü, gleich in den ersten Regiemngs- 
jahren mit Yorliebe diesem Theiie der Oesetzgebnng zuge- 
wendet 

Znn&chst wurde das materielle Strafgesetz einer ein- 
schneidenden Revision nnterzogen. 

Josef II. bracb vollständig mit dem fiberkommenen Syst«me 
nnd anf neuen Principien wurde ein Gesetzbuch aufgebaut, in 
welchem der Geist der Tberesiana kaum mehr zn erkennen war. 

Weniger intensiv tritt das reformatorische Bestreben anf 
dem Gebiete der Strafprocessgesetzgebung uns entgegen, da es 
hier zn keinem Princip Wechsel reift, wie anf dem Gebiete des 
materiellen Strafrecbtes. 

Das inquisitorische Princip wnrde beibehalten, wo nicht 
gar verschärft, und znnächst nur eine Vereinfochnng des Yer- 
fobrens durchgeführt, durch welches die scbolastiBche Scbwer- 
f&lligkeit nod Umstftndlicbkeit des bisherigen Processes hinweg- 
geräumt werden sollte. 

In erster Linie präsentirt sich uns als Norm eine Zwei- 
theilnng des Verfahrens, herbeigeführt durch das Streben nach 
Verwirklichung eines doctrinären Grundsatzes des materiellen 



Nach dem Enndmachnngs patente zn dem allgemeinen Ge- 
setxbnche' Ober Verbrechen und deren Bestrafung (materieller 
Theil) war n&mlich das erwähnte Gesetz zunächst zn dem 
Zwecke erlassen, um zwischen Griminal- und politischen 
Verbrechen eine „anständige" Grenzlinie zu ziehen, und wnrde 
angeordnet^ dass kfluftigbin Criminalrichter ihr Amt nnr gegen 
diejenigen zu handeln haben , die wegen eines Criminalver- 
brechens bei dem Criminatgerichte einkommen ; über politische 
Verbrechen sollten dagegen von nun an nur die „politischen " 
Obrigkeiten entscheiden. 
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So mnsste denn eine doppelte Terfahrnngsart ge< 
schaffen werden ; ein Yerfahren in Criminalsachen nnd ein Ver- 
fahren in politischen Yergehungen. 

Jede dieser Terfahrungsarten worde durch ein besonderes 
Gesetz geregelt. 

Am 5. März 1787 erachiea eine kurze (15 Paragraphen 
umfassende) „Instruction" ober die Änstrengnng einer Inqui- 
sition, AbnrtheiluDg nnd Strafvo 11z ie hang wider einen eines 
politischen Yerbrechens Beschuldigten, während das Patent Tom 
17. Jnni 1788 eine Vorschrift tlber das Criminal verfahren, die 
^allgemeine Criminalgerichtsordnung" einführte. 

Wegen ihres Znsammenhanges mit der Theresiana wollen 
wir zunächst eine Skizze der letzteren folgen lassen. 

A. Josef IL allgemeine Criminalgerichtsordnnug 
vom 17. jHni 1788. 

Durch dieselhe erscheint zunächst der Anklagnngsprocess 
gänzlich beseitigt. „Bei Criminalverbrechen soll künftig nicht 
anders als von richterlichen Amtswegen verfahren werden. 
Daher wird der in einigen Provinzen bisher gewöhnliche An- 
klageprocess gänzlich aufgehoben." §. 1. 

Die Darstellung des nunmehr ausschliesslich wirksamen 
luquisitionsprocesses ist in Ettrze folgende: Znm Verfahren von 
AmtBwegen aber erstattete Anzeige — za der mit Ansschlnss der 
Verwandten Jedermann verpflichtet erscheint — ist zunächst 
die Obrigkeit bemfen, d. i. jene Behörde, der nach V-erfassung 
dos Landes die obrigkeitliche Aufsicht über Zucht, Ordnung 
und Sicherheit anvertraut ist. 

Sie hatte die ersten Erhebungen des Thstbestandes zu 
leiten und waren ihr diesfalls weit grossere Befugnisse einge> 
räumt ids bisher; selbst bei erforderlichen Haussuchungen 
sollte sie durch grnndherrliche Rechte nicht mehr beschränkt sein. 
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Der ThstbestandBerhebnag — corpus delicti — Bind 
Zeagen und nöthigeofalls Eanstverstttndige beizuziehen. 

Die bei der Tbatbestondserhebnng za vernebmendea ZeDgen 
haben vor dem VerhQr za schworen : der Wahrheit entsprechende 
ÄasHagen iiLachen zu wollen. Ben Mittelpunkt des Verfahrens 
der Obrigkeit bildete das sogenannte enrnmarische VerhOr des 
Beschnldigteo , bezflglich desBen folgende Bestimmnngen er- 
lassen wurden : 

„War der politischen Obrigkeit Jemand als CriminalTer- 
brecber gestellt worden, zn welcher Staude des Tages oder 
Nacht es sein mag, so hat sie sogleich zum Bommarisctieu 
TerhOr zu schreiten, nach desseD Durchführung gemeinhin die 
Obrigkeit alle bisher vorgekommeDen Umstände wohl und - 
gründlich zu überlegen nud daraus zu nrtheilen hat, ob und 
wie die weiteren Spuren der luzichten zo verfolgen Bind, ob 
der Beacbnldigte inzwischen in obrigkeitlicher Verwahrung zu 
behalten nnd in welche Art von Haft er zu nehmen ist, oder 
ob er mittlerweile entweder ohne alle BedingniBS oder gegen 
Eid, sich auf Jedesmaliges Begehren vor der Obrigkeit zu 
stellen , , . oder endlicb gegen Beschaffung annehmlicher Bürg- 
schaft auf freien Fuss zn setzen sei." 

In eine neue Phase trat jedoch die Untersuchung, wenn 
nach durchgeführtem summarischen Verhöre sich die gesetz- 
lichen Bedingungen zur Abliefernng des Beschul- 
digten an das Criminalgericht ergaben. 

Zeigte sich nämlich der Beschuldigte „widerspänstig", 
indem er die Beantwortung der an ihn gestellten Fragen ent- 
weder gänzlich oder tbeilweise verweigerte, oder aber er war des 
ihm zur Last gelegten Verbrechens vollkommen geständig, 
so wurde er sofort an das Criminalgericht Übergeben §g. 41, 
45; anderen Falles konnte seine „Transportirung erst dann 
erfolgen, wenn im Laufe der von der Obrigkeit geführten 
Untersnchnng solche Inzichten vorkamen, die zu seiner 
Ueberlieferung an das Criminalgericht zu- 
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reichten." Ueber diese Inzichtea non lässt sich das Geeetz 
in nmstSndlichBter und ausfuhrlichater Weise aas. g, 52. 

In theilweiser Uebereinstimmang mit der Tlieresiana unter- 
scheidet die allgemeine CriminalgerichtBordnung atigemeine 
Indicieo, die bei jedem Verbrechen vorlcommeu Iconnten, nud 
besondere, die nur bei bestimmten Delicten znr AbUefemng 
an das Criminalgericht fuhren Iconnten. Zq Ersteren z&hlt dag 
Gesetz : 

Die unverdächtige Zengenschaft Eines Thatzeageo; das 
anssergencbtliche Geständniss vor zwei anrerdächtigeD Zengen ; 
verdächtiger Besitz von Werkzeugen, die mit der Verübnng 
des Verbrechens in irgend welchem Zasammenhange stehen; 
Besitz von Gegenständen, die ans dem Verbrechen herrühren; 
verdächtige Flucht nach der That, Anwesenheit am Tliatorte; 
heftige GemQthshewegang, insbesondere Feindschaft wider den 
Beschädigten; Angabe Eines oder mehrerer Slitschnldigen; also 
QDge^r alle jene Indicien, die die Theresiana als solche, die 
bei jedem Laster zn treffen sind, anfuhrt; dagegen beschränken 
sich die besonderen Indicien auf den Besitz verdächtiger Münzen 
bei den VermOgensdelicten und auf aufiallende Verändemng des 
Leibes bei dem Verdachte des Eindesmordes. 

Ergab sich in dieser Weise ein gesetzlicher Grund 
znr Ablieferung au das Criminalgefängniss, so hatte die Obrig- 
keit einen „vertrauten", „vorsichtigen" und „bescheidenen" Mann 
zu wählen, der die Abliefernng bis zum Griminalgerichte be- 
sorgen und für die „richtige Uebergabe" haften musste. Die 
Art der Transportirung in das Qefängniss war in der minntiösesten 
Weise vorgezeichnet, wie der Bescbnldigte verwahrt, wie er be- 
handelt werden solle, und eben so genau schreibt das fünfte Haupt- 
stflck von den Gefängnissen (§. 58—76) vor, wie der Gefangene 
im Kerker gehalten zu werden habe, was ihm versagt werden 
- mttsse und was ihm gestattet werden dürfe etc. 

Erst nach erfolgter Uebernahmein dasCrimi- 
nalgefängntss beginnt das eigentliche Cnmtnaherfahren 
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mit dem ordentlichen Verhöre des Gefangeneo (Geetellton) 
(§. 94—115), durch das fortgesetite ZeugenveihOr (§. 122— 
142), cinrch FOhrnog des znsammeDgeEetzten Beweises (§. 143 — 
148), so wie endlich dorcfa die Ftthrnng dea sogenannten Uo- 
sohuldsbeweisBs (§. 149—157). 

Nach geBcblossenem Verfahren erfolgt Berathnng nnd 
Fftllang dea ErkenntoisBea, dessen Eundmachnng in nachatehender 
Weiae erfolgt: 

„Erliennt das Urtheil dea ünteranchten Unschuld, so hat 
aicb ein Gerichtsbeisitzer in das Oefängnlsa zu verfügen, dem 
Gefangenen sogleich die Eisen, falls er mit solchen belegt ist, 
abnehmen zu lasEen und ihm die Freiheit anzukündigen; iantet 
dagegen das Erkenntnisa anf Vernrtheilnng oder auf Frei- 
aprechong wegen Abgang von Beweismitteln, so mnsate za 
dessen Anhörung der „Gefangene" dnrcli den Kerkermeister vor 
Gericht gestellt werden." 

B. Verfahren bei politischen Verbrechen. 

Höchst einfacher Natnr aiad dagegen die Bestimmungen 
betreffend die Untersuchungshaft, enthalten' in der Instmction 
fQr die politischen Behörden über die Anstrengung einer Inqui- 
sition, Abnitheilnng nnd Strafvollziehong wider einen eines 
politischen Verbrecheua Beschuldigten vom 5. H&tz 1767. 

|. 4 dieser Instruction lautet: 

Wenn die Beschuldigung ein solches politLsches Ver- 
brechen betrifft, auf welches mir zeitliche Strafe gesetzt ist, 
so soll der Beschuldigte, wenn er ein Mann von Adel ist, wenn 
er ein öffentliches Amt bekleidet, wenn er ein Gewerbsmann 
oder ein ansässiger Hann von sonst nntadelhafter Aufführung 
und gutem Leumuthe ist, während der Unteranchung 
nicht in Verhaft gezogen werden, so lange er sich 
vor der Obrigkeit auf jedesmaliges FQrfordern gutwillig stellt 
und sich vor selber nicht verborgen hält. 
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AoBserdem a^er, oder wenn es Bicb nm ein solches Ver- 
brechen handelt, Raf welches anhaltende Strafe gesetzt ist, mnas 
sich w&hreud der UnterBnchnog der Person versichert werden. 

Wir ersehen daraus, dass ein Unterschied zwischen jenen 
politischen Verbrechen gemacht wurde, auf die htos zeit- 
liche Strafe, die Strafe von Einem Tage bis zn Einem Monate, 
und solchen, anf die anhaltende —von Einem Monate bis zd 
Einem J^hre gesetzt war, in ersterem Falle war die Belassong 
aaf freiem Fasse die Regel, während im letzteren die Verhaf- 
tang resp. Verwahmng bedingongslos platzgreifen masste. 

Die vorstehende Darstelinng zeigt, dass rQcksichÜich der 
StelluDg der Untersncbnngshaft Im Verfahren wegen CriminaN 
rerbrechen die Scheidang der Phase der Vorunter- 
sncbiing von jener der eigentlichen Criminalnnter- 
sachnng von massgebender Bedentang ist. 

Jnsolange die Obrigbeit die UnterBOchang fuhrt, kann sie, 
and zwar ganz im Sinne der Bestimmangen der Theresiana den 
Beschuldigten in Verwahrung behalten, sie kann ihn ohne 
alle BedinguisB, gegen Eid oder gegen Caution aaf freiem 
Fasse belassen; kurz, sie kann, bestimmte Fälle aasgenommen, 
nach jenen Grandsätzen handeln, die die Verhängnng der Unter- 
suchungshaft dem Ermessen der Behörde anheimgeben. 

Ganz anders aber gestaltet sich das Verhaltniss, wenn der 
Beschuldigte entweder zur Strafe fllr seine Widerspänstigfeeit 
oder nach abgelegtem Schuldbekenntnisse oder endlich im Falle 
der Provenienz von Inzichten bestimmter Stärke an den Cri- 
minalrichter abgeliefert wird, und biedurch das Verfahren 
in das Stadinm der eigentlichen Criminalnntersuchnng tritt. 

Während dieses „eigentlichen" CrimiDalverfahrens blieb 
nämlich der Beschuldigte durchwegs und bedingungslos 
im strengen Criminalverhafte. 

Eine „eigentliche" Criminaluntersuchung ohne Verliaftung 
war nach der bOndtgen Textimng des Gesetzes rein unmöglich, 
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der q Beschuldigte" war ancb zugleich der „Gefangene" 
des Grlni in alger icbtee. 

Es ist, trenn man die oben erwähnten Bestimmiuigen des 
Gesetzes Ober die Äblieferang, über die Uebernahme, über Art 
der VerwahrnDg des Gefangenen dnrcbgebt, nicht anders, als 
ob der Beschuldigte, sobald er an das Criminalgericht abge- 
liefert wurde, seine PersOnlichlieit abgestreift hätte und za einer 
Art Beweisstück herabgesunken wäre, das stets in der phy- 
sischen Gewaltsphäre des Richters bleiben mnss. 

Gleichwie Protokolle , Schriften und zur Ueberweiaung 
dienliche Gegenstände sorgtältig verpackt und versiegelt von 
der Obrigkeit dem Criminalrichter uberscbickt, von diesem 
hinterlegt und bis zum Abschlüsse des Criminalproccsses auf- 
bewahrt werden masBten ; so and nicht anders erging es dem 
Crim inaige fangen on, der in sorgfältiger Verwahrung übergeben, 
vom Criminalrichter übernommen nnd statt in der Registratur 
in dem Criminalgefängnisse bis zor Endung des Crirainalpro- 
cesses zu verbleiben hatte. 

Konnte doch selbst ein lossprechendes Erkenntniss nicht 
anders gefällt werden, als indem, wie §. 182 ausdrücklich be- 
stimmt, der Gerichtsbeisitzer sich in das Gefängniss 
verfügt, die Eisen abnehmen lässt und dem Untersncbten die 
Freikeit verkündigt. 

Selbst zum Zweclte der Entgegennahme eines gefällten 
Schul dlosigkeitserkenntnisses muss der Beschuldigte , einmal 
ins Geßlngniss gebracht, daselbst bis zum Abschlüsse des Cri- 
minalverfahrens verbleiben ! 1 

Ist bei dieser Sachlage nicht zu verkennen, dass die Cri- 
rainalhaft der Josefinischen Criminalprocessordnung extensiver 
nnd intensiver sich geltend machte, ah die Untcrsnchungshafc 
der Theresiana; so wird es sich nunmehr um die Erörterung 
der Gründe dieser Erscheinung handeln müssen, zumal man 
doch im Allgemeinen geneigt sein durfte, von der liberalen 
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StrOmDDg der JosefiüiacheD CrimJDalprocesageEetzgobang das 
eutgegeo gesetzte TerhältDiEs voran szn setzen. 

Der Grnnd dieser fast frappirenden Erscbeinang liegt 
EUDächst darin, dass der GeEetzgebang, noch mehr aber der 
Praxis sich in der Untersnchungshaft ein Surrogat 
für die Tortur darbot, von der bald der echrankenloseste 
Gebrauch gemacht wurde. So entschieden aach der humane 
Geist der Josefiaischen Gesetzgebung die Gräuel der Tortur 
verabscbenen musste, ihrer Mitwirkung bei dem dem verschärften 
inquisitorischen Zuge des Yerfabreus InDewohuenden Streben 
nach ErforschuDg materieller Wahrheit konnte sie nur schwer 
entrathen. 

In der Criminalbaft fand sich das geeignetste Mittel, auf 
den Beschuldigten „einzuwirken", ohne ihn der von der Tages- 
ordnung abgesetzten Tortur unterwerfen zu müssen; darum 
wurde in wohlberechneter Verbindung mit Lflgen- und Ungehor- 
BamsBtrafen ein System geschaffen, das zwar änsserlich mit der 
Tortur nichts gemein zu haben schien, der Wahrheit nach aber 
sie vollständig zu ersetzen hatte. 

Nicht die physischen Leiden der Gefangenschaft sollten 
dem Beschuldigten die Ablegnng eines Gestfindniases „nahe- 
legen" — um dies zu bewirken, hätte der Humanität r&cksicbtlich 
der Behandlung der Gefangenen weniger Spielraum eingeräumt 
werden müssen ; die Criminalhaft war vielmehr darauf berechnet, 
dem inquirirenden Richter eine Art geistigen Uebergeiychtes 
fiber den Gefangenen zu sichern. 

Darum stand letzterer isolirt da, von der AuEsenwelt mit 
der denkbar peinlichsten Sorgfalt abgeschnitten, dem Criminal- 
rlcbter gegenQber, welch letzterer mit allen Umständen ver- 
traut, von Allem unterrichtet durch umständliche Verhöre, durch 
eine eindringliche Fragestellung den Läugnenden in seinem 
YertheidiguDgspIane zu erschtittero, ihm das Nutzlose des Läag- 
nens darzothnn hatte, bis der Inqnisit einem abgehetzten 



jdüvGoOt^lc 



30 



Wilde fihnlicb der geistigen Uebermacht anterliegend zum Ge* 
Bt&ndhisBe eich bequemte. 

Kein Mittel erachien für dieseB geistige Fangspiel, fOr 
diese Art psychischer Hetze geeigneter, als die strengste Ibo- 
limng des Oefangenen von der Aassenwelt, die hermetische 
Absperrung TOn jeder znm geistigen Widerstände ermunternden 
Anfhetzang oder Unterweisung. 

Damm anch diese scrnpnlOse Untersachnng der Kleider 
des Eingelieferten, die ängstliche üeberwachung der ihm dar- 
gereichten Speisen, die vorsorgliche Prüfung der Mauern und 
Thflren der QeUngnisso; Alles bis ins kleinste ond minutiöseste 
Detail vorgeschrieben und zum unabänderlichen Gesetze erhoben. 

Sobald nnn aber einmal der Criminalhaft des Gefangenen 
die Erreichung dieses Zieles znm Untergründe diente, konnte 
von der Anf rechthalt ang des Institutes der Bärgschaftsleistang, 
die die Theresiana noch anerkannte, keine Bede mehr sein, 
denn durch die Leistung der Bftrgschaft mochte wohl der 
Fluchtverdacht beseitigt werden, nie aber die Gefahr des Uiss- 
lingens der Untersuchung, und darum war fflr sie in der Jose- 
finischen CrimiDBlordnang kein Baum mehr. 

Eine wesentliche Forderung dieses so eigenthflmlichen, 
mit den sonstigen Intentionen der Josefinischen GriminalgesetZ' 
gebnng so schroff contrastirenden Verhältnisses lag weiters 
aber auch in Folgendem. 

Die BDrgschaft hatte und hat zur Stunde noch einen ge- 
wissen Beigeschmack von socialen Unterschieden; der Ver- 
mögende, Angesehene konnte sich von der Haft be&eien und 
im eigentlichen Sinne des Wortes loskaufen, der Aermere ent- 
behrte dieser Wohlthat. 

Eine solche Ungleichheit vermochte der nivellirende Zug 
der Josefinischen Gesetzgebung nicht zu dulden j da, wo das 
wirkliche oder vermeintliche Interesse des Staates auf dem 
Spiele stand, konnte kein Stand, keine Classe für sich einen 
Vorzug in Anspruch nehmen oder den bisher genossenen 
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behaupten; das Interesse des Staates, dem eioe absolnÜEtische 
Herrschaft gesichert sein sollte, verlangte die Freiheitsbeschrän- 
kung des eines Criminalverbrechens Beschaldigten, sohin darfte 
es Niemanden geben, der sieb dieser Massregel in irgend einer 
Weise entziehen konnte. 

Die Griminalhaft war somit ein wesentliches Inqnisit jeder 
CriminalnntersachuDg geworden nnd blieb es so lange, bis die 
starren Principien von der Ternirklichung der Staatsidee einer ge- 
änderten Anffassong begegneten. 

Waren dies wesentlich innere Momente der Gesetz- 
gebung, die das Institnt der Untersachnngshaft zd dieser Ans- 
dehnnng gelangen Hessen , so fehlte es aber anch nicht an 
Grflnden der allgemeinen änsseren Processentwicklnng, die zu 
den erw&hnten Haft-Normen Anlass geben mussten. 

Es war dies die geänderte Stellung der Special-Inquisition 
im VerhUtuise znr General-Inquisition. 

In der Theresiana ruhte nfimlich, wie wir sahen, der 
Schwerpnnfet der Untersochung noch znm guten Theile in der 
inquisitio specialis, die inqnisitio generalis war 
ein mehr blos vorbereitendes Stadium des Criminalprocesses ; 
in der inqnisitio specialis war daher der Ciiminalrichter noch 
in voller nUntersuchnngsthatigkeit", es konnte also ganz gut 
noch Fälle geben, in denen der Kichter von einer Festnehmnng 
des Beschuldigten wegen mangelnder höherer Schuldwahrschein- 
Ilchkeit noch Abstand nehmen durfte. 

Anders in der Josefinischen GrimiDalgerichtsordnung, in 
welcher die Bedeutung der inqnisitio specialis vor Jener der 
generalis bereite znrflckgewicben war, und letztere die Haupt- 
rolle spielte. 

Die inqnisitio specialis hatte hier einen formalen Cha- 
rakter angenommen, bei welchem fttr ein arbiträres Ermessen 
des Richters, ob der Beschuldigte in Haft zu nehmen, ob er 
mit oder ohne Bürgschaft anf freiem Fasse zu belassen sei, 
kein Ranm blieb; das stand nur der Obrigkeit zu, weil dieser 
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sllcin auf dem Gebiete des Forscfaens nnd Suchens nach dem 
Thater noch freie Hand gewählt werden mnsste and konnte. 

Die Aufgabe, die dem Criminalrichter zufiel, war eine 
andere; er hatte eine Art prflfeader, ja wir konnten sagen 
richtender Th&tigkeit zu entfalten; war ihm doch dnrcb die 
wörtliche Bestimmung dos §. 82 der allg. Grim. 0. aufer- 
legt, „ . . . entweder den Beweis dcB dem Untersuchten zur Last 
gelegten Verbrechens oder den Beweis Ton seiner Unschnld, die 
Rechtfertigang gegen die wider denselben vorkommende An- 
schuldignng herzustellen..."; mithin die Ldsnng eines bereits 
gesammelten nnd vorbereiteten Beweisthema nach der einen oder 
audem Richtting. Bei dieser Beschränkung der Aufgabe trat der 
Criminalrichter in ein mehr formales Verb&ltniss zu dem Be- 
Bchnldigten, das in der Criminalhaft zum geeigneten Ausdruck 
gelangte. 

Wir sehen bier die Wirkungen eines dem römischen 
Reatsznstande ähnelnden Verhältnisses zu Tage treten, ia welchem 
nach Formnlimng der Streitsache der Magistrat zq dem Strei- 
tenden in eine Art dauernder Beziehungen tritt, die erst durch 
das richterliche Eikenntniss ihre I^Osang finden. 

War die Angelegenheit des Beschnldigten durch Devol- 
virnng desselben an das Criminalgericht zu einer eigentlichen 
CriminalnntersQchong gediehen, so war es auch schon ein for- 
males Requisit des Processes geworden, dass der Beschuldigte 
bis zur Lösung der dem Criminalrichter zugewiesenen Aufgabe 
bei Ihm d.i. imCriminalgeföngnisse verbleibe; der Beschuldigte 
war, wie wir oben sahen, zum blossen Untersucbangsobjecte 
herabgesunken, um nach Darchnibrnng des Processes entweder 
der Criroinalstrafe oder der bürgerlichen Freiheit znrflckgegehen 
zu werden. 

Dieser Gedanke fand in dem Principe der absoluten 
Staatssonveränität, dem die Josefinische Gesetzgebung huldigte, 
die ausreichendste Unterstntznng und Kräftigung. 
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Wenn die Beschränkang der böTgerlicben Freiheit dea 
Eiozelnen dem staatlichen iDteresse wirklich oder scheinbar 
dienlich war, so konnte von einem Rechte deB Unterthanen anf 
den OennsB seiner Freiheit nicht mehr die Rede sein ; dasselbe 
mnsste dem allein berechtigten StaatsintereBSe geopfert werden. 
Neben dem wirklichen oder vermeintlichen Rechte der Staates 
anf Verwirklichung seiner Staatszwecke mnsste jeden Anspruch 
des einzelnen Staatsbürgers anf Freiheit and Ünbeschränktheit 
sich bescheiden. 

Eine Art äusserer Schematisimng der JuBÜzpflege bannte 
den Criminalinqnisiten in das Criminalgelängniss für die ganze 
Daner der Griminalnntersnchnng, da konnte Belbst der hnma- 
nisirende Geist das lösende Wort fltr denselben nicht aus- 
sprechen, er muEste durchwegs der Criminalgefangene bleiben 
nnd wir Beben so das eigenthUmliche Schauspiel, dass Jene Ge- 
setzgebung, der der Wille des Herrsebers eine humane Gestal- 
tung zu gehen bestrebt ist, bezDglich der üntersuchnngshaft die 
strengsten Bestimmungen erlllsst und durchführt, wie solche 
weder früher noch später in einem österr. Gesetzgebnngswerke 
Raum zn finden vermochten. 

Nur Eines ISsst sich zu Gunsten der allgem. Crim. Oe- 
ricbtEOrdnnng anführen, das zwar anf den ersten Blick von 
geringem Belang erscheinen dürfte, In der Praxis aber den 
herben Bestimmangen vielfach die Spitze abgebrochen haben mag. 

Es lag diese in der mehrerwähnten Stellung des Griminal- 
- richters zum Slrafproccsse. 

So inquisitorisch der ganze Bau des Verfahrens gestaltet 
war ; in der Stellung des Criminalrichters gegenüber der Obrig- 
keit lag ein gewisses accusatorisches Element; er war nach 
Wortlant and Geist des Gesetzes der Bichter Über die von 
derselben darcbgefübrte vorbereitende Untersuchung nnd hierin 
lag Etwas, was die Criminalhaft in praxi vielfach gemildert 
haben mag. 

Z n c k e I, CatenachiuigBliart . g 
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So lan^e der Beschaldigte der durch die Obrigkeit ge- 
lahrten UntersDcfanng ODterworfen war, blieb es dem EnnesBen 
derselben freigestellt, deoselbea aach ohne Eid und Bargschaft 
auf freiem Fasse zn beiaasen; erst ein getrisBes Mass höherer 
Schnldvabrscheinlicbkeit führte znr eigentlichen Crimioalnnter- 
snchnng nnd sohin znr CrimiDalhaft, die aber von keiner allzn- 
grosBen Baner sein mochte, weil in vielen Fftlleo der Richter 
sich darauf zn beschränken hatte, die ErgebniEse der obrigkeit- 
lichen UnterBachnng zn prüfen nnd da, wo der Inqniait seine 
Unschuld behauptete, den Beweis derEolben herznstellen — Be- 
stimmangen, welche offenbar die Hfirte der Criminalhaft vielfach 
zn mildern geeignet waren. 
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3. Capitel. 



Das Gesetzbuch Franz II. vom 3. September 1803. 

Domin-Fetrnahevecz, Neuere Oaterr. Rechtsgeechiohte, 3. 286— 
309. Haaoher, Syetematiscbea Haadbach des {Isterr. Strafgesetzes, 
II. B., 8. 483-537. Waser, Das Strafgesetz über Verbrechen, 
S. 201-308. Zeiller, Beitrage zur Oesetzkunde und RechtawisBen- 
echaft, n. Band, S. 30—32. Kitka, Beitrag zur Erlantenmg des 
§. 306 St. a. B. T. Tk in Wagners Zeitschrift, Jahrg. 1828 S. 47-Ö0. 
Jenuli, österr. Oriminalrecht, IV. B. S. 97—132. Würth, Die 
Osten*. Strafproceasordnung, S. 13, Hulf, Commentar zur Oeterr. 
Strafprocesaordnimg, I. B S. 21. Herbst, Einleitung in das eaterr. 
StrafprocesBrecbt, S. 44 — 46. Ullmann, Das öst«rr. Strafprocess- 
recht, S. 14 u. 16. Mitterbacher u. Neumayer, Erläuterung 
zur Strafprocessordnung, Einleitung S. XXXYI. El ein, Nachricht 
von dem österr. Geaetzbnche vom Verbrechen im Arch. des Criminal- 
rechtes 6. 4 Stück 8. 15—31. Kleinschrod, Bemerkungen über 
Verbrechen und schwere Polizeiftbertretnngcn, AtcMt des Crimioal- 
rechtes, 6. 4 Stk. S. 40—17. Mittermaier, Handbuch des Straf- 
verfahrena, I. B., S. 119 n. 120. Desselben Das deutsche Straf- 
verfahren, I. Band, 8. 113. Penerbach, Lehrbuch des peinlichen 
Bechtes, III. Buch I. Tit. §. 526-634. Stflbel, Das Criminalver- 
fahren in den deutschen Oerichteu, H. Band, 8. '242-253, IV. Band, 
8. 23—49, dann 136—138. Tittmann, Handbuch der Strafrechta- 
wiisenschaft, lU. Band, S. 184—222. Ab egg, Lehrbuch des gemeinen 
CriminalproceaBeB, S. 110 — 120. Henke, Handbuch des Criminal- 
rechtes, H. Theil 8. 623-639. 

Mit den im voraDgehenden AbschDitte dargestellten Joee- 
finischen Geaetzen war die Osteir, Strafgesetzgebnng als solche 
zn dem vorläofigen Abscblnsse gedieben, und den tod ihoea 
zar Wirkaamkeü gebracbten Prindpiea eine dauernde Herr- 
scbaft gesicbert. 
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Hatte die Kaiserin Maria Theresia eine Osterr. Straf- 
geBetzgebaog im AllgemeiDeD mit fester Hand begründet and 
nach Anssen bin den Bestand derselben zur „Staatsraison" er- 
hoben; so war es Josef IL, welcher der Csterr. Strafgesetz- 
gebung jenen Charakter verlieh, der Ihr durch nahezu ein volles 
Jahrhundert gewahrt bleiben sollte. 

Nur in einem nneigeutlichen Sinn kann somit von einer 
Beform der Gesetzgebung durch die Nachfolger Josefs, Leopold II. 
and Franz IL gesprochen werden, da die Revision und neue 
Codification der bestehenden Bestimmnogen das Wesen und 
die charakteristischen Merkmale desselben im Allgemeinen nicht 
berührten. In erster Linie stellte sich nämlich die Gesetz- 
gebung Franz des U. die blos technische Aufgabe, drei einzelne 
neben einander bestehende Gesetze, das Strafgesetz vom J. 1787, 
die CriminalgerichtsordnoQg vom J. 1788 und die Instraction 
für das Verfahren in politischen Verbrechen vom 5. März 1787 
in Einem Gesammtgeaetze nnd zwar in jenem vom 3. Sep- 
tember 1803 zu vereinigen, und erst in zweiter Linie wurde der 
Versuch gemacht, der politischen ZeitstrOmnng, geänderten doc- 
trinären Anschauungen sowie einzelnen Bedürfnissen der Praxis 
durch mehr weniger wesentliche Aenderung einzelner Bestim- 
mungen Rechnnng zu tragen. 

Von den beiden letzten Gesichtspnnkten erfolgte die Re- 
vision des materiellen, von dem ersteren dagegen die Revision 
des formellen Theiles des Josefinischen Strafgesetzes, und dämm 
gestaltete sich auch die Verschiedenheit zwischen den alten nnd 
neuen Gesetzen in der letzteren Richtung zu einer weitaus 
bedentenderen als in der ersteren. 

Wahrend hier das Strafensystem durch Wiedereinl^hrung 
der Todesstrafe im ordentlichen Verfahren, durch Milderung der 
anderweitigen Strafarten umgestaltet, eine andere Ginthoilnng 
der strafbaren Handlangen getroffen, früher geltende Bestim- 
mungen über das Institut der Verjährung, über die Strafbarkeit 
unsittlicher Handlungen aufgefrischt wurden; beschränkte sich 
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die ReTision des gerichtlichen Verfahrens bei Verbrechen und 
schweren PolizeiUbertretangen, wie das Pnblicationspatent ans- 
drtlcklich anfahrt, im Wesentlichen darauf: „den Q&ag der unter- 
snchnng zn vereinfachen, Handlongen, die ohne Yerzögernng nicht 
getrennt werden liönnen, in der Macht des Criminalgerichtes za 
vereinigen nnd die Beweisarteo, welche noch einem Bedenken 
nnterliegen, der strengeren PrOfang der Obergerichte zn nntor- 
werfen and den Griminalgericbten sowohl als den politischen 
Behörden eine gemeinschaftliche Sorgfalt in Beobacbtnng der 
Terd&chtig Bleibenden anfzatragen." 

um diese mehr der Form ^s dem Wesen geltenden Gmnd- 
sfttze zu verwirklichen, bedurfte es keiner nmfassenden Bevision 
des Gesetzes, es genQgte, wenn wir so sagen dürfen, eine neue, 
verbesserte Aosgabe der allgemeinen Criminalgerichtsordnnng, 
nm den eben angedeuteten Zweck zn erreichen. 

Als solche stellt sich denn anch das Strafgesetz vom 
J. 1803, insoweit es vom Verfahren handelt, dar; System, 
äussere Anordnung des Gesetzes, ja selbst der wörtliche Text 
der meisten Bestimmungen wurden beibehalten und nur betreffs 
der Organisation der im Strafverfohren th&tigen Behörden 
betreffs der Verwirklichung einzelner allgemeiner Grundsätze 
treten Modificationen zu Tage, deren Erörterung wir insoweit 
zu vergncben haben, als sie auf die Fortbildung der Unter- 
suchungshaft nicht ohne Einänss bleiben konnten, ja sogar zu- 
meiat diesem Institate eine theilweise andere Gestaltung gegeben 
haben. Von diesem, der Natnr der Sache nach einigermassen 
beschränkteu Standpunkte soll denn auch auf die betreffs der 
Untersuchungshaft ergangenen Bestimmungen der Strafgesetz- 
gebnng Franz U. hier des Näheren eingegangen werden. 

In wesentlicher Uebereinstimmung mit Josef 11. allgem, 
Criminalgerichtsordnuug nnterscheidet auch die Strafgesetz- 
gebnng Franz IL zwischen dem Verfahren ttber Verbrechen 
und jenem in schweren Polizeittbertretungen , welche letztere 
zum Theile an die Stelle der sogenannten politischen Ver- 
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brecben der JosefiniEcIieii CriminalgeBetzgebnDg getreten waren; 
wir werden Jede dieser besonderen TerfahrnDgEarteii speclell 
ins Ange zn bissen laben. 

A. Das recfitliche Terfatiren Ober Verbrechen 
(I. Tbeil IL Abscbnitt). 

Der CriminalprocesB zerfUlt auch liier in der Josefina nach 
dem Schema der Oeneral- and Specialinquisition in zwei grosse 
Abschnitte, in die einleitende üntersnchnng and in den or- 
dentlichen Untersnchnngsprocess. Die einleitende Ünter- 
snchnng — die Yorerhebnog unseres hentigcn Frocesses — hat 
sich Inf die Erforschnng des Verbrechens und Erhebnng der That, 
dann jene der rechtlichen Beschnldignng, das snmmarisclie Ver- 
hSr nnd die Verhaftung des Beschnidigten (IL, DL und IV. 
Hptstck.) m erstrecken, w&lirend im ordentlichen Unter- 
snchnngsprocesse das ordentliche VerhOr des Beschuldigten, die 
AbhOmng der Zeugen, die Gegenstellnng nod die anderweitige 
BeweisfBhmng der Reihe nach stattzufinden haben (VIL, VIII. 
nnd IX. Hptstk.), gerade so wie dies in der Josefinischen Cri- 
minolgerichtBOrdunng angeordnet erscheint. Indess diese Schei- 
dung des einleitenden und erden (liehen Cntersuchnngs- 
processes genauer ins Auge gefasst, tritt nns hier bereits ein 
Moment entgegen, welches dem neuen Verfahren rflchsichtlich 
des Untersuchungshaft eine wesentlich andere Gestaltung geben 
muBste. Während nSmIich in der Josefina, wie wir oben ge- 
sehen haben, die ThStigkeit des Cilminalrichters erst 
mit der sogenannten „eigentlichen" Criminalnntersuchang 
ihren Anfang nahm, die Führung der Vornntersnchnng — General- 
inqnisition —der Obrigkeit nahezu znr Gänze tiberantwortet 
blieb, tritt nach den Bestimmungen des Strafgesetzes vom J. 1803 
in Verwirklichung des oben angefahrten Grundsatzes „die Hand- 
lungen in der Uacht des Criminalgerichtes zu vereinigen* dos 
Oriminalgericht schon in dem ersten Stadium der Untor- 
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sachnng in Thatigbeit nnd die Obrigkeit fangirt abermale nnr 
mehr als blosses Hilfsorgan des Criminalrichters. 

So nlrd im Gegensätze zu den Beetinimangen der allgem. 
GriminalgeiichtBordDnng gemfiss §. 226 „das Criminal> 
gericht" zur AnsBbnng seiner Gerichtsbarkeit anfgefordert, 
sobald dasselbe von einem in seinem Bezirke begangenen Ver- 
brechen darch einen Rvf oder anf irgend einem Wege durch 
Anzeige oder eigene Entdeckang Eonntniss erbSlt, so bat femer 
„der Criminalrichter" and nur in AQsnahmsffillen die 
Obrigkeit die Brhebang der Beschaffenheit der That (corpus 
delicti) vorzanehmen (§. 285), während diese nach der Josefina 
dnrcliwegs die Obrigkeit zn besorgea hatte; nad in gleicher 
Weise hat endlich nnnmehr die Vemehmnng der Zangen Sber 
den Thatbestand gleichfallB dorcb den Criminalrichter zn er- 
folgen, wahrend dieselben früher in der Regel die Obrigkeit zu 
hören hatte. — 

Die Stellang der Obrigkeit als eines gewissermassen selhst- 
stftndigen ned aelbsttbtLligen Organes gegenüber dem Griminal- 
ricbter hatte sohin eine wesentliche Aendemng erfahren; der 
Criminalrichter trat gleich zn Anfang des Processes als 
dessen ansscbliesslicher Leiter anf nnd diese veränderte Stel- 
lung konnte aof den Entwicklungsgang des Verfahrens bezüglich 
der üntersnchungshaft nicht ohne bedeutsamen Einflnss bleiben. 

Der Criminalrichter bfisste nämlich jenes Maass von üu- 
behngenheit, das Ihm die Josefina dadnrch belassen hatte, dass 
sie ihm auftrug, die Ergebnisse der obrigkeitlichen Untersu- 
chung znm Zwecke der Herstellung eines Schuld- oder Eat- 
lastungsbeweises sorgßlltig zu prüfen, nnnmehr nahezu voll- 
ständig ein (g. 82} ; gleich zn Beginn des Processes hatte er 
Jetzt die Rolle des Inquirenten zn übernehmen, der den Schul- 
digen sucht nnd verfolgt, zugleich aber für dessen Vcrtheidigung 
zu sorgen liat, eine Anfgabe, deren Lösung der Erreichung 
des angestrebten Zieles der Vereinfachung des Verfahrens so 
ziemlich diametral sich entgegenstellen mnsste. Anf die Ent- 
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wicklnng der nntersachungsbaft konnte diese bo erfolgte Um- 
gestaltnDg der Stellang des Grimlnalrichters nicht ohne den 
nachhaltigsten Einfioss bleiben. 

Der Beschuldigte stand dem in der Vonintersnchang 
th&tigen Griminalrichter in ganz anderer Weise gegenaber, als 
er der „Obrigkeit" des josefinischen GrimlnalTerfabrens gegen- 
tlber gestanden war. 

Letztere hatte, wie wir oben gesehen haben, nach ihrem 
grflndlichen Ermessen zn handeln, es war ihr freige- 
standen den Bescbnldigten in obrigkeitlicher Verwabrnng zn 
behalten, oder aber ihn bedingnngslos oder gegen Eid 
oder Bflrgschaft anf freiem Fnsse zn belassen; von alledem 
konnte nach den Bestimmungen des nenen Gesetzes nicht mehr 
die Rede sein; die Obrigkeit als bloss snbEidi&res Hilfsorgan 
hatte nnr mehr einen äusserst beschrllnkten Wirknngskreis, es 
konnte somit anch ihrem Ermessen nicht mehr Überlassen 
bleiben, ob der Beschnldigte in den ersten Stadien. der Unter- 
snchang in Terwahrang genommen werden solle oder aber 
gegen Bürgschaft, Eid oder ohne alle Bediugniss anf freiem 
Fasse bleiben k&nne. 

Mit Einem Worte, das Institnt der obrigkeitlichen Ver- 
wahmng, welches noch gewisse Erleichternngen in der Hand- 
habung der Haft zagelassen hatte, ging onter, am allwegs gleich 
zn Beginn des Strafprocesses der strengen Griminalbaft den 
Platz zn ränmen, deren Wesen die Zolässigkeit der Barg- 
schaftsleistang enr Gänze ansschloss. 

Das Institnt der üntersnchangshaft erhielt biedorch eine 
znm Theile bedeutende Nengestaltnng , deren Charakter wir 
darch die Erörternngen der gesetzlichen Bestimmongen nnn- 
mehr darznlegen haben werden. 

Gemäss §. 281 hatte fortan als Haaptgrnndsatz zu gelten : 

Wer in dem Verbrechen betreten oder aas rechtmässigen 
Anzeigungen eines Verbrechens besclialdigt worden ist, soll i n 
der Regel in Griminalbaft genommen werden. 
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Es gab Eomit zwei Titel zur Terb&Dgnng der Griminal- 
haft; Betretnog auf frischer Tbat aud Bogenaunte rechtliche 



ErBtere stellte sich als ein Ueberrest des altdentscben 
Verfahrens anf haüdhafter That dar, rechtfertigte sich aber 
fiberdies dadurch, dass id der Ergreifaog auf frischer Tbat 
zum mindesten ein ebenso schnldbeweisendes Moment gefanden 
werden mnsste, ah in den anderen vom Gesetze namhaft ge- 
machten Verdachtagrauden. Der unterschied zwiBchen Verhaftnng 
bei Betretong anf frischer Tbat und auf Gmnd von Anzeigungen 
lag darin, dasB bei ersterer ^'eije Obrigkeit berechtigt nnd 
verpflichtet war, die Festnehmnng vorzunehmen (§. 282); 
bei letzterem war es dagegen nur jene, „die in dem betreffenden 
Orte Aber Ruhe, Ordnung nnd Sicherheit zu wachen hatte." 

Welche Verdachtsgrtlnde nnn als „rechtliche Anzeigungen" 
angesehen werden dürfen, darOber finden wir im erwähnten 
Gesetze klare und deutliche Bestimmnugen. 

Rechtliche Anzeigungen sind Umstände, .welche zwischen 
dem Verbrechen und einer Person einen solchen Zusammen- 
hang wahrnehmen lassen, dass nach unparteiischer üeberlegong 
darans wahrscheinlich wird, diese Person habe das Verbrechen 



Sie zer&llen in nähere and entferntere, allgemeine nnd 
besondere nnd umfassen alle jene UmBlände, die nach der 
Doctrin des deutBcben gemeinrechtlichen laquiBitionsprocesses 
znr Einleitung der Specialinqiiisition erforderlich sind; daher 
sich wohl der allgemeine Grundsatz aufstellen liess: „Ver- 
dachtBgründe, die die Einleitung der Specialinquisition — des 
ordentlichen Untersnchnngsprocesses rechtfertigten, galten im 
Allgemeinen zugleich als Gründe zur Verhängung der Crimi- 
nalhaft" 

War der Beschuldigte verhaftet — oder wie das Gesetz 
sich anBdrfickt — „handfest" gemacht, so folgte das sammariEcbe 
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VerhOr und Lesern die Einliefenmg io dae GeßtDgDisB des 
Grlinituügericlites. 

Der AafeDtbalt im üotersnchotigagefllDgniBBe erscheint 
dnrch die BeBtimmoiigeD des V. Haaptstückes aitf das Genaueste 
geregelt, nnd sind die dieBßlligen ADOrdniiDgen oahem wörtlich 
ans der allgemeinen Giimlnalgericbtsordnnng binttbergenommen. 

Der Zweck der Terbaftang soll in erster Linie Anbaltang 
and IsolimDg sein; In jeder anderen Ricbtnng, insbesondere 
was die Wahl der Lebensweise, der BescbAflignng betrifft, wird 
dem CntersncbangsgefangeDeo die thnalichste Freiheit einge- 
rftDint; und so wenigstens das Streben au den Tag gelegt, die 
UntersBchongsbaft nnr so weit zu einem tJebel zu gestalten, 
als dies von der Erreichung des Zweckes, sich des Beschnl- 
digten zu versichern, nicht getrennt zu werden vermag. 

Im GefBngDisse hat der Bescbnldigte bis zur Yerkandignng 
des Criminalortbeiles zn verbleiben, genau so wie dies auch 
die allgemeine Criminaigericbtsordnuog vorgeschrieben hatte. 

Eine weseDtliche Yerschiedenbeit zwiEchen dem netten 
Strafgesetze nnd der allgemeinen Criminalgerichtsordnung trat 
jedoch bezflglicb des InsÜtntes der Untersuchungshaft in fol- 
gendem Punkte hervor: Die allgemeine Oriminalgerichtsordnnng 
hatte eine ansnahms- nnd bedingungslose Haft statnlrt; 
bei jeder Criminalnntersnchung mochte das angeacbnldete 
Criminal verbrechen auch noch so geringfügig sein, trat Gaptnr 
ein ; die eigentliche Grlminalontersnchnng konnte nur gegen den 
gOefangenen" geJtlbrt werden; das lag in dem formalen Charakter 
der Josefinischen Griminaluntersncbang als solcher, dessen wir 
oben des umständlicheren gedacht haben. 

Anders das Strafgesetz vom Jahre 1803. 

Dasselbe enthalt Bestimmungen, die nach einer gewissen 
Richtung von einer geftnderten AnfFassung des Institates Zeug- 
nlsB geben. 

§. 306 normirt nftmlich im Hinblicke anf die vom §. 281 
anfgestellte allgemeine Regel: dass ausnahmsweise der Bescbnl- 
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digte von der Verhaftnng verschont , und das Verfahren auf 
freiem Fnss mit ihm fortgesetzt werden solle, wenn: 

a. die Beachnidignng ein Verbrechen betrifft, welches 
nach dem Gesetze höchstens eine einjährige Strafe nach sich 
ziehen könne; zugleich 

b. der Besclioldigte eine bekannte, der Entfiiehnng 
halber nnverdScbtige Person von sonst unbescholtenem Bafo 
ist, dnd 

c. ans seiner Freiheit nicht zn besorgen steht, dass 
die Üntersnchang erschwert werde. 

Die nnendlich nichtige Krkenntniss, dass in der Ver- 
hängnng der Haft ein üebel liege, welches nnr dann Aber den 
Beschnldigten verhängt werden könne, wenn ein Interesse und 
ein Recht des Staates darcb die Belassnng des Beschaldigten 
ant freiem Fnsse verletzt oder bedroht erscheine, diese Er- 
benntntss gelangt durch die vom g. 306 statnirten Ansnahms- 
bestimmongen wenigstens tbeilweise bereits znm Ansdrnck. Die 
Criminalhaft ist nicht mehr wie in der Josefinischen Criminal- 
gerichtsordnang ein bloss formales Reqoisit der eigentlichen 
Criminalnntersncbong. 

Es treten bereits Rechtsgrtlnde hervor, dnrch die der 
Gesetzgeber die Verbängang der Criminalhaft zn rechtfertigen 
sncfat, nnd zwar: 

a. der sogenannte allgemeine Fluchtverdacht wegen der 
Grltsse der angedrohten Strafe ; 

h. der positive Fluchtverdacht wegen der Verhältnisse 
der Person der Beschuldigung; 

c die Besorgnis s der Erschwerung der Untersachnng 
dnrch Besprechung nnd Vernlchtang der Spnren. 

Hit diesen Momenten näherte sich das Institut der Unter- 
snchnngsbaft der Phase. der modernen Entwicklang der Jetzt- 
zeit, da es nunmehr nnr Eines Schrittes bedurß«, den Satz : 
Die üntersnchuDgsbaft ist die Regel ; die Belassnng aof freiem 
Fnsse tritt nur da ein, wo nicht die GrQsse der angedrohten 
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Strftfe, die persönlichen VerhUtnisse des BeBchaldigteo, der 
nogeatOrte Fortgang der UntersnchnDg die BelasanDg aal freiem 
Fasse geetatten — ia folgerichtigerer Weiae in den Oegen- 
satz nrnzoBtttlpen : Die Belaesnag aaf freiem Fusae iat die 
Regel, die üntersachuDgshaft tritt nur da ein, wo beetimmte 
besondere Yerh&ltniaae sie erforderlich machen. 

B, Ton dem Verfahren bei schweren Polizei- 
ttbertretangen. 

Der principielle Unterschied zwischen dem Verfahren bei 
schweren Polizeiabertretnngen nnd dem rechtlichen Verfahren 
Ober Verbrechen ist in dem Wegfalle des sogenannten ordent- 
lichen UntersnchnngsprocesEes zn suchen. Informatifverfahren 
nnd Beweisanfnahme drSngt sieb bei dem obgeoannteu Ver- 
fahren in eine einzige Processpbase insammen, aber auch 
Innerhalb dieser Proceasphase ist die Thfttigkeit der richtenden 
politischen Obrigkeit nicht an jene Formen gebunden, welche 
bei dem Verfahren aber Verbrechen normirt sind. WUrend 
z. B. bei dem Verfahren wegen Verbrechen, die auf Gmnd des 
erhobenen Thatbestandes sich ergebenden Momente der , recht- 
lichen Beanzeigang" einer nenerlichen Prflfang durch Zengen- 
verhör, haasliche Dnrchsnchnng etc. nnterzogen worden, bevor 
zn einem gegen den Beschnldigteo gerichteten directen Processact 
geschritten werden konnte, kam diese Thätigkeit bei dem 
sammarlsvben Vorgange In Bezug auf die schweren Polizei- 
fibertretnngen in Wegfall; Der, gegen welchen der rechtliche 
Verdacht sich rOcksichtltcb einer üebertretnng ergab, war sofort 
in Untersuchung zu ziehen. §. 315. 

Die Alt nnd Weise, wie das geachab, charakterisirt den 
Unterschied, welcher rticksichtlich unseres Processinatitntes bei 
beiden Verfahrnngsarten platzgrifl. 

Während §. 281 St. G. die Verhaftnng dea Bescbnl- 
digten als Begel anfatellt, lässt §. 323 der II. Afatheilang 
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des StrafgesetzbDcbes vom 8. September 1803 die Verhaf- 
tung nar als Ansnabme platzgreifeD. 

Der ßeschnldigte soll nicht verhaftet, er soll vorge- 
laden werden; nar das physische Erscheinen vor der Behörde 
wurde angestrebt, weil weder die Beschaldignng von jener 
Stftrke zn sein brauchte, nm den Oefordertea oder Gesteliten 
bereits als infamatns erscheinen zu lassen, noch anch der 
Process nnd selbst die Wahrscheinlichkeit der Bestrafang dem 
Bescholdigten es wOnschenswerth erscheinen lassen konnten, 
sich dem Processe zn entziehen. 

Die förmliche Verhaflnng hat demznfolge gemSss des 
§. 323 aumahmsioeise nur in folgenden Fallen stattzufinden : 

a. wo durch das Gesetz schon bei der Betretnng die 
Verhaftung anf der Stelle angeordnet ist; 

b. wann zu besorgen steht, dass die Freiheit des zn 
Untersuchenden die üntersachang vereiteln warde; 

c. wenn ein Solcher betreten wird, der, sei es vor der 
Untersacbnng, oder nachdem dieselbe bereits angefangen worden, 
entwichen ist; 

d. bei Uebertretnugen , die Öffentliches Aergemiss ver- 
anlassen; 

e. bei Schlägereien, wobei Verwandnngen nnterlanfen; 

f. bei Widersetznng gegen einen in seinem Amte handelnden 
Beamten, Diener oder Wache. 

In den snb a, d, e, f angeführten Fällen tritt ans die 
Verhängnng der Verhaftung als eine Art Strafverschärfnng ent- 
gegen; Grflnde der Strafpolitik gaben hier den Anstoss za 
nenen HaftgrDnden, die Anfangs anf das Verfahren in schweren 
PolizeiDbertretungen beschränkt, später, wie wir sehen werden, 
in das Verfahren wegen Verbrechen flfaergangeu sind. 

Bevor wir znr Darstellung der neuesten österr. Straf- 
processgebung abergeben, werden wir uns noch mit der Er- 
Ortemng der Frage zn beschäftigen haben, inwieweit nnd in- 
wiefern das Institut der Untefsncbungshaft des damaligen österr. 
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GriminalprocaBBeB von jenem des sogeoaiiateii gemeinen deotseben 
CriminalproceBBes differirte. 

Der Stand der Üatersachungshaft des damaligen gemeinen 
Criminalprocesses war folgender. 

An der Spitie der ganzen Lehre von der UntersachnugB- 
haft stand der Satz: „dass dem Richter Mittel erlaubt sein 
mttseen, die Oegenstftnde des AngenBcheiaes sowohl, als aach 
die Personen, deren Aussage und Oegenwart zar Erfirtemng 
des StraffalleB nOthig ist, der Gewalt des Oerichtsa zn unter- 
werfen, ancb Bbrigens die Hindernisse, die sich aeiner Ge- 
scbaftefabrnng entgegenstellen, mit Gewalt za entfernen. 

unter diesem Gesicbtspnnkte erklärte man es znnäcbst 
als die nnentbehrlichste Vorbereitung des CrimlBalTerfahrens, 
sich der Person des Incnlpaten zd bem&cbtigen. 

Dies sollte geschoben: 

a. Darob einfache Vorladnog, verbale Gtation, der eh 
folgen der Incalpate gemftss der ihm obliegenden Dingpflicht 
verbunden ist. 

b. Durch reale Citaüon in jenen Fllllen, in welchen 
entweder der Richter flberzeogt ist, dasa der Yorznladeude 
den Gehorsam versagen werde — prisumptiver Ungehorsam — 
oder in jenen F&IIen, in denen der Incnipat den Oehoraam 
bereits versagt hat. 

War der Incnipat bereits in der Gewalt des Inquirenten, 
so galt es, sich seiner zn versichern, d. h. die ErfQlInng gewisser 
Verbindliclikeiten, die dem loculpaten gegen das Gericht ob- 
lagen, durch BQrgachaft (candonea) zn veratfirken. 

Diese BOrgachaft war entweder eine cautio de jndicio 
818 ti, insofern sie eich auf daa Erscheinen ttud Terbleiben des 
Incnlpaten vor Gericht bezog, oder eine cautio jadicatnro 
solvi, insofern sie znm Zwecke hatte, den Bescbnldigten dem 
möglichen ürtheile und den Folgen deaselben zn nnterwerfon. 
Als solche Cantiones galten: 
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a. das einfache eidliche YersprecIieQ des Inculpaten — 
cantio jnratoria oder rade promiBsoria, 

b. die Aagelobnng mittelB Handschlag, 

c. die VersichernDg mittels Ffsjid and Bttrgen (cantio 
realie plgnoritia nad cantio realis fidejnssoria), 

d. die Bürgschaft dnrch BescLlagDahme des Vermögens 
des Incnlpaten, scqnestratio, nnd endlich 

c. die Arrestirnng der Person selbst (arrestnm per- 
sonale). 

Diese „Cantion" enthält einen physischen oder media- 
nischeo Zwang znr Befolgnng der richterlichen Befehle, währehd 
die anderen Csntionsarten auf dem psychologischen Zwai^ 
nihen; daher darf nach der weiteren Lehre des gemeinen Cri- 
minalprocesses zn demselben erst dann gegriffen werden, wenn 
die anderen CanttonBarten sich als nninlänglich darstellen 
und wenn das drohende Straftibel fOr den Fall der Vemrthei- 
Inng nicht milder sich darstellt, als das Uebel der Arrest« 
verfllgang. 

Die persönliche Verhaflnng masa auf die Erreiefanng des 
Zweckes, die Flncbt des Incnlpaten zn verhindern, beschränkt 
werden, es darf somit der Arrestirte kein grosseres Ungemach 
leiden, als jenes, welches mit der sicheren Detention nnaos- 
weichlich verbunden ist 

Insoweit g^bt sonach die höhere oder geringere Wahr- 
scheinlichkeit der Flncbt den Rechtsgmnd für die Üotersn- 
chnngshaft ab; die Lehre des gemeinen Crlminalprocesses der 
erwähnten Periode anerkennt aber ancb noch andere Haftgrände, 
n. z, den Haftgrand der Colinsionsgefahr nnd die Cantio de 
non offendendo im Sinne des Art. 176 der P. S. 0. bei vorana- 
gegangenen Bedrohungen an Leib nnd Leben. Um dem Beschnt- 
digten die Gelegenheit m Terabrednngen nnd £rdichtnngen 
abzQSchneiden, kann in besonders wichtigen Fällen die Gaptnr 
Aber denselben verbfingt werden, doch ist diese Massregel nnr 
in wichtigen nnd solchen Fällen erlaubt, wo Mitschnldige 
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verdächtige Zeugen coDcarriren, welche dergleichen Collnsionen 
wahrBcbeinllcb befQrchten lassen, and es sind die Incnlpaten, 
die ans dieser Ursache mit Arrest belegt norden, sogleich 
wieder anf freien Fnss zn stellen, wenn der Inqnirent die Ver* 
nehmttngen nnd Verhöre beendigt haL 

Die Gantio de non offendendo hatte der Friedbrecher 
a. zw. nOthigenfalls dorcb Erdnldnng der Haft zn leisten, wenn 
er Jemand an Leib nnd Leben bedroht hatte. 

Vergleichen wir die obenerwähnten Bestimmungen der 
österr. Criminalordunngen Josef nud Franz II. mit den vor- 
stehenden GmndEfitzen des damals in den deutschen Landen 
geltenden gcmeiuen GriminalprocesBes, so vermögen wir nicht 
za verkennen, dass das Institut der Untersuchungshaft des 
letztem auf rationalerer Grundlage ruhte, als jene der österr. 
Griminalordonngen ; die Doctrin, welche den gemeinrecbtlicben 
InquisitJonsprocess beherrschte, lioBS dag Institut der Bflrgschaft 
weiter forthesteben, wahrend die österr. Strafprocessgesetzgebung 
dieses Institut beseitigen zn mQssen glaubte; nnd ebenso schränkt 
der gemeinrechtiiche Inquisitionsprücess die sogenannte Golla- 
sionshaft auf ein Minimalmaas ein, während sie in den Oaterr. 
Criminalordunngen zur oneingesobränkten tlberwnchernden Wirk- 
samkeit gelangt 

Die Erklärung ffir diese Eracbeinung scheint fQr nns 
nur darin zn liegen, dass in den österr, Criminalordunngen 
die Sonverainität des Staates, dem das Privatinteresse voll- 
kommen dienstbar ist, schärfer hervortritt, als im deutschen 
Criminalprocesse der damaligen Epoche. Tor dem selbatbe- 
wnssten InteresBe des Staates an der Verwaltung der Jnstiz- 
faoheit mnsste jede Rtlcksicht auf die Person des Incnlpateu 
in den Hintergrund treten, er war in der vollkommenen Durcb- 
fDhrung des Inqnisitionsprocessea ein blosses Object geworden, 
das dem Staatsinteresse in Allem nnd Jedem dienstbar war. 

Der gemeinrechtliche Inquisitionsprocess dagegen , wie- 
wohl er das inquisitorische Princip zn wahren bestrebt war, 
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Qahm in der cantio de jadicio sietl nnd Id der caaUo jadlcatom 
Eolvi Elemente des gemeinrechtllcheD CivilprocesseB 
in Bich aaf, welche die Untersachongshaft von der HeirBchaft 
des Btarrea InqniBitionapriDCipes in weBeDtlichen Punkten eman- 
cipiren nnd zur ConBerrirnag des alten Bttrgschaftsinstitates 
bedenteiid beitragen muBSte. 

Mdbb also ttach dieser Richtnng den Bestimmiingen des 
gemeinrechtlichen InqnisitionBproceBses der nnhedingte Vorzog 
vor jenen der üBterr. Crimlnatordnungen der damaligen Zeit 
eingeräomt werden, so läsEt sich aber ftnch andererseits nicht 
verkennen, dass die präcise, exacte Fassang der Bestim- 
mungen der österr. Criminalordnangen über die üntersachangs- 
faafc die StetluDg des Inqoisiten in prasi weBentlicb günstiger 
gestaltet haben masste. Schon der umstand, dass die österr. 
Griminalordnungen den Zustand des Reats und sobin die Zu- 
lässigkeit der Verh&ngang der CriminalhaFt von ganz bestimmten 
meritorischen VerhältniBsen nnd von der Fassung des soge- 
nannten richterlichen „Eignungsbeschlnssea" — Beschlnss auf 
Einleitung der ordentlichen Grlminalnntersnchung — abhängig 
machte, während der In culpa t des gemeinen laqnisitions- 
processes Bchon vor Beginn der eigenüichen Criminalunter- 
Buchang in dem Stadium der sogenannten Vorbereitangsband- 
Inngen der unbeEcbrllnkteD Herrschaft des mit der Criminal- 
gericbtsbarkeit betrauten Kichterg unterworfen war, schon dieser 
Umstand fflr sich allein genOgte, die Lage des in Oesterreich 
processirten „üntertbanen" zu einer TerbSltnissm&ssig gün- 
stigeren zu gestalten, als nach dem weitwendigen gemeinen 
deutschen Inqnisitionsprocesse. 

Hiezu tritt aber noch ein weiterer umstand. Die klaren 
einheitlichen Jurisdictionsbestimmongen des österr. Griminal- 
proceases, der sorgfältig ausgearbeitete Inatanzenzug in dem- 
selben, ein amfassendes Beschwerderecht: all das gab im 
Verb&ltnisEe zu dem durch einen leidigen Doclriaarismns an 
jedem raschen Aufrollen verhinderten gemeinen Criminalpro- 

Znokvi, nntMBnchnatahaft. . ^ 
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cesse — dem Osten-, Criminalverfahren eiu geffisBes lebhafteres 
Tempo, gestattete ihm eine raschere Abwicklaug, die schliesaticfa 
memBDdem von grösserem Vortheile war als dem ünteFEachnugs- 
gefangenen , der hier wenigstens das Ende des Verfahrens 
abzQseben vermochte, vräbrend der Inqaisit des gemeinen Inqni- 
Bitionsprocessea, einmal gefangen gesetzt, eine endlose, uagemeia 
Bubwerfällige Procednr Ober sich ergehen lassen musste, lanter 
umstände, die die Vortheile einer wesentlich milderen Haft- 
geaetzgebnng anf dem Gebiete der Praxis aar wesentlich 
schmälern konnten. 
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Die neueste österreichische Strafprocessgesetz- 
gebuDg. 

Die (provisorisohe) StraiiproceBBOrdiiiing Tom 17. J&imer 1860. Die 
allgemeine StrafprocessordnDQg vom ^. Juli 1863. Die Strafprocess- 
ordanng vom 23. Mai 1873. Wflrth, Die öBterr. Stra^rocessordnung 
■ vom 17. Jänner 1860, 8. 42-44. Hye, die leitenden Grundsätze der 
österr. Strafpro cessordnui^, S. 205 — 212. Rulf, Commentar dei 
österr. Strafproc. 29. Juli 1853, 1. Th. S. 264-281. Desae 
Strafproceagordnung vom 23. Mai 1873, S. 153—162. Frührfald, 
Handbuch dea öateir. Strafrechtes, IT. Theil, S. 210-233. Herbe 
Einleitimg in das öBteir. Stra^roceasreoht, S. 46 — 61. Mittel 
bacher und Neumaier, Erläuterung znr Strafprocesaordnung toi 
23. Mai 1873, Binl. S. XSV— XSES. Lienbacher, Änklag. 
grundaatz und Anklageform, 8. 25—28. — Ullmann, Das österr. 
Strafproceaarecltt, S. 15—22. Peyrer, Die UnterBDchnngBliafl. nach 
der Oeterr. Stra^roceasordnung in Haimerls Magazin für Bechte- 
imd Staatawisaenachaft, Jahrg. 1851- S. 121—139. Mittern 
PrOfting dea Standes der Qeaet^gebung über die Untersuchungahaft, 
AUg. Ost. Ger. Ztg. Jahrg. 1863 Nr. 101—101. Zucker, Die Unter- 
auchnngshaft vom Standpunkte der neuen Strafprooesaordnung, Allg. 
öaterr. Ger. Ztg. Jahr- 1872 Nr. 50, 62—98. Krall, Daaaelhe, Allg. 
öBterr. Ger. Ztg. Jahrg. 1872 Nr. 60 u. 61. Schwarze, Die Straf- 
proceasordnung Oeaterreichs, ArohiT des Criminalrechts, Jahrg. 1853 
S. 362—381. Planck, System. Darstellung des deutschen Strafver- 
fahrens, Vorrede S. XVI. Zachariae, Handbuch des deutschen 
Strafprocesaes, S. VII u. YIU. Sontag, Die Eatlasaung gegen 
Caution im deutschen Strafverfahren, 8. 112 u. 113, 

Wir haben zunächst an rechtfertigen, wamm wir abdei- 
chend TOD dem bisherigen Gange- unserer Darstellnng die Eat- 
wicklnng der UntersachiuigBhaft unter dem gemeinsamen 



^düvGoot^lc 



S2 

OeBichtspUDkte der drei vorangefQhrten OesetzgebuDgaacte zu 
erörtera bestrebt sein wollea und nicht vielmehr jedes einzelne 
Gesetz ia seiuen diesRUligeo BestimmaDgen und Anordonngen 
za prQfen versocheii. Diese Rechtfertigong därfte nicht schwer 
fallen. Die Axt ond Weise anseres Vorganges ergibt sich aas 
der einfachen Thatsacbe, dass minder wesentliche Verschieden- 
heiten, die am geeigneten Platze zur Sprache kommen sollen 
and kennen, bei Seite gelassen, die Bestimmangen der erwähnten 
Gesetze betreffs der UntersachniigBhaft im Allgemeinen dieselben 
sind, ja dass jedes nachfolgende Gesetz die wesentlichsten Yer- 
^gangen dem anmittelbar TOrangehenden .wortwörtlich" ent- 
nommen hat, daber schon das Bestreben, ermüdenden Wieder« 
holnngen nud Terweisangen aaf bereits Gesagtes aas dem Wege 
m gehen, diese Art der Darstelinng als die geeignetere er- 
scheinen lassen mnss. Durch diesen sonach schon von tech- 
nischen Badtsichten gestatteten, wo nicht gebotenen Torgang 
glauben wir aber auch der LOsnng eines wichtigen Theiles 
nnserer Anfgabe^ Ton der weiter unten ansfuhrlicher die Bede 
sein soll, nm ein Bedeutendes näher kommen zn können. 

Die geradezu frappirende Grscbeinang, dass ein Gesetz 
wie jenes vom 29. Jnli 1853 trotz der zagestandenen BQckkebr 
zn filtern Processprincipien dennoch bis auf einzelne Ansnafams- 
bestimmnngen die durch die reformatorische Strömung erron- 
genen Bestimmangen aber die UntersDchnngshaft fast vollständig 
in seinen Rahmen anfzunebmen vermochte, ohne dämm seine 
eigenen Principien verlängnen zu mDssen, und die nicht minder 
eigenthtlmlicbe Thatsache, dass, als das erwähnte Gesetz vom 
29. Jnli 1853 der neuen Strafprocessordnnng vom 2S. Mai 
1873 weichen mnsste, es demselben die seinerseits flberkom- 
menen Bestimmungen ober die Untersnchangshaft im Ganzen 
tmd Grossen wenig umgestaltet vererben konnte : diese Erschei- 
nung kann sich unseres Erachteus einer eingehenden Beachtung 
und Würdigung nicht entziehen and wir hoffen aus derselben 
Schlüsse ziehen zu kOnneo, die bei der Erörterung der Frage 
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Aber den iientigen Stand der Eatwicklang der ünteraadiiingB* 
haft TOQ wesentlichem Nutzen sein können. 

Lassen wir somit zunächst eine kurze Darstellnng der 
erwähnten Ordnangen mit besonderer BeracbsichtigaDg jener 
Processstadien erfolgen, in denen die Untersnchnngshaft eine 
wichtige Rolle zq spielen bemfen ist. 

Das Strafgesetzbuch TOm 3. September 1803 hatte sich 
ia esterreich rtlcksicbtlich seiner Bestimmungen Aber das 
Verfahren durch nahezQ ßO Jahre In Wirksamkeit erhalten. 
Während in Deutschland wenigstens auf wissenschaftlichem Ge- 
biete die Herrschaft des alten gemeinrechtlichen Inquisitions- 
processes vielfach angegriffen und auch mit Erfolg erscbQttert 
wurde, kam auf dem Gebiete der österr. KechtswiBsenscbaft 
keine nennenswerthe Opposition gegen das Bestehende zur 
Geltung. 

Es wäre dies eine bedanernswerthe , ja geradezu be- 
schämende Erscheinung zu nennen, liesse sie sich nicht dadurch 
znm Tbeile erklären, zum Theile entschuldigen, dass die Hand- 
habung des bestehenden Gesetzes mit der grössten Gewissen- 
haftigkeit nnd nnter Betbätigoog einer gewissermassen Spruch- 
wörtlich gewordenen Milde erfolgte, welche die Härten des 
Gesetzes wesentlich abschwächte. Bei dieser Sachlage, deren ein- 
gehende Würdigung den Stoff zu einer interessanten und dan- 
keQBwerthen Reflexion geben mOsste, ist die Reform der Gesetz- 
gebang einzig und allein den politischen Stürmen des 
Jahres 1848 zuza schreiben. Sie war ein politisches Werk des 
Tages, keine Frucht reifender Erkenntnlss. 

Anf Oeffentlichkeit und Mündlichkeit, auf Anklageverfahren 
und Geschworenengerichten, verkündete §. 103 der Osterr. Reichs- 
verfassnng vom J. 1849, habe das neue Verfahren zu bemhen. 
Zur DnrcbfQhrung dieser so ansgesprochenen Grundsätze erging 
am 17. Jänner 1850 eine dem tharingischen Strafverfahren 
nachgebildete provisorische Strafprocessordnung, die den Process 
nach folgenden Hanptzttgen regelte. 
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Das Verfahren wegen Verbrechen und Vergehen zerfiel 
zunächBt in drei grosse HaaptBtadien; 

a) Das Stadium der Vornntersnchnng, 

b) dsB Btadinm der Anklage nnd 

e) das Stadium der Hanptverhandlung. 

Nnr mit dem ersteren werden wir uns hier zu beschäftigen 
haben, da in den beiden letzteren Stadien die UntersDchnngg- 
haft lediglich als Correlat der in der Vornntersnchnng verhängten 
Haft znr Geltong gelangt. 

Die Vornntersnchnng, „die den Zweck hat, den Tbat- 
bestand zn erheben, den Thäter zn ermitteln, nnd die znr 
Ueberftthrnng oder Vertheidignng des Angeschnldigten dienenden 
Beweismittel zn erforschen" — §. 87 — wird in der Kegel vom 
Unter snchnngsrichter Ober Antrag des Staatsanwaltes eingeleitet. 

Bei Gefahr am Verzuge hat der Untersnchnngsrichter 
ohne Antrag des Staatsanwaltes einzaschreiten, ebenso wie der 
Staatsanwalt in gleichen Fallen üsteranchungshandlnngen gegen 
nachfolgende Batihabirnng vornehmen darf. 

Ist die Vornntersnchnng eingeleitet, so hat der unter- 
snchnngsrichter „von Amtswegen" vorzugehen und das Geeignete 
zn verfttgen — §. 91. 

Es ist ihm znr Pflicht gemacht, den Augenschein vorzn- 
nehmen, so oft ein fOr die Untersuchnng erheblicher Umstand 
dadurch aufgeklärt werden kann. Setzt die Erforschung des zu 
nntersncbenden Gegenstandes besondere Kenntnisse oder Fertig- 
keiten voraus, so sind SachverstAndige beiznziehen. §. 116. 

Bei Tödtnngen nnd ECrperverletzangen ist ein besonderes 
Verfahren vorgeschrieben — §§. 127— 136 —dessen Beatimmangen 
wfirtlich dem Strafgesetze vom J, 1803 entnommen sind, ebenso 
bei dem Verbrechen der Münz- und Creditpapierverfälschnng, 
der Brandlegung nnd anderen Sachbeschädigungen. §g. 139 — 143. 

Ein besonderes Hauptstück (VIU) ist den Bestimmnngen 
aber Haussuchnng und Beschlagnahme von Briefen und Ur- 
kunden gewidmet, und nm den in §. 10 der Reichs Verfassung 
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niedergelegten Grundsatz von der Cnverletzlichkeit des Haus- 
rechtes nod des BrlefgeheimiiiBses zur Wirksamkeit zu 
bringeD, erscheinen gleichfalls besondere Bestimmungen erlassen. 
§§. 144-157. 

Die Zengeo werden in der Regel nnbeeidet TeraommeD, 
doch findet deren Beeidigung Statt, weDn Staatsanwalt oder 
Angeschnldigter dieselbe in Antrag bringen, oder der Richter 
nnr durch die Foidening der eidliches Beat&tignng der Zengen- 
anssage die volle Wahrheit erfahren zn kOnnen glaubt, (177.) 

Bedeutungsvoll nnd vom höchsten Einflüsse ftlr die Stellung 
der Untersncbongshaft im Processorganismus sind die Bestim- 
mnugen daraber, „nann jemand als Angeschuldigter betrachtet 
werden kann". 

„Als^AngeschuIdigter darf nnr derjenige be- 
trachtet werden, gegen welchen Verdacbtsgrflnde 
Torliegen, die zwischen demselben und einem be- 
stimmten Verbrechen oder Vergeben einen solchen 
Zusammenhang wahrnehmen lassen, dass nach un- 
parteiischer Ueberlegung daraus wahrscheinlich 
wird, er habe dieses Verbrechen oder Vergehen 
verübt oder daran Theil genommen." — §. 182. 

Wir ersehen hieraus , dass die Anklageform in ihrem 
wesentlichsten Theile durchbrochen ist ; der Angeschnldigte 
wird bei eröffneter Voruntersuchung nicht über den Partei- 
antrag des Cffentlichen Anklägers, sondern ganz im Geiste des 
Inquisidonsprocesses , im Grunde eines bestimmten 
Grades der Schnldwahrscheinlicbheit verfolgt, 
nnd die gesetzliche Bestimmung des Strafgesetzes vom J, 1803 
ftber die rechtliche Anzeigung (§, 269) erscheint in diesem 
wichtigen Pnnkte wOrtlich jn die proviBorische Processordnnng 
binnbergenommen ; der Unterauchnngsrichter tritt somit nach 
dieser Richtung hin ganz in die Stellnng des früheren Criminal- 
richters nnd der früheren Obrigkeit; ein hochbedeutsamer Um- 
stand, anf den wir bei der dogmatischen Erörterung der Insti- 
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tadoQ noch des Weiteren werden zarOckkonunen mOsseo. Einen 
weiteren DnTCbbmch erfahr die accnsatoriBCbe Form der Yor- 
notersachnng in den BesUmmongen Aber die Einateliong der 
Tonutterenchnng. 

mcht der Rücktritt des StutsanwalteB allein konnte 
die EioBtellnng herbeifQhren, sondern es bedurfte hieza der 
Uebereinstimmnng zwischen ihm nnd dem ünterBnchongBrlcbter. 
Bei vorliegender Divergenz der beiden Organe war das Gericht 
znr Entecheidnng berufen. — 

Nach geschlosaener Vornnteranchang wird es dem Be- 
schuldigten freigestellt, „znr Abwendung seiner Versetzung in 
den Anklagestand eine Vertbeidignngsgdirift zn Qberreicbeni 
also eine förmliche Defensionsschrift ad evitandam Inquisitionen) 
im Sinne und Geiste des gemeinrechtlichen Inquisitionsprocesses ; 
worauf je nach der Natnr des Verbrechens oder Vergehens über 
Antrag des Staatsanwaltes oder Generalprocnrators von dem 
Bezirkscollegialgerichte oder Oberlandesgerichte die Entscheidang 
ergeht, dass entweder kein Grand znr weiteren gerichtlichen 
Verfolgung vorbanden sei, oder dass wegen adringenden' Ver- 
dachtes der Beschuldigte in den Anklagestand versetzt werde. 
Die Hauptverbandlnng findet rflcksichtlich der leichten Delicte 
vor den Collegialgericbten, rOcksichtlich der schweren nnd Press- 
delicte vor dem Gescbworeneogericbte Statt nnd sehen wir hier das 
franiOsische Verfahren bis in die geringsten Details nacbgealiait. 

Bei dem Verfahren !n üebertretungen findet keine Tor- 
nntersuchnng Statt, und der Umfang der Frocesshandinngen er- 
scheint am ein Bedentendes eingeschränkt, ein Moment, das 
besondere Bestimmiingen über die Handhabnng der Untersu- 
chungabaft allerdings zur Folge haben musste. 

Wir fibergehen nnnmehr zur knrzgefassten Darstellnng 
der allgemeinen Strafprocessordnnng vom 29. Juli 1853. 

Politische Hotive haben die Erlassnng der provisorischen 
StrafproceBSordnung hervorgerufen; auch von der ihr fol- 
genden allgemeinen Strafprocessordnung lässt sich behaupten. 
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dass politische Ornndsätze ihr Gracheinen zam mindesteD geför- 
dert haben. 

Eine gewisse Staatsklngbeit , deren Berechtignng wir an 
dieser Stelle nicht za prOfen haben, perboirescirte die Er- 
rnngenschaRen der „revolutionären" Aera auch anf dem Ge- 
biete der Jostizgesetzgebnng, und führte znr Aofstellong der 
im Gabin etsch reiben vom 31. December 1851 erlassenen Grand- 
B&tze gtiber die organischen Einrichtungen in den EronlSndem 
des ßsterr. Eoiserslaates", deren Dnrcbfabriing eine tbeilweiae 
Bflckkehr zum alten InqulBitionsprocesse znr natorlichen Folge 
haben mnsste. 

So beschr&nkte die im 26. Absätze des erwähnten Organi- 
satioDEstatntes anfgestellte Norm, „dass in den Strafsacbeo, 
welche vor den Collegialgerichten za verhandeln sind, der 
Grandsatz der Anklage, der Bestellong eines Tertbeidigers fOr 
den Angeklagten and der Handlichkeit im Schlnssverfabren za 
beobachten sei' die accnsatorische Form anf das Erkenntniss- 
sladinm des Strafprocesses, nnd sanctionirte hiednrch die nn- 
eingescfarAnkte Herrschaft des Inqoisitionsprincipes fttr das Stadium 
des Unteranchnngsverfahrens, die denn anch in dem nachstehend 
zu Bkizzirenden Organismna desselben bedectsam za Tage tritt. 
Zunächst in der änsseren Elntheilnng deaaelben. 

Daa üntersnchnngsverfahren zerßUlt nämlich: a) In die 
Tornntersachnng nnd b) in die Untersachnng wider eine be- 
stimmte Person (Specialantersnchnng), es erscheint somit znr 
Gänze und auch der äusseren Gestaltung nach die alte gemein- 
rechtliche Eintheilung von der General- nnd Specialinqnisition 
ganz im Sinne des Strafgesetzes vom Jahre 1803 reactivirt. 

Das moderne Gepräge, welches dem Verfahren dnrch 
die Aufrechlhaltung der Institution der Staatsanwaltschaft and 
des Untersacbungsrichters belassen wnrde, war von keiner 
nennenswerthen Bedeutung fär das Wesen und die innere 6e- 
slaltnng dieses Theiles des Strafverfahrens. Der Gang der 
Dnteraadinng war unnmehr in Kürze folgender; 
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Sobald das ünteranchangsgericht Knnde von einem Yer- 
brecheD erlangt, soll es, ohne die Antrage des Staats- 
anwaltefl abinwartea, das GnterBacbnngsverfahreo sogleich 
einleiten nnd anch alle weiteren Schritte von Amtswegen 
Tornefimen oder vornehmen laasen. 

Die Hitwirkang des Staatsanwaltes änssert sich während 
der UntSTBOchnng lediglich in einer Art von Controle, indem 
der Richter thnnlichst im Einvemetunen mit demselben vor- 
gehen und ihn, wenn die üntersnchnng am Orte des Qerichts- 
hofes gef&hrt wird, von jedem wichtigeren Acte in Kesntniss 
setzen soll. 

In der so eröffiieten nnd geführten VoninteraDchnng war 
znnfichst der Thatbestand in jener nmständlicben nnd genaneu 
Art nnd Weise zu erheben, in welcher es das Strafgesetz vom 
Jahre 1803 dem Criminalrichter znr anab weislichen Pflicht 
gemacht hatte; es waren Bestimmungen gegeben, wie bei den 
einzelnen Terbrecbon voriagehen sei , wer als Qerichtszeage, 
wer als Sachverständige verwendet werden dürfe etc. 

Die Hans- and PersonsdnrchBachnng, die Beschlagnahme 
-von Briefen und anderen Schriften war schon in diesem Stadinm 
als znr Oeneralinqnisltion gehörig gestattet. 

Die Yemehmnog der Zeugen hatte mit grfiaster Ana- 
fUhrlicbkeit zu geschehen nnd die Beeidigung derselben im 
Lanfe der VonuiterBnchnDg galt als Begel, wodurch allerdings 
der Sdiwerponkt des Beweisverfahrens in das Stadiom der 
Vornntersncbong verlegt erschien. 

Auf die so gesammelten Ergebnisse der Generallnqoieition 
stützt sich die zweite Phase des Untersnchnngsverfahrens, die 
Einleitung der ünteraachung wider eine bestimmte Person — die 
sogenannte Specialnntersuchung, 

Bei Yorhandensein rechtlicher Verdachtsgrflnde, deren 
genane Darstellung nnd Classification in allgemeine nnd be- 
sondere, in nähere nnd entferntere das Gesetz in vollster 
XJebereinstimmung der diesßtlligen Bestimmnagea des Straf- 
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gesetzea Tom Jahre 1803 in den §§. 135—144 durchfahrt, hat 
der Uatersncbangsrichter den Beschlass za fassen : „dass eine 
bestimmte Person eines Verbrechens oder Vergehens rechtlich 
beachnidigt erscheine nnd dass sofort gegen sie die Uuter- 
snchniig — Specialnntersucbnng — eingeleitet werde." 

Dieser Beschlnss rnuae schriftlich begrODdet und den 
Acten hinterlegt worden, und bildet die Basis fOr die Phase 
der Specialinqniaition, in die nunmehr das UntersncbangSTer- 
fahren einzutreten hat. 

Dieselbe wird durch die Vorladung, Vorfllhning and Ver- 
haftung des muthmaa suchen Thäters als rechtlich Beschul- 
digten eingeleitet und findet nach ordnnngsmäSBiger Vernehmung 
im SchlussverfaCr des inculpaten ihren formellen Abschluss. 

Bezttglich des Verfahrens in üebertretnngen wurde die 
in den oberwahnten Grundsätzen im 25. Absätze aufgestellte 
Norm: ^dass bei denselben das inqnisitoriscbe Verfahren in 
möglichst einfacher Form stattfinde," mit aller Rigorosität durch- 
geführt, die Anklage entfällt, die Phasen des Verfahrens fallen 
in Eins zusammen nnd die Bestimmungen bezOglich der üeber- 
weisung erscheinen nicht unwesentlich modificirt, wodurch auch 
die üntersncbungshaft natargemäss eine nicht unbedeutende 
Umgestaltung erfahren mngste. 

Die neueste Strafprocessordnung vom 23. Mai 1873 
Ähnelt in zweifacher Beziehnag der zuerst genannten provi- 
sorischen vom 17. Januar 1850; zunächst wobi darin, dass sie 
von einer freiheitlichen politischen Bewegung hervorgemfen 
wurde, sodann dass sie bemfen war, staatsrechtliche Gmnd- 
gesetze zur Ansftlhrung zn bringen. 

Das Staatsgrsndgesetz vom 21. December 1867 Nr. 141 
R. G. BI. Art. 10 enthält die Bestimmung: „Die Verhandinngen 
vor dem erhennenden Richter sind in Civil- und Strafredtts- 
- angelegenheiten mündlich und öffentlich. Die Ausnahmen be- 
stimmt das Gesetz, tm Strafverfahren gilt der Anklageprocess, " 
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Norm nod DirecUve waren faiedarch dem oenen Verfahren 
gegeben. £b sollte jene Qeataltnng erlaogen, die die Wissen- 
Bchaft nnd die Praiia mit dem Begriffe dea Anklageprocesfies 
verbindet. Dies Ist aoch in Wirklichkeit gescheben. Inqnisitorische 
Momente, die in dem Procesae vorbanden sind, haften ihm nnr 
insofern an, als sie dem Aaklageprocesse, wie derselbe aas der 
geschichtlichen Entwicklnng nnd der wisBenechaftlichen Be- 
erbeitüDg der Neuzeit hervorgegangen, Oberbaopt innewohnen. 

Eine Erörterung seineH Organismus und der Stellung der 
Unter SU chnngsbaft in demselben wird daher zugleich den hen- 
tigen Stand der ProcessentvicklaDg nnd die Stellung der Unter- 
BuchODgsbaft im Verfahren beleuchten. 

Dem Wesen des Anklageprocesses entsprechend ist zu- 
nächst die Scheidung zwischen Vorverfahren einerseits — der 
Versetzang in den Anklagestand nnd dem ErkenntDissverfahren 
andererseits strenge durchgeführt. 

In ersterem scheidet sich das Stadium der Vorerhebnng 
von jenem der VoruntersuchnDg. 

Die Vorerhebnng hat den Zweck, dem AnklSger Gelegenheit 
zn geben, die nfithigen Anhaltspankte for die Veranlassnng des 
Strafverfahrens wider eine bestimmte Person oder fOr 
die Znrflcklegnng der Anzeige zn sammeln; während ihrer 
Daner kann in der Regel keinerlei Schritt wider Jemanden 
als Beschnidigten vorgenommen werden. 

Was die Voruntersuchung betrifft, so ist selbe im Ver- 
fahren vor den Qeschworenengerichten nnd gegen Abwesende ge- 
boten; in anderen Fällen deren Einleitang dem facnltativen 
Ermessen des Staatsanwaltes oder Privatklägers anheimgestellt. 
Als ihren Zweck bezeichnet das Gesetz: „die gegen eine be- 
stimmte Person erhobene Anschnldignng einer strafbaren Hand- 
lung einer vorläufigen Prüfung zu unterwerfen, nnd den Sach- 
verhalt soweit ins Klare zn setzen, als nötbig ist, jene Uomente 
festzustellen, welche geeignet sind, entweder die Einstellong 
des Strafverfahrens herbeiznfohren , oder die Versetzung in 
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AnklageBtand and die Beweisanfuahme in der HauptTOrbandlang 
TorznbereiteD." 

üeber die FQhraag der YorunterBuchung gibt das Gesetz 
eine Reihe aaBfOhrlicher Bestimmungen, welche die in qniBitori sehen 
Momente der YonrnterBnchnngsphasa nnrerkennbar hervortreten 
lassen ond mit den BeBtimmnagen der erwähnten früheren 
Ordnaogen vielfacb ttbereinsümmeu. 

So spielt auch hier Aageascbein nnd Sachverständigen- 
befnnd zur FeststeUnng des aogenannten objectiven Tbatbestandes 
— des corpas delicti der alten Doctrin — eine bedeutende 
Bolle; es wird dem Untersachangsrichter vorgeschrieben, wie 
er bei Tödtangen and KOrperferletzungen , bei Zweifel über 
GeisteBEtbrnng and Zarechnongsfähigkeit, bei der Früfnng von 
Handschriften, bei UntersncbaDg wegen Brandlegung, VeriU- 
Echnng von Creditpapieren nnd Münzen and Sachbeachädigungen 
im Allgemeinen vonngehen habe. 

Ebenso genaa ist Haas- and PerEonsdurchBnchang, dann 
die Beschlagnahme von Briefen und Sendangen geregelt — ganz 
im Sinne nnd Geiste des Gesetzes vom 29. Jnll 1853 ; nachdem 
es hier keinerlei ümgestaltang der Bestimmungen bedurfte. 

Nnr bezQglich gewisser ProceBsbandlnngen masste ein 
einschneidender Unterschied zur Geltung gelangen, Bollte anders 
das Wesen des Anklageprocesses nicht gänzlich verlängnet 
werden, zunächst bezüglich der Zengeneinvernehmnng im Vor- 
verfahren, 

Das Gesetz vom 29.Jali 1853 accepürte, wie wir sahen, 
im Laufe der Vomntersachnng die Beeidigung des Zeugen 
als Regel, das neue statuirte das directe Gegentheil, die 
nnbeeldete ZeugniBsabnabme gilt hier als Regel, die Beeidigung 
ist an den Eintritt gewisser Ausnahmsbedingungen geknüpft. 
' Ferner betreffs der Initiative der Strafverfolgung. 

Der Untersnchnngsrichter kann sich dem etaatsanwalt- 
Bcbaftlichen Antrage auf Einleitung der Voruntersuchung, nicht 
aber dem auf Einstellung derselben widersetzen ; ausserdem 
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erfdgt die Einstellung derselben nnr darcb BeschloBS der 
Kathskaninier oder des Gerichtshofes zweiter lastanz. 

Die Voiantersnebang wird geschlossen, sobald die ge- 
pflogenen Erhebungen zareichen, nin die AHordnung der Haapt- 
verhandlnng zn begründen. 

Als Becbtsmittel im Laufe der Tornntersnchnng fignrirt die 
Einbolnng der KntacheiduDg der ßathskammer nnd in beetimmten 
wichtigeren F&Ilen die Beschwerde an das Oberlandesgericht. 

Auch hier tritt forner beztlglicb dee Verfahrens in üeber- 
tretnngsßtllen eine Art enmmarischer Pröcedar in Wirksamkeit, 
durch die die Bestimroang Aber die ünterBOchangshaft eine 
wesentliche Ab&ndernng erfahren mnsste. 

Nachdem wir TOrnnstehead die neuesten Osterr. Straf- 
processgesetzgebnngen mit Rücksicht anf den Gegenstand unseres 
Vorwurfes in Ettrze skizzirt haben, wird es nunmehr unsere 
Aufgabe sein , die eiazelnen Bestimmungen der erw&bntcn 
Processgesetze rOcksichtlich der Unteranchangshaft systematisch 
geordnet darzulegen. 

A. Die einzelnen Formen der Untersuchnngshafi 

Wir werden es hier zunächst mit der Darstellung 

1. des sogenannten Vorftthrungsbefehles zu thnn 
haben. 

Die Vorfübrung ist die einfachste Form des gegen den 
Verdächtigen ansgeflhten physischen Zwanges und hat lediglich 
den Zweck zu erfüllen, dass der eines Verbrechens oder Ver- 
gebens Verdächtige vor den üntersnchnngBrichter gestellt 
werde, um über die gegen ihn erhobene formelle oder materielle 
Beschuldigung vernommen zu werden. 

Sie stellt sich nach den nahezu wörtlich gleichlautenden 
Bestinmiungen der erwähnten drei Processordnangcn : „Prov. 
.StrafprocesBOrdnang' vom 17. JSnner 1850 §. 186; — sAllg. 
Strafprocessordnung" vom 29. Jnli 1853 §. 150; — „Straf- 
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processordcnag" vom 23: Mai 1873 g. 174) zanächst ah eiae 
ÜDgehorsamsstrafe dar, die auf den Vorgeladenen 
verh&Dgt wird, der, ohne hinreichende EntschaldigungBurBachen 
angezeigt za haheii, der an ihn ergangenen Ladung nicht Folge 
geleistet hat. 

In dieser ihrer Wesenheit iat die Vor^brong, die durch 
einen schriftlichen Befehl in Vollzug gesetzt zu werden bat, 
eine einfache processnale Zwangsmassregel, die an das Requisit 
der Beschuldigaug der Verübung einer strafbaren Handlung 
dnrchans nicht geknttpft ist, da sie auch dem Zeugen gegen- 
über — wenn auch in etwas gemilderter Form — platzgreift. 
Es ist der physische ProcesszwajQg in seiner einfachsten, natttr- 
lichsten typischen Gestaltung, hervorgerufen durch den Unge- 
horsam des zum persönlichen Erscheinen Terpflicbteten — 
der, wie wir später sehen werden, correcteste und nicht anzu- 
zweifelnde Titel zum rechtlichen Bestände der Untersuchangshaft. 

Der Vorführung als der einfachsten Form des phy- 
sischen Zwanges schliesst sich an: 

2. die Torl&nfige Verwahrung, Aber die wir in 
den erwähnten Gesetzen eine Reihe von Bestimmungen vor- 
finden, die in eingehender Weise einer PrOfang und Ver- 
gleicbung unterzogen werden rnttssen. 

Die proT. Strafprocessordnung vom 17. JSnner 1860 
normirt im §. 186: Selbst ohne vorgängige Vorladung kann 
der ünterBUchnngsricbter einen Vorfthrungsbefehl gegen den 
ein^ Verbrechens oder Vergehens Verdächtigen erlassen: 

a. Wenn derselbe Anstalten zar Flacht gemacht hat oder 
als ein in der Gemeinde Unbekannter, als aasweis- oder 
heimatlos, wegen seines heramziehenden Lebenswandels oder 
ans andern Gründen der Flucht verdächtig ist. 

b. Wenn er auf hdscher That betreten, oder alsbald nach 
der That als des Verbrechens oder Vergehens verdächtig durch 
OiTentliche Nacheile oder Offentlidien Nachruf bezdchuet oder 
mit WafEen oder mit andern Gegenständen, die von dem Ver- 
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brecheD oder Yergehca berrttbrea, oder sonst auf seine Tbeil- 
nabme an demeelbeD binweiaen, betreteo wird. 

c Wenn nacb den Umständen des Falles zo besorgen 
ist, dass er die Untersncbung durcb Vernicbtung der Sparen 
des Verbrecbens oder Vergebens, dnrcb Terabredang mit aeinen 
Uitschuldigen oder aaf andere Weise vereiteln oder erscbweren 
werde. 

§. 188. Der üotersucbaugsrichter hat den ibm vorge- 
ftthrten . , . Angeschuldigten binnen viernndzwanzig Stunden 
zQ vernehmen. W&re dies nicht möglich, so kann der Ange- 
schuldigte zwar einstweilen in Verwahrung bebalten werden, 
es ist jedoch dessen Vemehmnng so bald als möglich einzn- 
leiten und der Grund, wamm dieselbe nicht froher stattfinden 
konnte, im Protokolle anzumerken. 

Nach der Vernehmung hat der Untersuchungsrichter sofort 
zu beschliesaen, ob der Angeschuldigte nieder auf freien Fuss 
gestellt oder in die eigentliche Unters nchnngsbafc genommen 
werden soll. 

Analoge Bestimmungen erlless die allgem. Strafprocess- 
Ordnung rom 29. Juli 1853. 

§. 161. Selbst ohne vorhergegangene Vorladung kann der 
Untersuchungsrichter einen VorfQhmngsbefehl gegen den eines 
Verbrechens oder Vergehens Beschuldigten erlassen, oder dessen 
Torlftnfige Verwahrung bei der Sicherheitabehörde verfügen: 

a. wenn derselbe sich verbirgt, gefluchtet oder wenigstens 
Anstalten zur Flucht gemacht hat, oder als ein in der Gemeinde 
Unbekannter, als answeis- oder heimatslos, wegen seines herum- 
ziehenden Lebenswandels, wegen schlechten Leamnnds, oder 
ans andern Orflnden der Flucht verdächtig erscheint; oder 

b. wenn er auf frischer That betreten, oder gleich nach 
der That als des Verbrechens oder Vergehens verdächtig dnrcb 
amtliche Nacheile oder Cffentlichen Rnf bezeichnet, oder mit 
Vfaffen oder anderen Gegenständen, die von dem Verbrechen 
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oder Vergebeo herrtUkren, oder sonst acf seiDe BetheiUgiuig 
bei demselben biDweiseo, betreten wird ; oder 

c nenn nach den umstanden des Falles za besot^en ist, 
dass die Untersncbnng dorcb Verabredung des Beschuldigten 
mit anderen dabei Bethelligten, oder mit Zeugen, oder durch 
Vernichtang der Spuren des Verbrechens oder Vergehens ver- 
eitelt, oder in anderer Weise erschwert werden könnte. 

und ebenso bestimmt die Strafprocessordnnng yom 23. Hai 
1873: 

§. 176. Der Untersnchungsrichter kann auch ohne vor- 
gängige Vorladung die Vorführnng and vorlftafige Verwahrung 
des eines Verbrechens oder Vergehens Verdächtigen anordnen : 

1. Wenn er auf frischer That betreten oder unmittelbar 
nach der That als des Verbrechens oder Vergehens verd&chtig 
dnrch amtliche Nacheile oder öffentlichen Nachruf bezeichnet 
oder mit Waffen oder mit andern Gegenständen, die von dem 
Verbrechen oder Vergehen herrflhreD oder sonst auf seine Theil- 
nahme an demselben hinweisen, betreten wird. 

2. Wenn er Anstalten zur Flucht gemacht hat, oder wenn 
er wegen der Grösse der ihm mnthmasslicb bevorstehenden 
Strafe, wegen seines hemmziehenden Lebenswandels, oder als 
in der Gegend unbekannt, als ausweis- oder heimatlos , oder 
aus anderen triftigen Gründen der Flacht verdächtig ist. 

3. Wenn er auf eine die Ermittlang der Wahrheit bin- 
demde Art aaf Zeugen, Sachverständige oder Hitbeschuldigte 
einzuwirken , oder sonst dnrch Vernichtang der Sparen des 
Verbrechens oder Vergehens die Untersuchung zu erschweren 
gesucht hat, oder wenn gegrflndete Besorgniss vorhanden ist, 
dass dies geschehen könne. 

4. Wenn besondere umstände die BefOrchtnng rechtfer- 
tigen, dass der Beschuldigte die vollendete That wiederholen, 
oder eine versachte oder angedrohte That ansCilhren werde. 

Wenn es sich aber um ein Verbrechen handelt, bei welchem 
nach dem Gesetze aaf die Todesstrafe oder auf mindestens 

Znoksr, UutergniihuniiibKft. 5 
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Wire dies Bid* nSigitefc, so kaui da- Bcscküdigte mr ÖHt- 
«cälMi !■ Vnwjfcnu^ bekalin werdea, es iu jedoek dcuea 
Tna^saag sobald al> ligiicfc, od zwar BiigilrBa iiaiifcilli 
drei Tagen ebnolritea aad der Gnod, wana dieulbe aicU 
Mker itaHüadea koaale, fn FnMokoOe aanawilcea. 

Nadi da* TerndtBasg hat der Dntemuteogsrickter aofcrt 
£■ beecblienen, ob der Betdnidigle wieder aof fröe« Fkn 
seeteilt oder wider Um die ordestlidte Untemic^i^haft ver- 
blogt werdea tolle. 

Faften «ir die dtirten Beetianaiiogeii ins Aoge, so ergibt 
■id), dafi die geiiaasfeii Stra^proeeesordanDgen eine dnrdiw^s 
aeae lutitotioii zor Wirtuamkeit brachten — das Inatitat der 
durch den Richter zd rerfagenden Torllnfigen Ter- 
wahmng, die früher nnr in den Wirtnngikreis der Obri^eit 
nod der Polizeibehörden ge&llen war. Dleielben Becbtsgrilnde, 
welche, wie wir spUer eehen nnd n&her anfsOhren werdsi, den 
UntersnchiiDgiricliter znr TerhSognng der ordentlichen üntw- 
■nchuogfhaft berechtigten, bezieliongsweise Terpflichteteo, sollten 
nnDDiebr ancb znr proriaorischen Yerwahrnng des Terdichtigen 
fllbren, d. h. zn i^er Stellnog vor den üntersiichiuigsrichter 
zum Zwedie der Temebmnng, nach deren Onrehfohrong sie m 
entlUlen hatte. 

Die Fritt für diese Veraehmiing war gesetzlieb anf 24 
StnndeD, fttr den Fall des Eintritts von HiodemisBen auf die 
möglichst liOrteste Frist festgestellt, die im ZaaammeDhai^e 
mit den anderweitigen gesetzlichen Bestimmnngen nicht mehr 
all drei Tage In Anspmcb nehmen dnifte. 
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So Aea Gesetz, das in seinea Besdmmnngeii den Charakter 
des Inatitntea TollkommeD zn wahren verstand; anders aber die 
Praxis der noch In lebhafter EHnnerang aller nneerer Zeit- 
geaosEen stehenden SlrafpracesBordniiDg vom 19. Jnli 1853, 
deren wir hier mit einigen Worten gedenken wollen, 

Nach der erwähnten ProcesBOrdnang vom 19. Juli 1853 
dauerte die proTiBOrischg Verwabmng nicht selten bis znm yoII- 
-stftndigen AbschlnsBe der Vorouteranchang, daher Wochen und 
selbst Monate hindnrcb. Es war gerichtliche Observanz ge- 
worden, dass der Beschnldigte nach der ersten Temehmnog, 
wofern er nicht In Freiheit gesetzt wnrde, in der provisorischen 
Verwahrung verblieb, bis der sogenannte SpeGialbeschlnss, 
von welchem oben die Rede war, vom üntersDChangsricfater 
gefasst nnd in schriftlicher Ansferügung zn den Acten hinter- 
legt wnrde, d. h. bis znm nahezu vollständigen Abschlüsse der 
Untersuchung. Diese Verhftngung der provisorischen Verwahrung 
durch die ganze Dauer der Voruntersuchnog war von den 
schwerwiegendsten Consequenzen ftlr die Handhabung der Un- 
tersnchungshaft im Allgemeinen. 

Znnftchat war es dem ttnentschlossenen, zOgernden und 
ängstlichen Untersuchungsrichter eine willkommene Gelegenheit, 
dnrch den provisorischen Charakter der Massregel, sich nach 
zwei Seiten hin za decken, nach der strengeren, indem er die 
Haft verhängte, nach der angeblich milderen, indem er ihr die 
Bezeichnung einer blos provisorischen gab, die sich noch anf 
keinerlei rechtlichen BeschnldigongsgruDd stlttzte. 

Provisorisch hiess die Verwahrung, definitiv wurde aber 
der Verdächtige, wiewohl man ihn als solchen nicht entschieden 
anzusehen und zu bezeichnen sich getraute, an seiner persön- 
lichen Freiheit and dem Genüsse seiner anderen Rechte be- 
schränkt — ja noch mehr als das — Rechtsmittel, die man dem 
in der eigentlichen Untersuchnngshaft Befindlichen zuge- 
standen, so das Rechtsmittel der Beschwerde gegen den Haft- 
beschlDSS, und nach Erlassang des Gesetzes znm Schutze der 
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perBODÜchea Freiheit das Recht zur O&ntionsanerbietiing — 
diese Rechtsmittel hat die GerichtsobserTanz vielfach dem nP'o~ 
Tisoriach" monatelang Verwahrten entweder gänzlich ver- 
sagt oder doch wesentlich beschrankt 

Beschwerte sich nämlich der provisorisch Verwahrte ttber 
die Verhängang der Verwahmngshaft , so verweigerte nicht 
selten der Oberricfater in die Frfifnng der Frage einzugeben, 
weil hiednrcb dem Beschlösse des UntersnchnngBrichters ober 
die Einleitang der Special ontersnchuDg zum Nschtheile des 
Verdächtigen pr&jndicirt werden könnte ; und bot er Cantiou an, 
so wnrde deren Annahme von dem „höheren" Gerichte wieder- 
holt aas dem Grande verweigert, weil die provisorische Ver- 
wahrung noch keine dringenden Anzeichen eine^ Verhrechens 
znr Toranssetzang habe, das Gesetz zum Schutze der pereftn- 
liehen Freiheit aber aber einen solchen Fall voranssetze. 

So wuchs die provisorische Verwahrung, gestützt anf die 
oberflächlichste Anstegang der Textirang des §. 153 A. St.-P.-0. 
vom Jahre 1853, wornach „der Untersuchnngsricbter nach dem 
Verhöre sogleich za bescbliesseu bat, ob der Beschnl'digte wieder 
anf freien Fnss gestellt, in Verwahrung behatten oder 
Ober ihn die eigentliche Untersnchnngshaft verhängt werden 
soll", nnter Verlängnnng ihres Ursprnnges, ibres Wesens nnd 
Charakters za einem wahrhaften jaristischen Monstrum heraus, 
das von den verderblichsten Folgen ffti Gerechtigkeit and Hu- 
manität der Justizpäege begleitet war, bis die präcise Fassung 
neuesten Gesetzes — |. 179 2. Abs. — dem beklageniwerthen 
Abusus ein entschiedenes Ziel setzte und als Norm aassprach, 
was eine loyale Praxis dereinst nie mehr verkennen sollte, dass 
nach der Vernehmung durch den zuständigen Richter nicht die 
provisorische, sondern stets nur die ordentliche Untersuchungs- 
haft Platz greifen kOnne. 

Eine weitere Art der durch den achter verfügten pro- 
visorischen Verwahrung — dem gemeinen Rechte entnommen 
— bildet die einstweilige Festuebmang mehrerer Personen bei 
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Öffentlichen ünrahea, SchlSgereien u. s. w. und der Verbot dee 
üntersnchimgerichters, nährend der ThstbeatandBerhebnog den 
AnfenthaltBort nicht zu verlassen, worüber wir in den gedachten 
drei Gesetzen, Gesetz Tom 17. Januar ISfiO §g. 189 and 190, 
Gesetz vom 29. Juli 185S §§. 164 and 165 and Gesetz vom 
23. Mai 1873 §§.181 and 182, w&rtlich gleichlaatenden Be- 
stimmnngeit begegnen, in welchen der provisorische nnd aaaser- 
ordentliche Charakter dieser Massregeln klar nnd entschieden 
zu Tage tritt, ein Correlat des TerhaftiingBrechtes hei Ergreifung 
anf frischer That, von velchem denn anch nnten weiter die Rede 
sein soll. 

3. Die provisorische Verwahrung verfttgt 
durch die SlcherheitsbehSrde. 

Ein Hanptiug der procesanalen Reformbewegang, welcher 
die drei letzterwähnten legislatoriacheo Acte entsprangen waren' 
ging dahin, der polizeilichen Afachtffllle, soweit solche anf die 
Einschr&nkang der persönlichen Freiheit der Staatsbürger ge- 
richtet war, einen Damm sn setzen. 

Dahin gingen die Bestimmungen der eogenannten Grundrechte, 
die die persönliche Freiheit unter den Schatz des Richters stellten. 

§. 8 des Patents vom 4. Mftrz 1849 enthält hierflber: 

„Die Freiheit der Person ist gewährleistet." 

„Die Verhaftung einer Person soll, ausser im Falle einer 
Ergreifung anf frischer That, nnr in Kraft eines mit Gründen 
versehenen Befehles geschehen, welcher von dem Richter oder 
von einer richterliche Functionen gesetzlich ausflbenden Behörde 
ergangen ist." 

„Jeder solche Yerhattsbefehl ist dem Verhafteten sogleich 
bei seiner Anhaltung oder spätestens 24 Stunden nach der- 
selben zuzustellen. ' 

Han ve^annte jedoch selbst damals nicht, dass es ein 
Ding der pfaysiBchen ünmCglichkeit sei, eine Masaregel, welche 
im Dienste einer energischen nnd beBchlennigten Strafverfolgung 
eine so wichtige Rolle spielt, einzig nnd allein dem Unter- 
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snchnngsrichter vorEubehalten, oud so Btatnirte Bchon die dem 
§. 8 des PatenteB folgende oAchate GesetzeBbeatimmDog des §. 9 die 
ZuIftSBigkeit der proviBOriBchen Terwahrang seitoDs der Sicher- 
heitsbehOrde durch die Bestimmong : „Die SicherheitBbehOrde 
muBB Jeden, den sie in Yerwabnuig geDommen bat, binnen 48 
Stunden frellaBsen oder dem zuBttkndigen Gerichte flberweiBen." 
Das Recht zur „Yervahning'' war BOmit der SicherheitsbebQrdB 
principiell zngestandeD, nnd sohiD bedurfte es nar mehr der 
Regelang dieaea Rechtea, die denn ancb in folgender Weise 
dorch die ervflbnteu Legislationen erfolgte. 

Das Gesetz vom 19. J&nner 1850 verfilgt (§. 167), dasa 
in den Fällen, in welchen der Untersnchnngarichtor einen Tor- 
flthrnngabefehl gegen den Beachnidigten erlassen kann, eine 
Torlänfige Yerwahrnng des Terdftchtigen snim Zwecke der Vor- 
fflhrnng vor den UntersachnngBrichter auch von Einzeln-Bezirks- 
richtem and Polizeiheamten, ohne dass es einer Bchriftlicheu 
Anffordernng bedarf, verfDgt nnd vorgenommen werden könne. — 
Ebenso könne in diesen Fällen in Abwesenheit oder bei Ver- 
hindemng des üntersnchnngsrichters der Staatsanwalt die vor- 
Iftnfige Yerwahrnng des YerdSchtigen verfügen nnd durch Einzeln- 
BezirkBrichler oder Polizeibeamte vornehmen lassen. Der in 
Yerwahrnng Genommene ist dnrch den Einzeln- Bezirksrichter 
oder die Polizeibehörde nnges&nmt zn vernehmen nnd wenn 
sich dabei ergibt, dasa kein Gmnd m aeiner weitem Yerwahrnng 
vorbanden sei, sogleich freiznlaasen , widrigens binnen 48 
Standen an den Untersnchnngsriohter abzatiefem. 

Der Untersnchnngsrichter hat sodann mit dem an ihn 
Abgelieferten wie mit einem ihm vorgefthrten Beschnldigten zu 
verfohren. 

Dieselbe Beatimmnng yerfögt §. 152 der SL-P.-O. vom 
29. Jnli 1853: „Die vorUnfige Yerwahrnng kann in den . . . 
F&llen auch von jedem Bezirksgerichte, sowie in Folge einer 
Anffordernng des Staatsanwaltes oder auch von Amtswegen von 
Beamten der Sichcrheitsbehörde oder von Gemeindevorstehern, 
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durch Oensdannen oder andere Organe der fiffentlicben Sicher- 
heit vorgeDOmmen xtad im Falle der Gi^reifdng aaf frischer 
That aber ancb von GensdarmeD oder andern Dienern der 
Öffentlichen Sicherheit selbst oboe besonderen Auftrag voll- 
zogen werden," 

„In diesen FftUen ist der in Verwabrang Genommeae so- 
gleich von der SicherheitsbehOrde oder dem Bezirksgerichte zd 
vernehmen nnd wenn sich zeigt, dass kein Grnnd tn seiner 
weitem Terwahmng vorhanden sei, sogleich frei zn lassen, 
widrigenfalls binnen 48 Stunden an das Untersnchnngsgericht 
abzaHefem." 

Dasselbe verfQgt endlich anch die nene Stra^rocessord- 
nnng im §. 177, nnr dass sie die ZalSssigkeit einer solchen 
dnrcb die SicherbeitsbehOrde zn verfBgenden provisonschen 
Terwahmng an die Bedingung knüpft, „dass die vorl&nfige Ein- 
holung des richterlichen Befehles wegen Gefohr am Verzuge 
nicht thnnlich war." 

In allen diesen Bestimmungen sehen wir den provisorischen 
Charakter der Processmassregel klar und entschieden zv Tage 
treten; mit dem alten Systeme, das die polizeiliche Verwahrung 
auf die Spitze trieb nnd hiednrch die persönliche Freiheit des 
BSrgers anf s HOchste gef&brdete, war gebrochen nnd der Bmcb 
wäre anch dem Geiste des Gesetzes nach ein vollständiger 
gewesen, wenn nicht, wie oben gezeigt wurde, znm mindesten 
Dnter der Herrschaft des Gesetzes vom J. 1863, die dnrch den 
Untersuchungsrichter veritlgte provisorische Verwahrung auf 
jene Stadien der Voruntersuchung ausgedehnt worden wäre, 
in denen sinngemäss die eigentliche Dntersncbungsbaft oder 
die Entlassung des Beschuldigten allein platzgreifen können. 

4. Die eigentliche oder ordentliche Untersu- 
ch ongshaft. 

Im Gegensatze zum Vorfflhrungsbefehle und der 
provisorischen Verwahrung, die nur die Stellung des Ver- 
dächtigen vor den nntersuchnngsrichter znm Behufe der Ver- 
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ndnnnng zmn Zwet&e hat, wird dnrcli die ordentliche Unter- 
tacbongBbaft der Verdächtige ober die erste richterlicbe Ver- 
nebmtiDg hinana durch den UnlersiicbiiiigsTiehter festgehilten, 
so lange, bis der Qmnd der Haft entTallen ist Sie ist sobin 
Ton hScbst mannigfacher Daner, sie kann wahrend der Yor- 
natersncbnng ihr Ende erreidien, sie kann aber anch durch 
alle Phasen des Strafprocesses hindurch bis znr Fecbtskrftftigen 
FreiBprechimg oder bis zum Antritte der Strafe w&hren, bis 
die processnalen Grflnde ed ihrer Verbingnng mm Weg&lle 
gelangen. 

Das Gesetz Tom 17. Jllnner 1850 rerfllgt bertlglicii der- 
selben Folgendes: 

§. 191. „Gegen den Angescholdigten, weldier aach nach 
seiner TernehDinng des ihm aar Last gelegten Yerbre- 
chens oder Tergehens rerdSchtig bleibt, bat der Unterancbtings- 
rlchter die eigentliche Untergnchnngshaft zn Terbftagen: 

a) wenn das Verbrechen oder Yergehen wenigstens 
mit fQnQjLhriger Eerkerstrafe bedroht ist ; oder 

b) wenn zn besorgen ist, dass der Angeschuldigte die 
Unterenchniig dorch Yerabrednng mit Hitschnldigen oder mit 
Zeugen oder dnrch Vernichtnng der Spuren des Verbrechens 
oder Vergehens vereiteln oder bedentend erschweren werde ; oder 

c) wenn der Auge schuldigte Anstalten zur Flocht gemacht 
bat, wenn er als ausweis- oder heimatloB, wegen seines herum- 
ziehenden Lebenswandels, wegen schlechten Leumundes oder 
aus anderen GrQnden der Flucht TerdScbtig erscheint.' 

Dagegen bestimmt das Gesetz vom 29. Jali 1853 Im 
§. 156: 

„Gegen den Beschuldigten, welcher anch nach seiner Yer- 
nehmang des ihm zur Last gelegten Verbrechens oder Ver- 
gehens verdächtig bleibt, hat der Untersnchnngsiichter die 
eigentliche Untersnchnngshaft zu verhängen: 

b) wenn es sich am ein Verbrechen handelt, das wenig- 
stens mit fllnfj&briger Eerkerstrafe bedroht ist; oder 
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b) wenn zu besorgen ist, dass die Untersuchnng durch 
Verabredung des Bescbnldigten mit anderen dabei Betbeiligten 
oder mit Zeageo, oder durch VeralchtaDg der Sparen des Yer- 
brechens oder VergeheDs Tereitelt, oder aaf aadere Weise 
erschirert werden könnte; oder 

c) wenn der Beachnidigte sich verbirgt, geflüchtet oder 
wenigstens Anstalten zur Flacht gemacht hat, oder als ein in 
der Gemeinde unbekannter, ata anaweis- oder heimatloa, wegen 
seines herumziehenden Lebenswandels, wegen schlechten Len- 
mnndes oder aas anderen Grflnden der Flucht verdächtig 
erscheint." 

Und das nene Gesetz verfttgt im 

§. 160. „Die ordentliche Untersnchnngshaft kann nnr 
gegen einen Beschnldigten verhängt werden, welcher aach nach 
seiner Vernehmung durch den Unters nchnngs rieht er eines Ver- 
brechens oder Vergebena verdächtig bleibt: 

1. MVblh er Anstalten znr Flacht gemacht hat oder wenn 
er wegen der Grosse der ihm mathmaaslich bevorstehenden 
Strafe, wegen aeines herumziehenden Lebenswandela oder als 
in der Gegend unbekannt, als answeis- oder heimatlos oder 
ans anderen triftigen Grflnden der Flncht verdächtig ist. 

2. Wenn er aof eine die Ermittlang der Wahrheit hin- 
dernde Art aaf Zeugen, Sachverständige oder Uitbeschaldigte 
einzuwirken oder aonat durch Vernichtang der Sparen des 
Verbrechens oder Vergehens die Untersuchung za erschweren 
gesocht hat, oder wenn gegründete Besorgnisse vorhanden sind, 
dass dies geschehen könne. 

S. Wenn besondere Umstände die Befürchtung recht- 
fertigen, dass der Beschnldigte die vollendete That wiederholen 
oder eine versuchte oder angedrohte That ausführen werde. 

Wenn es sich aber nm ein Verbrechen handolt, bei 
welchem nach dem Gesetze anf die Todesstrafe oder auf 
mindeatena lOjährige Kerkerstrafe za erkennen ist, hat der 
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UatersodioBgaricliter gegen den «ines aolchen Verbreehena Ter- 
dftchtigeD sogleich einen Haftbefehl zu erlassen." 

Vergleichen wir znnttchat die dtirten BeBtimmnngen mit 
jenen bezflglich der ZnUsaigkeit der prorisoriachen Verwahrang, 
so ei^bt sich, dasa alle jene Gründe, die znr prOTiaorischen 
Verwahrang führen, aach die ordentliche TJDteraachaDgBhaft 
rechtfertigen, mit alleiniger Ansnahme dea Haftgrnndes der . 
sogenannten Ergreifong auf frischer That (St-P.-O. 1850 
§. 186 b, St.-P.-0. 1863 §. 151 b and St-P.-O. 187S 
§. 175, 1), der nicht znr ordentlichen, eigentlichen üntersachnnge- 
haft ftlliren kann. 

Dies igt in der Natnr der Sache gelegen. 

Die Ergreifung anf frischer That l&ast sich einestheils 
nnr vom Standpunlcte historischer Entwicklang als Haftgrnnd 
rechtfertigen, andererseits hat aie zom Zwecke den Beschul- 
digten zD Überraschen and die znr Ueberweianng dienenden 
UmsUtode in instanti festzustellen. Dieser Zweck wird aber 
dnrch die erste Vernehmung dorch den Richter znr Gentlge 
erfüllt, weshalb jede Ober die Daner derselben hinansgebende 
Haft in, der Ergreifang anf frischer That nicht mehr ihren 
Rechtfertignngsgnind zn finden vermag. 

Waa nnn die weiteren Haftgrflade betrifft, so tritt uns 
znnilchst der s&mmtlichen Ordnungen gemeinsame Hafigrnnd 
des sogenannten 

a. positiven Fluchtverdachts entgegen. 

UebereioBtimmend erblicken die citirten Ordnungen in 
den vom Besdialdigten getroffenen Anstalten znr Flacht, in der 
Anaweia- nnd Heimatlosigkeit, in einem hernmziehenden Lebens- 
wandel Grtlnde, die die Verhaftung des Beschntdigten zum 
Zwecke der sichern DnrchfOhmng des Frocessea zn Folge 
haben. 

Ein Plus statoirt nnr das Gesetz vom 28. Mai 1873 in 
der Bestimmung, daas die Haft wegen positiven Flnchtverdachtes 
nach da zu vertiftngen sei, wenn der Beschnldigte wegea der 
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GrdBse der ibm mnthmaBslich beTOrBteheoden Strafe der 
Flacht verdächtig ist. 

Deb Gesetz erblickt somit neheo dem durch den höhern 
Strafsatz §. 175, ß. Abs. bedingten Haftgrande deB allgemeinen 
FlncbtrerdachteB einen weitern Haftgrnnd in dem Umstände, 
dass dem Verdächtigen „muthmasalich" eine Strafe bevorstehe, 
die ihn veranlasEen könnte, Blch der Untersachong und Ab- 
ortheilnog zu entziehen. 

Die Bedenken gegen ein solchea Noram sind doppelter Art. 

ZnoKcbet iat nicht zu verkennen, dass es nicht selten 
Schwierigkeiten bereitet bei Beginn der Vornntersnchnng 
von der Grösse einer muthmasslich bevorstehenden Strafe zn 
sprechen , sodann ist es , wenn man sich schon über diese 
Schwierigkeit hinansBetzen kann nnd will, anzal&ssi?, den Hafl- 
gmnd wegen der Grösse der Strafe von dem Haftgmnde wegen 
der Höhe des Strafsatzes za trennen, weshalb man die er- 
wähnten Hafigrande zasammenfasseDd richtiger dem §. 176, 
5. Absatz folgende Fassung hätte geben aollen: „Wenn es sich 
aber am ein Verbrechen handelt, bei welchem nach dem Ge- 
setze auf die Todesstrafe oder aaf mindeBtens lOjährige Kerker- 
strafe ^n erkennen ist, oder aber der Beschuldigte wegen der 
mathmas Blichen bevorstehenden Höhe der Strafe der Flocht 
verdftditig ist, ao hat der Untersuchnngsrichter gegen den eines 
solchen Verbrechens Verdächtigen sogleich einen Haftbefehl 
m erlassen." 

b. Der Haftgrnnd der CoUaaion (Verdunke- 
langshaft). 

Die Erörterung dieses so wichtigeD Haftgrondes unter 
besonderer Berficksichtigang seiner historischen Entwicklong 
bleibt dem dogmatischen Theile dieser Darstellnng vorbehalten ; 
hier soll vorläufig nur jener Verschiedenheit gedadit werden, 
die sieb bezOgllch dieseB BaftgmndeB in den Bestimmiingen 
der citirten Processordnongen manifestirt, 
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Diesfalls ist e!a principloller bedeatnngsvoller Unterschied 
zwischen der nenesten ProceBsordnang nad deo beiden ihr 
voraDgehenden Geseteeu vom J. 1850 und 1853 zn constatiren. 

Die beiden letzteren Gesetze erklären die OolInBioQEhaft 
fQr zulässig, „veno zd besorgen ist, dass die üntersvehang durch 
Terabrednng des Bescbnldigten . , . oder anf andere Weise 
erschwert werden kOnnte" ; hier war somit das Schicksal des 
Bescbnldigten dem sobjectiven Ermessen des üntersnchungs- 
richters nnd Staatsanwaltes preisgegeben. „Besorgten diese 
Organe" — nnd die Sorge ist je nach den Anlagen des Verstandes 
und GemQtbes eine sehr variable Erscheinung im Ocmflths- 
nnd Terstandesleben des Menschen — eine Terdnnhlnng, ao 
wnrde der Haftgrnnd existent; aaf einem andern ungleich 
richtigeren Standpunkte steht das neueste Gesetz vom J. 1873. 

Hier ist der Titel zur Colinsionshaft erst dann gegeben, 
wenn der Beschuldigte auf eine die Ermittlang der Wahrheit 
hindernde Art auf Zeugen, Sachverständige oder Mitbeschnldigte 
einzuwirken oder sonst durch Vernichtung der Spuren des Ver- 
brechens oder Vergehens die üntereachnng za erschweren 
gesucht hat oder, wenn gegründete Besorgniss vorhanden ist, 
dass dies geschehen kSnne. 

Es bedarf also hier zum unterschiede von dem oben 
erörterten Standpunkte der beiden Ordnungen gewisser That- 
Sachen, gewisser Oescbehnisse, auf deren Gmndlage allein 
man zur Verhängnng der Collusionfihaft schreiten kannj nur 
concreto Verhältnisse, nicht aber eine allgemeine Besorgniss 
vor Verdunkelung, die dem einfachsten Falle anhaften kann, 
gestt^en nunmehr die Verbängung und Fortsetzung dieser 
Untersuchungshaft — ein Umstand, der, wie wir sehen werden, 
fOr die Reform des Institutes von höchster Bedeutung ist. 

c. Der sogenannte allgemeine Flucht- 
verdacht. 

Die Prftsamtion, dass die Gefahr der Verurtheilnug zn 
einer Iftngern Freiheitsstrafe den Beschuldigten zur Flucht 
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reizen müBae, fDhrte zo dem HaftÜtel des sogenannteii allge- 
meinen Finch trerdachtes, der sich von dem Titel des positiven 
FlnchtverdacliteB dadurch nnterscheidet, dass der letztere in 
den persöQÜcbea Terbältniaeen des Beschnldigten keine ge- 
nflgende Garantie für das Verbleiben dos Beachnldigten er- 
blickt, während ersterer in der Grösse der Strafe den Stimutas zar 
Entfernung oder besser gesagt znm Proceesvngehoream erkennt. 

Es ist diesfalls eine stetige Entwicklung in einer be- 
stimmten Richtung nicht zn verkennen. Während das Straf- 
gesetz vom J. 1803 die Möglichkeit der BeUssnng auf freiem 
Fasse an die Bedingung kntipfte, dass nicht die Beschuldigung 
ein Verbrechen betreffe, welches nsch dem Gesetze höckstejis 
eine einjährige Strafe nach sich ziehen könnte; statuiren die 
Processordnongen vom J. 1850 nud 1S53 (g. 191 a, §. 156 a), 
dass die üntersnchnngshaft bei dem Minimalsatze voa fünf 
Jahren, die Ordnung vom J. 1873 sogar erst bei Jenem von 
zehn Jahren einzutreten habe, ein Fortschritt, der allerdings 
das Erstehen des neuen Haftgrandes wegen der Grösse der 
mntbmftsslich bevorstehenden Strafe wesentlich fördern mnsste. 

Eine anderweitige wesentliche Verschiedenheit zwischen 
den diesßüligen Verfügungen der neuesten Strafprocessordnnng 
und jenen der beiden ihr vorangehenden Gesetze ist folgende. 

Während das Gesetz vom 23. Mai 1773 es dem TJnter- 
snchungsrichter zur unahweislichen Pflicht macht, gegen den 
eines schwerer bestraften Verbrechens Beschuldigten sogleich 
einen Haftbefehl zu erlassen, so dass dieser schon im Grande 
dieses Haftbefehles zur Vernehmung zu erscheinen hat, fehlt 
es den citirten beiden Mheren Gesetzen an einer solchen Be- 
stimmung ; vielmehr ergibt sich, dass die Haft wegen der Grösse 
des Verbrechens nur im Grunde der bereits durchgeführten 
Temehmang für zulässig erkannt wird. 

Dieser Unterschied hängt mit der Verschiedenheit der 
Principlen zusammen, auf welchen die erwähnten Processord- 
nongen gebaut sind. 
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In den StrafprocesBordunngea vom J. 1850 und 1853 
prftvalirt DOch die inquiEitoriBche Form der Yorantersnchiuig 
HB ein Bedentendes ; der Beschntdigto gilt erst d&nn für ver- 
d&chtig im engern Sinae des Wortes, wenn ihn der Richter 
gehört hat, und ihm die Reinignng durch die Vernehmung nicht 
gelangen ist; anders in dem neneeton Strafproccsse ; hier tritt 
die Anklageform — wenn anch der inquiBitorische Charakter 
nicht Tollatändig Terwischt erscheint, bereits im Stadinm der 
Vorvntersiichnng in marqnanter Weise zd Tage; der Ter- 
foIgnDgBantrag des Staatsanwaltes führt den Reatsznstand des 
Bescfanldigten herbei, lantet derselbe wegen eines mit dem 
Mioimalatrabatse von lOjUriger Eerkerstrafe bedrohten Ver- 
brechens, so mnas der Dntersncbangsricbter, woCem er nicht 
dem VerfolgnngsaDtrage selbst entgegentritt, sofort den Haft- 
befehl erlassen, der nach erfolgter Vernehmong entweder be- 
BtUigt oder znrOckgenommen zn werden bat. 

Besondere HaftgrOnde, den einzelnen Ordnnngen eigen- 
thUmlich, sind endlich: 

d. der Haftgrand des Öffentlichen Aerger- 
nisses (St.-P.-0. vom 29. JnU 1853 §. 156 d), ein Reqaisit 
des alten Polizeistaates, erlassen einerseits znm Schatze des 
Beschnldigten vor Ausbruch der Lynclfjastiz, andererseits znm 
Zwecke einer gewissermaBsen raschen, wenn anch nur Insser- 
lichen Sflhae der beleidigten GeBellschaft, das jedoch bereits 
von den ersten Manifestationen des gesetzgebenden Rechts- 
Staates, den Bestimmnngen des Glesetzes zum Schutze der per- 
sönlichen Freiheit vom 27. October 1862 §. 3 hinweggeräumt 
wurde — and 

e. der Haftgrand der Besorgniss vor der Aaafnhmng oder 
Wiederholung eines Verbrechens, den die Strafprocessordnnog 
vom S3. Mai 1S73 aus dem englischen Rechte faerflbergenommen, 
ein Institot der verstärkten Friedensbftrgschaft, dem bei der 
dogmatischen ErCrtemng des Institates eine eingehende Be- 
trachtnng gewidmet werden soll. 
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Was Dan die Form der VerhängBng der Untersncbangs- 
haft betrifft, so verfügen die erwähnten Frocessordnongen in 
Dahezn wörtlicher Uebereinstimmimg, dsBB der üntereachnngH- 
richter „einen mit Gründen versehenen schriftlichen Verhafte- 
befehl zn erlasESa habe, welcher dem Beschaldigten bei seiner 
Verhaftung oder innerhalb der nächsten vier und zwanzig 
Standen zazDBtellen ist," BeachUesst der üntersDChnagsrichter 
die nutere&cfaaagshaft anmlttelbar nach der Vernehmong des 
Beschaldigten, so hat er den Beschlass aaf Verhfingnng der 
UntersocbongshafC mftndlich za erOff'nen, den Verhaftabeschlnes 
aber begründet za den Acten za legen; §. 159 der S,-P.-0. 
TOm J. 1653 beatimmt aber insbesonders : Jede Verhaftung muas 
mit aller Vorsicht, damit der Beschaldlgte nicht entkomme, 
aber aoch mit möglicher Schonung seiner Ehre und Feraon 
bewerkstelliget nnd diese Schonung insbesondere bei bisher 
nubescboltenen Personen beobachtet werden. Nur dann darf 
gegen den zu Verhaftenden angemessene Gewalt gebraucht 
werden, wenn er sich widersetzt oder zu entfliehen Tersncht." 

B. Rechtsmittel wider die Verhaftung. 

Das starre Ingaisitionsprincip , das dem älteren {Isterr. 
Strafprocesse zn Grande lag, hatte die Ergreifung von Rechts- 
mitteln gegen die Verfügungen des Griminalrichters auf — den 
Recars wider das Gndnrtbeil beschränkt, und selbst diesem 
einen nnr sehr beengten Spielraum vergBunt; die Anktageform 
der neuen Frocessordnongen Hess das Recht des Beschuldigten 
aaf Bekämpfung der einzelnen allerdings wichtigeren Frocess- 
verfbguDgen des UnterHUchnngsrichters zur Geltung gelangen 
und so finden wir dem Rechtsmittel wider die Verhängang und 
den Votlzug der Untersnchaagsbaft überall Raom gegeben. Ja 
noch mehr als dasi 

Die Strafprocessordnang vom Jahre 1650 verfügt selbst 
f)lr den Fall eins UeberprOfung des Verhaftsbefehlea , als 
sich der Betroffene ober denselben berahigt haben sollte. 
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So statnirt aieselbe im §. 193: 

„Der Untersuchnngsrichter hat Ober jeden von ihm aaf 
VerhftDgaog der Unt«rsachnngehaft gefasaten BeschlnsB Iftngstens 
binnen drei Tagen dem Bezirkscollegialgerichte mandlichea 
Vortrag zu eretatten und dieses entecheidet nach AnhCmog des 
Staatsanwaltes, ob die Haft fortzudauern habe, oder wieder 
aufzuheben sei." 

Kbeuso hat der von der Untersnchnngshaft Betroffene 
gem&BS §. 114 des erw&hnten Gesetzes das Recht, wenn er 
sich durch eine VerfDgang des Untersuchnugsrichters — somit 
anch durch eine Verfügnng der Haft — beschwert erachtet, 
darSber eine Entscheidung des Bezirkscollegialgerichtes zu ver< 
langen und sein Begehren entweder schriftlich oder mBnclUch 
bei dem Uutersuchangsrichter oder nnmittelbar bei dem Be- 
zirkscollegialgerichte anzubringen. Von diesem geht wieder die 
Beschwerde an das Landesgericht, das aber dieselbe in letzter 
Instanz entscheidet. 

Von grösserer VTirkung als diese Kechtsmittel ist das 
ErfordemisB der üebereinstimmang zwischen Untersuchungs- 
richter nnd Staatsanwalt , welches rücksichtlich der Unter- 
snchnngshaft durch das ganze Stadium der Vomutersuchung 
hindurch als Vorbedingnug der Aufrechthaltnng derselben nor- 
mirt erscheint. 

Hiedarch konnte ein jedes der geuaunten Organe durch 
Anrufung des fllr den Fall einer Divergenz zur Entscheidung 
berufenen BezirkscoUegialgerichtes in ergiebigster Weise für 
den Schutz des Beschuldigten eintreten. §. 92. 

In ähnlicher Weise — mit alleiniger Ausnahme der iu 
dem obcitirten g. 193 normirten ipso jure vorzunehmenden 
Ueberprflfnng des Verhaftsbescblusses — sorgt das Gesetz vom 
Jahre 1853 fdr das Beschwerderecht des fieschuldigteu gegen 
den auf Verhängung oder Fortbestand der Untersuchungshaft 
lautenden Beschluss des nntersDchungsrichters. 
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Gemäss §. 64, 2. Abs. hatte „ Jedermann", der sich durch 
eine Yerf&gnng des UntersnchnngBrichters beschnert erachtete, 
die „BefngniEs", darüber die Entacheidang des OerichtsbofeB 
zu verlaDgeD nnd von den BeEchlüssen und VerfQgnDgen des 
Gerichtshofes stand gemäss §. 65 dem Betheiligten eine Be- 
Bcbnerde an das Oberlandeagericbt nnd, wenn es sich nm eine 
TerfQgnng betreffs der Untersachnngsbaft handelte, gegen eine 
abftnderude Entscbeidnng der zweiten Instanz anch an den 
obersten Oerichsbof offen. 

Dieses Bescbwerderecbt wnrde dnrch die Bestimmang 
einer sp&teren Gesetzesnovelle (§. 3 der K, V. 0. vom 3. Mai 
1858) eben anf die Verfügimgen rtlcksicbtlich der Verhängang 
and Anfbebnng der UntersacfanngBbaft eingeschränkt, so dass 
im Laofe des Strafverfahrens nnr wider diese Beschlüsse die 
Bernfnng gestattet war, w&hrend alle anderen Verfügungen erst 
durch die Bemfnng gegen das £ndurtbeil angefochten werden 
konnten. 

Ebenso war ancb hier das Einverstandniss zwischen Staats- 
anwalt und Unters uchun geriebt er f(tr die Fortdauer der TJnter- 
snohnngabaft eine (wenn auch nur stillschweigende) Tor- 
bedingung. 

Genau denselben Bestimmnngen begegnen wir endlich aach 
in der Strafprocessordnnag vom 23. Mai 1873, nnr dass hier 
das Beschwerderecht von den aber die Beschwerde gegen die 
Anordnung des üstereuchnngsrichters erflieBsenden Terffkgungcn 
der Rathskammer anf die Anrnfnog des Gerichtshofes zweiter 
Instanz als der endgtltig entscheidenden BerufungsbehSrde be- 
schrSukt erscheint. §. 114, 3. Absatz. 

C. Behandlung der üntersnchungsgefangenen. 

In vollkommen wörtlicher Uebereinstimmung mit der Straf- 
procesBordnung vom Jahre 1850, §. 194 — 199, verfBgt jene vom 
Jahre 1873, §. 183—188: 
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„Die UntersDchnngshaft, sowie die vorläalige VerffabriiDg 
eioes Beschuldigten ist in möglichBler Scbonnng der Persun und 
der Ehre desselben zo vollziehen. Der Oefangene soll nur jene 
Beschr&nkangen erleiden , welche erforderlich sind, um sich 
seiner Person zu versichern nsd für die Untersachnng nach- 
theilige Yerabradnngen zn hindern. — Die Verhafteten sollen, 
soviel möglich, jeder allein verwahrt werden. Wo diese abge- 
sonderte Verwahrung jedes Verhafteten nicht tbnnlich ist, hat 
das Gericht dafür zu sorgen, ciass nicht Personen verschiedenen 
Geschlechtes, Thcilnebmer an demselben Verbrechen und Ver- 
gehen, QDgeflbte oder jugendliche Verbrecher mit geOhteu oder 
erwachsenen zusammen in ein Gei^ngniss gebracht werden. 
Auch ist bei dieser Vertheilung der Uoteisachangagefangeuen 
auf deren Bildungsstufe nud auf die Art der ihnen zur Last 
liegenden Verbrechen oder Vergehen Rflcksicht zu nehmen. — 
Bequemlichkeiten und Beschäftigungen, die dem Stande nad 
den VermOgensverhältnissen des Gefangenen entsprechen, darf 
er sich auf seine Kosten verschaffen, insofern sie mit dem 
Zwecke der Haß vereinbar sind und weder die Ordnung des 
Hauses stören noch dio Sicherheit geiUhrden. Wenn der Ge- 
Eangeno den Besuch eines Arztes oder eines Geistlichen seiner 
Gonfession nach eigener Wahl verlangt, oder wenn ihn Ver- 
wandte oder Personen, die mit ihm in Geschäftaverhälteissen 
stehen oder mit welchen er sich zu berathen wünscht, besuchen 
wollen, so ist die Erlaubniss hiezu unter den durch die Haus- 
ordnung gebotenen Bedingungen nicht zu verweigern. Solche 
Besuche finden nur in Gegenwart einer Gerichtspersen statt, 
und können, wenn nach den umständen des Falles aus den- 
selben Nachtheil für die Untersuchung zu besorgen ist, von 
dem Untersuchungsrichter günzlich untersagt werden. — Der 
Verhaftete darf nor mit Vorwiesen des Untersocbungsrichters 
Telegramme, Briefe und ähnliche Sendungen empfangen oder 
an Andere absenden, und wenn Nacbtheile fttr die Untersuchung 
zu besorgen sind, cur nachdem der Untersuchungsrichter die- 
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BelbeD gelesen aod deren AbsenduDg oder Ansbandigang an 
den Verhafteten nnbedenklich gefnoden hat. Die Brlaabniss zur 
Abaendang von Schreiben an höhere Justizbehörden darf dem 
Qefangenen nie verweigert werden. Die FesBelang eines Ünter- 
snchnnga • Gefangenen darf nur bei einem besonders wider- 
spänstigen, gewaltthatigen oder Andere aufreizenden Benehmen, 
sowie wegen Versuchs oder Vorbereitung zur Flacht zeitweilig 
and nie darch längere Zeit, als das strengste Bedarfoiss es 
erfordert, in Anwendung gebracht werden. 

Nnr bezQglich der Visitation der üntcrsnchungsgeßlngnisBe 
durch den Vorsteher des Gerichtes waltet der geringfQgige 
Unterschied vor, dass, während §. 200 der St. -P.-O. vom 
Jahre 1850 vorschreibt, dass der „anvermuthete" .Besuch der 
Gefängnisse wenigstens einmal in jedem Monate zu geschehen 
habe, §. 189 der St.-P.-0. vom Jahre 1873 es den Gerichts- 
vorsteliern zur Pflicht macht, in jeder Woche diese Controla 
vorznnehmen. — Grundsätze, deren humane Tendenz und rationale 
Dnrchftlhrnng so zweckentsprechend sind, dass den Bestim- 
mungen des Gesetzes nichts Wesentliches mehr beizafflgen ist. 

Dagegen haben die vorsorglichen Bestimmangen des Ge- 
setzes vom Jahre 1853 einen ziemlichen Beigeschmack jener 
Epoche, in der die Verhaftang berufen war, dnrch ängstliche 
IsoliruDg des Gefangenen znr Ueberweisung des Beschuldigten 
dnrch ein gewisses ^Marbemacben" beizutragen. So verordnet 
beispielsweise 

§. 165, 2 Absatz: 

„Keinem Untersuchnngsgefangenen darf baares Geld anf 
die Hand gegeben oder in Händen beiaasen werden. Kleidangs- 
BtOcke, Bettgewand, Nahrungsmittel und andere Effecten dürfen 
dem Gefangenen nur vermOge besonderer Bewilligung des Ge- 
ricbtsvorstehers von Aaseen zukommen, und sind vor ihrer 
Verwendung genau zu untersnchen. Den eines sehr schweren 
Verbrechens beschnldlgten Gefangenen dürfen aber immer nur 
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solche SpeiseD gereicbt werden, welche in der GefaDgenauBtalt 
selbst zntxreitet worden sind." 

Und §. 169: 

„InsbeBondere hat Jeder Oefangenaofaehcr tfiglich in den 
Beiner nnmittelbaren Änfeicbt anvertranten OeföngniBsen, worin 
sieb ein Verhafteter befindet, die Wände, Oefen, XhUren, Fenster, 
Lagerstfttten und bei gefoBselten Gefangenen anch die Fesseln 
derselben mit Anfmerksamkeit m besichtigen, ob nicht Zeichen 
einer von dem Verhafteten zur Entweichnng Tersnchten Vor- 
bereitDDg mbrznnehmen seien, and im Falle einer Bolchen 
Entdecknng sogleich dem GericbtsTorateher die Anzeige zn 
machen" etc. 

D. Aufhebung der üntersnchnngsbaft und Sicher- 
beitsleistnng. 

Gleichfalls in wortgetreuer üebereinstimmnng Ter- 
fQgen die citirten Gesetze, dass die nntersachnngshaft and vor- 
läo6ge Verwahrang sofort anfzobeben seien, „wenn die Gründe, 
aas welchen die Untersucbangshaft verhängt warde, wegfallea" 
(St.- P.- 0. TOm Jahre 1850 §. 201, St.- P.- 0. Yom Jahre 1853 
§. 161 and St.- P.- 0. ?om Jahre 1873 §. 190) ; das Gesetz yom 
Jahre 1873 fügt überdies hinzn : „SELmmtliche am Strafrerfabren 
betheiligten Behörden sind verpflichtet, anf die möglichste Ab- 
kürzung der Haft hinzuwirken." 

Diese Bestimmung ist weder eine überflüssige noch eine 
un zweckmässige zu nennen, wenn die Art und Weise, in der die 
Entlassnng ans der Untersnchungsbaft unter der Herrschaft der 
StrafprocesBordnnng vom Jahre I8Ö3 oft prakttcirt wurde, des 
Näheren ins Auge gefasst wird. 

In dem entschiedensten Widerspruche zu der eben citirten 
Verßlgung, wornach die üntersnchungshaft in ihrem Bestände 
und in ihrer Dauer selbstst&ndig zu beurtkeilen ist, ge- 
wohnte man sich daran, die einmal verhängte Untersuchungshaft 
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als ein AccesBorinin des UutersncbangsprocesseB zn betrachten, 
deren Wegfall erat dorch die Rechtskraft des EaderkeantnisseB 
gesetzlich zDlässig werde. So blieben Untersnchnngsgehngene 
im GrnDde eines angeblich rechtskrUftlg gewordenen Haft- 
bNchlnssea bis zar F&llang des Anklogebescfalusses and von 
da im Grande der Rechtskraft des letzteren in Haft, weil derselbe 
im Sinne der Bestimmang des §. 200 d. 5t-P.-0, aaHzadrttckea 
hatte, ob der Angeklagte in Verhoft oder auf freiem Fnss 8n 
halten sei." 

Die „Praxis* png noch weiter; sie atatnirte in einzelnen 
FELlIen, dass die Colinsionshaft tlber die Bchlnssverhandlang 
binans atiiadaaern habe, „weil" — ipsissima verba mehrerer 
Entscheidungen — „der Be8<^nldigte dareh die Beeprechang mit 
Zeogen nnd Mitscbnldigen eine etwaige Wiederaufnahme der 
0ntersnchnng vereiteln kOnne" ! I 

Es bedarf nur der einfachen EinweUnng anf die obcitirte 
Bestimmang nnd auf den selbatsttlndigen Bestand der Inatitntion 
der Dntersnchnngshaft im organischen Bane des Strafproceasea, 
nm das Orandfalscbe der erwähnten widersinnigen Praxis dar- 
zatfaaa and TOr der Wiederkehr fthulicber Erscbeinungen einer 
leidigen Gericfatsobservanz nnter der Herrschaft des neues 
Gesetzes eindringlicbst su warnen. 

Anlangend schliessliclt die Aufhebung der Sioberbflits- 
leistnng gegen Leistung von BQrgsohaft oder Cantion ist der 
Gang der Entwicklung in der nenesten Strafprocessgesetzgebong 
nachstehender. 

Wie wir oben gesehen haben, statoirte noch die There- 
siana ansfuhrliche Caationsbeetimranngen; die Josefinische Cri- 
minalgerichteordnang und das Strafgesetz vom J. 1803 be- 
seitigten auch diese Reminiscenzen des alten Anklagsproccsses, 
BAd es blieb der Processordnnng vom J. 1850 vorbehalten, 
nach dem Vorbilde des franzAsiscben Frocesses die Cantions- 
leistnng als Surrogat für die Untersnchangshaft zu resütaireu; 
allerdings in dem beschränktesten Masse. 
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Nor zar AbwenduDg oder Aufhebung der wegen positiven 
FlncbtTerdachtes verhängten UnteranchnngshafC kann eine Gan> 
tion aDgenommen werden, Aber deren Hohe und Annahme der 
ünterBncfaangsrichter aod Staatsannalt, eventuell das Berirks- 
collegialgericht zn entscheiden hat (§. 201, 191). Sobald anf das 
Verbrechen eine mehr als fün^ährige Eerkeratrafe angedroht 
war, konnte eine Eatlassnng gegen CantioD nicht platzgieifen. 
Die Y ersieh emngssn mm e darf niemals weniger als 100 ä. 
betragen und ist für verfallen zu erklären, wenn sich der An- 
geschnldigte ohne ErlsobniBB des Untersachnogsrichters von 
seinem Wohnort entfernt (|. 206, 207, 208). 

Aber selbst dieses so bescheidene Mass freiheitlicher 
Bestimmungen erschien der Tendenz des Gesetzes vom J, 1S63 
für nnznkCmmlich ; tmter dem sonderbaren Torwande, «dass 
die GleichstellQDg aller Staatsangehörigen vor dem Gesetze es 
erheische", wurde von dem Bechtsinstitnte der Stellvertretung 
des Fersonalverhaftes darch Sicherstelinng (Caution oder Bürg- 
schaft) gänzlich Umgang genommen und die Untersuchungshaft 
bedingungslos feBtgehalten. 

Die erste Regnng des Bechtsstaates mnsste ihr Augenmerk 
anf diesen offenkundigen Bttckschritt lenken, und insofern er- 
fahren die Bestimmungen aber die nntersuchungshaft in dem 
Gesetze zum Schutze der persönlichen Freiheit vom 27. Oetober 
1862, Z. 87. B. G. BI., seine grOndliche Umgestaltung; aber 
nur insofern, d. h. was die Cantionsleistnog betrifft j in jeder 
andern Richtnng stellt sich das erwähnte Gesetz zumeist als 
eine blosse Paraphrase bereits bestandener gesetzlicher Be- 
stimmungen dar. 

So fizirte beispielsweise §. 1 des gedachten Gesetzes mit 
dem Grundsätze „Niemand darf seinem gesetzlichen Richter 
entzogen werden" nur die bereits bestehenden gesetzlich gere- 
gelten Bestimmungen Aber die Zuständigkeit der Strafgerichte, 
und wenn es in den §§. 2 u. 4 des gedachten Gesetzes beisst, 
dass die Yerhaftnog einer Person nur kraft eines richterlichen 
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mit OrQnden Tersehenen Befehles erfolgen darf, dass dieser 
Befebl BOgleicb bei der Verhaftung oder doch innerhalb der 
nSchsten 24 Standen zugestellt werden solle, dass endlich die zar 
Anhaltnng berechtigten Organe der OffeotlicbeD Gewalt in den 
TOD dem Gesetze bestimmten Fällen eine Person in Yerwahning 
nehmen, aber Jeden, den sie in Terwahrang genommen haben, 
innerhalb der nächsten 48 Stunden entweder freilassen oder 
an die zastftndige Behörde abliefern mOssen ; so überhebt ona 
die nahezn wQrtliche üebereiustlmmaDg mit den oben citirten 
Bestimmungen der Strafprocessordnnng vom J. 1663 g. 162 
Jedes weitem Beweises darüber, dasa das erw&hnte Gesetz 
zürn Schutze persönlicher Freiheit in einem Thoile seiner 
Bestimmnngen sich anf die blosse Wiederholnng bereits vor- 
handener gesetzlicher VerfBgangen beschränkte.^ Ein Novum 
enthalten nur die Bestimmungen der §§. 7 a. 9 des erwähnten 
Gesetzes, indem sie die Entlassung gegen Gantion nachstehends 
regeln : 

„Die wegen des Verdachtes der Flucht verhängte Ver- 
wabrnngs- oder Untersuchungshaft muss gegen Cantion oder 
Bürgschaft für eine vom Gerichte mit Bflcksicht anf die Folgen 
der strafbaren Handlung, die Verbältnisse der Person des Ver- 
hafteten und das Vermögen des Sicherheit Leistenden zn be- 
stimmende Summe anf Verlangen unterbleiben oder aufgehoben 
werden". Femer: 

„Die Belassnng anf freiem Fnsso oder die Versetzung auf 
denselben kann auch hei dringenden Anzeichen eines Verbre- 
chens, welches wenigstens mit fünQähriger Kerkerstrafe bedroht 
ist, jedoch nur von dem höhern Gerichte bewilligt werden." 

Es involviren diese Bestiramnngen einen bedeutenden Fort- 
schritt gegen jene des citirten Gesetzes vom 17. Jänner 1850 
and dies in einer doppelten Richtung. 

Zunächst darin, dass bei Fluchtverdacht die Entlassung 
auf freien Fuss oder die Belassung auf demselben gegen Can- 
tionsieistang erfolgen muss, während die Bestimmungen des 
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frohem Gesetzes die CantioDBleistung dem facnltativen firmeBsen 
des Gerichtes überlieasen ; BodaDo daas die CautionsleistiiEig aach 
bei der Haft wegen der Höhe des Verbrechens für zalässig 
erklärt wurde, während die StrafprocesBordunng vom J. 1850 
sie iu dieEem Falle nicht znlieeB. 

Diese Errangenschaften der öBterr. Straf proeeaagesebs- 
gehnng gingen anch in das neneate Gesetz vom 23. Mai 1673 
(§. 192 n. 194) ttber, nur dass hier dem Organismus der 
Gerichte entsprechend die Entscheidung Aber die Caution in 
jenen Fällen, in welchen -es sich um Verbrechen handelt, die 
mit dem Minimalslrafsatze von 5 Jahren bedroht sind, dem 
Gerichtshofe H. Instanz endgiltig, in allen andern Fällen dagegen 
der Rathakammer zukömmt. 



E. Die üntersQchangshaft im Verfahren wegen 
üebertretungen. 

Anch bezQglich der Untersuchungshaft iu dem wesentlich 
abgekürzten Verfahren in üebertretuDgen tritt nnE eine bedeu- 
tende Gleichförmigkeit der Bestimmungen entgegen, die es 
geslattet, dieselben als ein einheitliches Ganzes nachatehends 
znsammenzafassen. 

Zunächst ergibt sich aas der Natur der Sache, dass es 
eine Verhaftung wegen der Schwere der strafbaren Handlang 
nicht gehen könne; die einBchlägigen Bestimmungen des Gesetzes 
Echtiessen dieselbe Übereinstimmend auch aasdrOckllch . ans, 
und wenn anch die in §. 452, 3 normirte ßestimmnng des 
neuesten Gesetzes Bich auf die Norm des §. 175 Z. 2 beruft, 
die in der Grösse des dem Beschuldigten muthmasslich bevor- 
steheuden Strafe einen Hafttitel findet, so ist es doch selbst- 
verständlich, dass keine auf die Begehung einer Uebertretung 
gesetzte Strafe einen triftigen Grund fttr die Annahme der 
Flucht des Beschuldigten je abzugeben vermag. 
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Dagegen verfttgen die BesÜminnDgeD aller drei QeBetze 
Übereinstimmend die ErlasBung eioes Torfalirangsbefehles, wenn 
der aQsdrttcklich zum persönlichen Erscheinen Vorgeforderte 
der Anffordernng nicht nachkommt und ohne standhafte Ent- 
schuldigung ausbleibt. 

Hier stellt sich die Haft, wie wir bereits oben erwUint 
haben, als ein natorgemfisser Frocesszwong und Strafe für den 
eridenten Ungehorsam dar, die auch bei geriagfDgigen Angele- 
genheiten eine Exemtion nicht znlassen. 

Die TerhllDgnng der Untersncbungsliaft wegen positiven 
Fluchtverdechts nonniren gleichmässig die BestJmmungen der 
erwähnten Ordnungen nnd ebenso ttbereinstimmend erscheint 
femer bei dem Verfahren in Uebertretnngeu die Erlassnng von 
Steckbriefen ansgeschloeaen. 

Einzelne Abweichungen in den Bestimmungen der erwähnten 
Gesetze sind nur in Nachstehendem zu constatiren. 

Nach dem Gesetze vom 17. Jänner 1860 erscheint die 
GoUnsionsgefahr als Haftgrand ausgeschlossen — §. 443, 1 — 
während die beiden jaogsten StrafprocessordnuDgen dieselbe 
ansdrllclclich als zulässig erklären, somit in einem, wenn auch 
nnr miuder wesentlichen Punkte ein offenbarer nnd bedauer- 
licher Rückschritt der Gesetzgebung zu verzeichnen ist, der 
insbesondere dem Gesetze vom 23. Uai 1873 nicht wohl zu 
vergeben wäre, dQrfte man nicht die berechtigte Erwartung 
aussprechen, dasa die Praxis diesen Haftgrnnd nie zur Wirk- 
samkeit gelangen lassen wird, da doch angenscheinlich das 
Interesse des Staates an dem Erfolge der Uotersnchnng In 
einer Uebertretnngssache den Eingriff in die persönliche Freiheit 
des Staatsbürgers nie zu rechtfertigen vermQchte. 

Aber anch in einem andern Punkte mnss dem Gesette 
vom 17, Jänner 1650 bezQglicb der Bestimmung über die Unter- 
suchungshaft der unbedingte Vorzug vor den beiden spätem 
Gesetzen eingeräumt werden. Die letzteren bestimmen nämlich 



^düvGoot^lc 



90 



gleichlautend, dass eine FestnelimDiig znm Zwecke der Vor- 
fQhrang bei der Betretung auf frisclier Thät nicht Btattfioden 
dürfe, w&brend die obervfthnte BeBtinunaag des Gesetzes TOm 
17. JftDDer 1850 — §. 443, 1 — dieselbe far zulässig erklärt; 
und wir halten diese letztere Bestimmung unbedingt ffir die 
richtigere. Zunächst ist nicht abzusehen, worum die Abkürzung 
der Procedur , die doch im Verfahren in Uebertretungen 
mit allen zulässigen Mitteln angestrebt wird, nicht durch das 
ttberana praktische Mittel der sofortigen Vorfthrang des Delin- 
qairenden gefördert werden sollte; sodano bleibt es fraglicht 
warum ein Act, der der SicherheitabehCrde in den meisten 
Fällen anbedenklich eingeräomt bleiben muss , dem Bichter 
nicht verstattet werden kann ? 

Irren wir nicht, so trägt eine allzn getreue Nachahmung 
des französischen Bechtsbegriffes dölit flagrant die Hauptschuld 
an diesem legislativen I^issgriff. Weil nach der historischen 
Entwicklung des französischen Rechtes zn dem Thatbestande 
des flagrant dölit ein schweres Verbrechen gehört, somit eine 
blosse Debertretung den Thatbestand eines solchen Delicta nie 
herzustellen vermag, so eliminirte man auch hier die ITeber- 
tretung von der Möglichkeit der sofortigen thätlicben Verfolgung, 
ohne zu bedenken, dass der Haftgrund der Ergreifung auf 
frischer T'hat längst nicht mehr mit einem derartigen ansser- 
ordentlichen — enrnmaiischen — Verfahren im Zosammenhange 
stehe, sondern auf durchwegs praktischen Orfinden ruhe, die 
in der Vorftlhning des auf frischer That ergriffenen BeschnU 
digten eine Abkürzung des Verfahrens begünstigen, deren Werth 
den Eingriff in die persönliche Freiheit aufwi^en soll. — Von 
diesem Gesichtspunkte sollte aber der erwähnte Haftgrand vor- 
nehmlich in dem Verfahren wegen Uebertretungen seine Wür- 
digung finden, wenn nuch die geringere Straf Würdigkeit des 
Delictes im Allgemeinen einen erhöhten Anspruch des Be- 
schuldigten auf den Schutz seiner persönlichen Freiheit zulässig 
erscheinen lässt. 
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Die BBchgemässe ErCrtemng der Toranstehend aklzzirteo 
BestimmoDgen, die zogleich den heatigen Staadpankt der Tbeorie 
nnd Gesetzgebung racksiuhtlich der ÜQtersnchuDgshaft im Allge- 
meinen fisiren, wird iiaturgemäsB erst in der folgenden ndogma' 
tiBdien" Abtheilang dieser Schrift ihren Platz finden können. 
Einem Gedanken darober mag jedoch schon hier an dieser 
Stelle Ansdrock gegeben werden. 

Erhärtet finden wir die an die Spitze dieses Capitels 
gestellte Behauptung, dass die Bestimmongen der letzten drei 
österr. Stra^rocessordnnngen , so weit sie das Institut der Unter- 
suchnngshaft betreffen, im Wesentlichen Qbereinstimmen, wfihrend 
auch die einzelnen genannten Ordnungen sich bezüglich des ihnen 
zu Gmnde liegenden Principes ziemlich schroff gegenOberstehen. 

Die Strafprocessordnung vom J. 1853, die sich nach Aussen 
bin so wesentlich von der ihr vorangehenden nnd der ihr 
nachfolgenden Frocessordunng unterscheidet, konnte gleichwohl 
die Haftbestimmnngen der erstem in ihr Gefflge aufnehmen 
und nahezu unverändert der letztern aberantworten. Daraus 
ergibt sich zur Genüge, dass die landläufigen Begriffe des 
Anklage- nnd loquisitionapriDCipes, wenn demselben auch be- 
züglich der ProcesBsy Sterne als Ganzes betrachtet ein gewisses 
Uass von Beiechtigong nicht abgesprochen werden kann, das 
Wesen des Institutes der Untersuchungshaft gar nicht oder 
doch nnr in geringerem Masse alteriren, so zwar, dass die- 
Eelbeu oder doch durchwegs ähnliche Bestimmungen ttbec die 
Untersuchungshaft einmal in einem wohlgegliederten Inqnisitions- 
processe, das anderemal in einem accusatorischen Strafprocesse 
Platz finden. 

Wir finden denn anch — die Bestimmungen -fkber die 
Captur in den beiden Processverfahrensarten einander gegen- 
über gebalten — nur die Form und nicht das Wesen der Unter- 
snchongsbaft geändert. 

Der Haftbefehl des Untersuchungsrichters ersetzt den 
HaftbeschtuBS des frühern Inquirenten; die Gründe aber, 
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aas denen die Haft verhängt wird, sie sind im 
Laufe derZeiten ziemlich unverändert geblieben; 
ebeuBO der Zweck and die Art der Handhabung 
der UnterBnchungshaft. 

Igt in nuEerem Eogenannten Anhlageprocesse der Unter- 
EUcbnngBrichter darch den Parteiantrag oder in anderer legaler 
Form einmal in Bewegang gesetzt, so bandhabt er die Unter- 
snchnngsbaft wie der trOhere Inqnirent, und sie dient ihm zur 
Erreichung und Verwirklichnng desselben Process Zweckes, wie 
sie jenem diente. Selbst betreffs des InBÜtutes der Bürgschaft 
und der Rechtsmittel wider die Verh&nguDg der Haft ist der 
Unterschied kein durchgreifender, ja nicht einmal ein erheb- 
licher zu nennen, da die diesfälligen BeBtimmungen, wie wir 
sahen, gleicherweise unter der Wirksamkeit der inquisito- 
rischen Strafprocessordnong vom 29. Juli 1853 als nuter jener 
der accusatorischen vom 23. Mai 1873 ihren Bestand haben 
konnten. 

Diese einfache Thatsache erklärt Erscheinungen, deren 
intensive Bedentung von keinem denkenden Jaristen mehr ver- 
kannt werden darf, Erscheinungen, die ftber die Grenzen 
des engern RechtslebenB hinausragend, ihren Schatten in die 
Kreise des staatlichen Entwichlangsprocesses hineinwerfen und 
hier — sagen wir es irei heraus — scbliesBlich zu einer Art 
pessimiBtischer Auffassung, zu qn&lenden Zweifeln an der Zwe<^- 
mässigkeit moderner Institutionen fObreu müssen oder dodi 
fahren können. 

Wir hielten das Institut der Untersuchungshaft des alten 
Inquisitionsprocesses fQr unerträglich, far unvereinbar mit Recht 
und Wohlfahrt des modernen Staatslebens ; wir gingen daher 
an die Reform der Haft und um recht sicher zu geben, copirteu 
wir das Verhaftungsrecbt des Eogländers, Ja wir gingen sogar, 
wie weiter nnten gezeigt werden wird, Ober die Bestimmnngen 
desselben hinaus ; Indem wir formal Verhaftnngsrecht und 
Yerhaftuugspflicht da nicht anerkannten, wo sie der Engländer 
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DQbedenklich dem letzten Folieemen zogestehen wttrde; wir 
scbofeu fUr das laetitat der Verhaftang eine Art Specialgesetz- 
gebnng nnd brachten dieselbe wohl paragraphirt in die Grund- 
rechte der YerfaBBnng unserer Staaten — mit Einem Worte, 
die grOeete Sorgfalt wurde der InBtitntion zugewendet — den 
Erfolg aber, die Früchte dieser so anerkennenswerthen Bestre- 
bungen — wir vermiEsen sie noch immer aufs SchmenlidiBte 
in nuserem Becbtsleben. 

Wer, fragen wir, empfindet TOn uns das HocbgefOhl des 
Engländers Ober den ihm von der Verfassung insbesondere 
gewährleisteten Schatz seines Rechtes auf persönliche Freiheit; 
wer waudert stolz und Belbstbewusst mhig seines Weges, 
aberzeogt, dass von ihm die Uubill einer zwecklosen unter- 
sucbuugsbaft selbst in den zulässigen Grenzen der UOglichkeit 
auch bei nnparteiischer Handhabnng der Gosetze nnd Be- 
Btimmnngen ferngehalten werden kaon; wer endlich, wir sprechen 
dies mit vollster Ueberzengnng ans, kann es ISugnen, dass in 
der Untersachungebaft noch immer eine Art von Surrogat der 
Tortnr fortbesteht, nicht selten dazu bestimmt, verhflllt und 
onverhollt dazu verwendet, um das Geständniss einer Schuld 
„berans zubringen", physisches nnd psychisches Leid auf den 
Beschuldigten zu hänfen, nm aus ihm selbst einen Beweis wider 
ihn zu erpressen, wenn die Mittel des eindringlichen Verhöres 
der GegentlbersteUnng, die Darthnnng von Widersprachen etc. 
zu keinem „befriedigenden" Besnltate zu führen vermochten. 

All diese Erscheinungen, deren endliche Erkenntniss nnd 
WOrdignng von keinerlei bewnsster nnd nnbewnsster Setbst- 
tiaschnng anf die Daner hintangebalten werden wird, sie er- 
klären sieb ans Einem bedeutenden Grundfehler der reforma- 
torischen Bestrebungen rttcbsicbtlicb des Institutes der Unter- 
suchungshaft — BUS der conseqoentan Verkennung des rich- 
tigen Frincipes derselben in Theorie and Praxis — ein 
Grundfehler, der aach dem Osterr. Rechtsleben, wenn anch in 
minderem Uasse als jenem anderer Staaten anklebt, 
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Die UnteFBachODgBhaft in der Haod des iDqnirenten des 
?oniiärzlichen Criminalrichters galt als DQertr&glich, man glaobte 
HO ZQ beBeitigen, indem man das Verhaftongarecht nach dem 
Vorbilde eioes fremden Processcs regelte nod in die Gevalt 
des UntersDchnnggrichters legte ; aber da man dem alten Inqoi- 
reateo diesen Untersnchungsrichtor des modernen ProceBseB 
frischweg sabatitairte, var man aach mit den tonenden Reform- 
rnfen bei dem Ende des Anfanges angelangt. 

Der ünterEOcliuDgarichter — diese begrifniuhe contradictio 
in adjecto,„nnt ersuchen" nnd „richten" in Einer Person — 
mnsB and wird — soll er anders wirklich das Beweismateriale 
sammeln and Torbereiten, inquirirend vorgeben, und ist ihm die 
VerhaftnngBgewalt in die HSnde gelegt, so wird er sie zu be- 
nutzen bestrebt sein wie sein Vorgänger, der Inqnirent" des 
alten Verfahrens, nnd so ständen wir glücklich dort, von wo 
wir ansgegangen. Das Verschulden aber trägt znm gnten 
Theile das unbedachte Spiel mit den Begriffen laqaisitions' und 
Accnsationsprocess. . 

Wir nennen unser VorbereitangsTerfahren accneatoriscb, 
weil einzelne Anklageformen in dasselbe versetzt wurden; es ist 
aber im Uebrigea so gut inqoisiterisch, wie es frQher war, und 
ebenso verhält es sich mit dem modernen ünteranchnngsrichter, 
der dem Wesen der Sache nach dem alten Instrnenten des 
Criminelprocesses rnhig die Hand reichen kann; er hat von 
dem beneficinm inventarii bei Antritt des Nachlasses seines 
Vorgängers unr einen, fiasserst bescheidenen Oebraach gemacht 

Bei solcher Sachlage konnte und kann die Untersachongs- 
haft dea modeinen Processss zn einer gedeihlichen Entwicklung 
nicht gelangen, sie krankt an den flblen S&ften, die sie aoa dem 
Boden zieht, auf den sie verpflanzt wnrde ; sie mnss entweder 
nen gejifropft werden — oder was noch besser wäre, die Er- 
kenntniSB an ihr sollte das Streben inangariren, mit dem In- 
strnctionsverfahren tabula rasa zumachen; geschieht dies nicht, 
so ist es besser die Hoffnung ouf eine gedeihliche Reform der 
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Untersnchnngshaft lieber gleich follen zu lasaen, als die Danaldeu- 
arbeit des ewigen Kachalimens anfs nene zu bogionen. Eio 
aafrichliges Wort und dessen auOichtige Beherzigang tban 
ootb! 

Welcben Wertb baben denn die einem fremden Bechte 
nachgebildeten Haftbestimmaitgeii, wenn wir sie innerhalb eines 
Verfahrens handhaben, das in vielen Stocken dem Froceeae, 
der nns betreffs der Beatimmangen über die ünteranchnngs- 
haft znm Vorbilde dienen sollte, diametral entgegensteht ? 
Offenbar nnr einen sehr relativen. Wir sehen dies zar OenQge 
an nnserem Institute. Gerechte Klagen nnd Beschwerden zwie- 
facher Natur hOren wir geltend machen, Klagen, die ihrer innern 
Natnr nach sich eigentlich wechselseitig ansschliessen sollten. 

Der Barger klagt nnd er klagt mit vollem Rechte, dass 
seine persönliche Freiheit im Strafverfahren nicht gehörig ge- 
achfltzt sei, dass er in unersetzbarer Weise an Ehre, Person 
nnd Freiheit oft Schaden nehme nntcr der Handhabung des 
Processes mittelst der UntersochnngBliaft; und nicht seltener 
und auch nicht minder berechtigt sind die Beschwerden der 
Qeaellschaft, dass es vielfach an einer energischen, erfolgreichen 
Handhabung der Unteranchnngshaft gegenBber den Beschuldigten 
fohle , dass viele Verbrechen nneutdeckt , viele ungeahndet 
bleiben, die es bei zweckmässiger nnd durchwegs gerechter 
Handhabung des Processmittels der Untersnchnnghaft nie b&tten 
bleiben können. 

Dieser doppelte Nachtbeil, er findet in dem verfehlten 
Aufbau der Untersuchungshafl: ^in nnserem Strafverfahren seine 
mehr als genttgende Elrklämng; unzeitige nnd unzweckmässige 
Hilrte so wie nnzeitige nnd nnzweckmässige Milde, die eine 
energischere Verfolgung nnd Ahndung der Uebelthaten l&hmt, 
beides sind oaturgemftsae Folgen and Conseqnenzen jener matt- 
herzigen Beception von Bestimmungen, die in einem fremden 
Processe zur Verwirklichung eines bestimmteo Principea ge- 
schaffen nnd weiter entwickelt, nunmehr in demBabmen 
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anseres Strafrerfahrens zum Theile wenigstens 
einem andern Pilncipe dienstbar worden Bollen, 

Wenn der Engländer die Untersacbangsfaaft als procesBnales 
Zwangsmittel znn&chst nnr dazu verwendet, nm eich der An- 
weaenheit des Beschnidigten zu verBicheru, wenn er auf jede 
Mithilfe des Verfolgten znr Sammlung des Beweiaes verzichtet, 
natnrgemäss aber dafOr dem Principe der Anklage entsprechend 
die eidliche Beschuldigung des Anzeigers für hinreichend er- 
blSrt, um anf sie sofort die Verhaftiing des Belangten folgen 
zD lassen, eo konnte die zudem noch durch das Medium der 
Reception des franzöBischen Criminalverfahrcns erfolgte Adop- 
tirnng der äusseren Formen der englischen Haftgesetzgebnng and 
die Einfügung derselben in unser heutiges Verfahren nie von 
durchgreifender Bedeutung sein. — 

£ine doppelte Gefahr . wurde geschaffen, deren Eintritt 
und Verwirklichung auch nicht lange auf sich warten lassen 
konnte. 

ZnudchBt lag es nahe, von dem Verhaftqngsrechte unter 
dem Scheine, sicii des Beschuldigten versichern zu 
mQssen, einen ergiebigen Gebranch zn machen, in Wirklichkeit 
aber da, wo es zweckdienlich erschien, die Haft zur FOrdernng 
des inquisitorischen Principes ausznnfltzen, nnd hiedurch über- 
wucherte das Institut; während anderseits, wo die Erreichung 
des erwähnten Zweckes nicht angestrebt wurde, das inquisitorische 
Moment dem raschen nnd energischen ersten Angriffe hinderlich 
und hemmend in den Weg treten masste. Ein doppeltes Uebel 
somit; einmal die Rechte des Borgers, das anderemal jene des 
Staates bedrohend und achmälemd. — 

Diese bedentenden und doch anderseits in der Natnr 
der Sache selbst liegenden Uebelstände erkennend nnd in 
vollem Umfange nUrdigCDd, wird die dogmatische Erörterung 
sohin darauf gerichtet sein mQssen, das allein richtige Priocip 
der üntersnchnngsbaft unter Znhilfenahme der Betrachtung des 
gegenwärtigen Standes derselben auf deqi Gebiete der Doclriu 



^düvGoot^lc 



97 

nod Legjalatioii za entwickeb, unerBchtttterlich festzuhattea oud 
die eo gewonneDea 8Stze und Wahrheiten der räckaichtalosen 
Verwirklichang za empfehlen, eine im Hinblicke auf die immease 
Wichtigkeit des IneÜtntes ftnaaerst ditnkenawerthe Aufgabe, der 
nach Thnnlichkeit gerecht za werden wir in der folgenden 
Abtheilnng dieeer Schrift bemaht sein wollen. 



Znokei, nntsnachODgaliart 
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5. Capitel. 



. Die Untersuchungahaft im französischen und 
englieelien Strafprocesse. 

A. Französischer Criminalprocess. 

Warnkönig an d Stein, Französieclie Staats- und RechtageBCbichte, 
IILB.8. 204—268,674-686,670-681. F. Hölie, Traitö de l'insfrac- 
tion criminelle, T. I. Ch. "VIII. Nr. 116—120, Ch. X Nr. 168—16», 
Ch. Xni. Nr. 238, 242, 249, Oh. XV. Nr, 276-282. Nr. 283-293, 
Ch. XVn. 335-349, Ch. XX. Nr.374-380, T. IV. Ch. 11. Nr. 1540— 1&54. 
Nr. 1560, Ch. XTV. Nr. 1943— 1982, Ch. XV. Nr. 198S— 2002. Duverger, 
Manuel dea jugea d'instraotion , T. 11. Ch. XIU. p. 305—319, Ch. 
XIV. p. 3*4—426, Ch. XVI. p. 463—498. Meyer, Esprit des inatd- 
tntions jndiciairea, T. U. Ch. IV. p. 394—408, Ch. VK. p. 441-453, 
Ch. XIV. p. 548—573, T. IV. Ch. IX. p. 444— *B8, T. V. Oh. XIX et 
XI. p. 296—318. OoffiniöreB, Trait^ de la Uhertö individuelle. 
T. L Ch, II. p. 206-223, Ch. HI. p. 224-261, Ch. VUL p. 420-481, 
Bevenger, De la justice crinunelle p. 381—383. Picot, EechereheB 
Bur la mise en libertö boub cantion, p. 54, 101—104, Biener, Bei- 
träge zur Geachichte des InquiaitioiiBprocesaes, S. 204—208. Mitter- 
maier, Das dentache Strafverfahren I. ThI. S. 469-47S, S. 476— 47a 
Zachariä, Handbuch des deutschen StrafprocesseB, 3. Band. S. 138 
und 139, 168 und 169. 

Die Erörterung der Reform des österr. Strafprocessea, die 
sich durch die StrafprocesBOrdnDDg vom Jahre 1850 vollzog nod 
in der Strafprocessordncmg vom 23. Hai 1873 vorl&ofig ihren 
legislativen Abschlnss fand, weist nns an, die Gmndlagen zn 
prafen, aaf denen die nene Entwicklnog robt. 
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Es ist dies im Allgemeinen Bowohl als vom Standpunkte 
des Institntes der üntersnchnngahaft insbeBondere betrscbtet 
der französische and englische CrimlnalpToceBB. 

Hit enterem werden wir uns zanäcbst zu beBcbSftigen 
haben, er ist die nnmittelbare Grundlage ftar die Entwicklung 
des Denen OBterr, CrimiDalprocesseB. 

Das Gesett vom Jabre 1850 stellt sich vielfach als genaae 
Nachbildung des damaligen Entwurfes fOr die Strafprocessord- 
nnng der tbüringiBchen Staaten dar und letzterer schloss sich 
wieder Jener zum Theile politischen Strömung an, die das 
sogenannte fr8Dz.-rhein; Strafverfahren auf dentachen Boden 
verpflanzte — nnter Verbältnissen nnd Umständen, deren später, 
weil sie auch fDr die Osterr. Processentwicklang massgebend . 
waren, ansfQhrlicber gedacht werden soll. 

Die gesetzliche Unterlage für das sogenannte fraoz.-rbein. 
Strafverfahren ist nun aber der Code d'instruction cri- 
minelle vom 17. Novbr. 1S08, mit dessen Bestimmungen 
Aber die Untersucbungsbaft wir uns znnAchst beschäftigen 
mtlBsen. 

Im franz. Strafverfahren treten im Allgemeinen drei 
scharf von einander getrennte Phasen hervor, die mit Rflcksicbt 
auf das Institut der Untersncbnngsbaft strenge von einander 
geschieden werden müssen. Es sind dies die Phasen der 
polizeilieben Vorerbebmig (la police jndiciaire), der Instruction 
des Untersnchnngsrichters (l'inBtraction) nnd der richterlicben 
Beurtbeilnng (jngemeDt). Die polizeiliche Yorerhebang hat den 
Zweck, die richterlicbe Instruction vorzubereiten, das Material 
für dieselbe zu sammeln und die Tbätigkeit desselben bervor- 
znrnfen, so vrie die richterliche Instruction sammelnd, ordnend 
nnd vorbereitend die Grundlage für die Phase der ricbteriichen 
Beortbeilong — ji^ement — herznatellen hat 

Dieser Uecbanismns wird durch das System der Gerichts- 
Verfassung in nachstebeuder Weise darcbgefdhrt 
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Um die Btrftfbaren Handlangen zn entdecken, am sie anf- 
zuBpfiren nnd zn verfolgen, sehen wir eine Menge tod Behörden 
organisch gegliedert in IhStigkeit; auf der nntereten Stnfe die 
FeldschQtzeD nnd Forathüter, die PolizeicommiBsäre, die Uaires 
nnd deren AdJaocten; die FriedenBrichter, die Oensdarmerie- 
officiere, die Generalpolizeicommiaaäre, die Pr&fecten der De- 
partements ood der Potizeipräfect der Hauptstadt, diese Alle 
mit ihren Agenten nnd DienerD, den Gensdarmeu, sergents de 
ville, FoIizeimSnnern, Pompiers etc. etc. nnd daneben noch für 
hesondere F&lle andere Beamte bsEtimmter Kategorie haben 
die polizeiliche Vorerhebnng mittelst Haasdnrchsnchnng, Be- 
Echlagnahme nnd Erhebnng des Thatbestandes zn pflegen, das 
Resultat derselben dem Staatsanwalt — procnrenr — mitzu- 
theilen, nnd dieser ist es, der darch Eeinen Antrag — reqdsi- 
toire — deu TJutersnchongsrichter — juge d'instrnction — znr 
Th&tigkeit aafraft, die derselbe in folgender Weise dnichza- 
fttbreo hat. 

ZanUcbst hat deiEelbe die Zeugen la vernehmeo, welche 
den üid zn schwören haben : gDie ganze Wahrheit und Nichts 
als die Wahrheit auszusagen. " An diese Zeugeneinveruehniung 
schllesst sich die umstSndliche Einvernehmnug von Sachver- 
ständigen, der Beweis durch Urkunden and Schriften und die 
Wiederholung beziehungsweise Ueberprafang jener Instrnctions- 
acte, die bereits im Zuge der polizeilichen Vorerhebnng dnrch 
die obgeoannteu Organe etwa vorgenommen wurden; dann erst 
formal, also nahezu am Schlüsse des Vorverfahrens erfolgt 

a. der Vorladungsbefehl — mandat de comparntion, 

b. der Vorftüirnngshefebl — mandat d'amener — des 
Untersuchungsrichters. 

Ersterer muss erlassen werden, wenn es sich um eine 
strafbare Handlung handelt, die vom Gesetze mit einer blossen 
Geldstrafe bedroht ist; bei strafbaren Handlangen, die mit einer 
zuchtpolizeilichen Strafe bedroht sind, und wenn der Beschul- 
digte einen festen Wohnsitz hat, bleibt es dem Ermessen des 
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UntersnchODgRiicIiterB fiberlaaseD, einen Vorladnnga- oder Vor- 
fahniDgbefehl zu erlaasen; in den andern Fällen, wo es sich 
nftmlicb nm eine Leibes- oder entehrende Strafe handelt, wo 
der Beschuldigte der Vorladung ohne gentlgenden Grand keine 
Folge geleistet , oder wo der Beschuldigte keinen festen 
Wohnsitz hat, ist der Vorftlhrangsbefehl unerlftsstich. 

Der Bescbnldigte wird nunmehr umständlich vernonimen 
und nach der Vernehmung, wofern er den Verdacht widerlegt, 
oder die That sich als eine blosse Polizeiabertretung darstellt, 
auf freien Fuss gesetzt; in allen andern FUlen bleibt er ver- 
haftet nnd steht es in dem Beliehen des üntersnchnngsrichters, 
diese weitere Anhaltung (d6tention) des Beschuldigten durch 
die Daner des Instructionsverfahrens hindurch entweder mittels 
eines Verwahrungsbefebles — mandat de d^pAt — oder 
mittels eines förmlichen Arrestbefehlea — mandat d'arröt — 
im Arresthanse zn vertilgen. Zugleich mit der Ertassung des 
mandat de d^pöt oder mandat d'arrSt kann aber auch der Unter- 
snchnngerichter die geheime Verwahrnng des Beschuldigten 
anordnen (la mise au secret, l'interdiction de commnuiquer), 
durch welche die vollst&ndigate Isolirung des Gefangenen an- 
befohlen nnd ihm jeder, wie immer geartete Verkehr mit 
Jedermann durch die strengste Abschliessnng nnmSglich ge- 
macht wird. 

Nach dnrchgefQhrtem und geschlossenem Instmctionsrer- 
fabren verfQgt endlich die Rathskammer nach AnhOrang des 
Procnrators betreffs der persOulicbeu Freiheit des Beschuldigten 

a) bedingungslose Freilassung, wenn die ange- 
schnldete Handlung entweder gar nicht zur Competenz der Straf- 
behOrden gehört oder eine blosse Uebertretnng begrandet; 

b) bedingte Freilassung unter der VerpSichtnng, 
sich am bestimmten Tage vor dem competenten Gerichte zn 
stellen, wenn es sich um ein Vergehen handelt, das nicht mit 
OefÜngniss bedroht ist; 
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c) vorl&afige weitere VerwahruDg im Arrest- 
hanse, wenn der Bescbnldigte orretirt war nnd das angeBchnldete 
Vergehen mit einer Gefäugnissstrafe bedroht erscheint; endlich 

d) Lelbverhaftsbefebl — ordonnance de prise de 
Corps — wenn die strafbare Handlang Ibrer Natnr nach eine 
Leibes- oder entehrende Strafe nach eich ziehen Icßiinte. 

Dies das regelm&sBige Verfahren, wie es sich nach 
dem organischen Ban des Gesetzes darstellt; ganz anders ge- 
staltet es sich jedoch in jeneii Ansnabmsf^llen, die der Natnr 
der Sache nach die Fälle des regelmässigen Verfahrens über- 
wachern müssen, wir meinen die so zahlreichen Fälle des 
sogenannten flagrant dälit — der handbafteo That eines 
mit LetbeE- oder entehrender Strafe bedrohten Verbrechens. 

Das Gesetz normirt fur die Verfolgung der gOffenea" 
That besondere Bestimmangen, die zusammengenommen nicht 
etwa eine Abweichang von der Regel, sondern geradezu eine 
andere Verfabmngsort involviren; sie sind in Kürzb folgende. 

Bei der Verfolgung der h'andhaften That Terschmelzen 
die Phase der Vorerhebting and der Instruction in Ein Ganzes, 
so zwar, dasB der Beginn der Vorerbebung zagleich den Beginn 
der Instruction bezeichnet ; dies hat zur Folge rdcksichtlich 
der Art der Einleitung, dass es keines Antrages des öffentlichen 
Anklägers bedarf, nm den Process in Scene zu setzen, räck- 
sichtlich der Thätigkeit der Staatsorgane, dass beztlglich des 
flagrant d61it die Organe der gerichtlichen Polizei den ünter- 
sachnngsrichter, insolange dieser nicht in die Action eingreift, 
ersetzen nnd dieser hinwiederum die Thätigkeit der gerichtlichen 
Polizei zn entwickeln hat; insbesondere gilt dieses Prindp 
der wechselseitigen Vertretung bezflglicb des Verhältnisses 
zwischen Staatsanwalt (procureur) and Untersuchungsrichter 
(juge d'lDstmction) , und insoweit ist es allerdings richtig, 
den letztem, wie dies die Bestimmung des Gesetzes ans- 
drficklich verfügt, zu den Organen der geri<^tlichen Polizei zn 
rechnen. 
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YoD grfisBter Bedeutung ist aber in den Fftllen dos 
flagrant d^lit die Handhaboog der Untersnchnngahaft. 

Hier ist nämlich jedes Organ der gerichtlichen Polizei 
und nicht nnr dieses, aondere Jedermann — tonte personne -^ 
berechtigt, den Qegcbnldigten za oTgreifen oad vor den 
Frocnrenr za fahren, der ihn seinerseits wieder an den Unter- 
snchnngsricbter abzuliefern hat; nnd andererseits ist im Sinne 
der oberw&bnten Verfflgnng der Procorenr, wenn er in die 
KenntnisB eines flagrant däit gelangt, berechtigt, den anwe- 
senden Beschnld igten, gegen den dringende Anzeigen vorliegen, 
festnehmen zu lassen nnd gegen den Abwesenden eine Ordon- 
nanz, lantend anf Vorfohrang, hinanszageben, den Vorgefahrten 
aber sofort zn vernehmen. 

Eine weitere Anadehnnng erfahr das Verfahren im flo^ant 
dälit dnrch das Gesetz vom 20. Mai 1863, welches verfttgt, 
dass nicht nur bei B^ehnng eines Verbrechens, sondern auch 
im Falle der VerObnng eines Vergebene der auf der Tbat 
Ergriffene sofort festgenommen, vor den Procnreur gefOhrt 
nnd von diesem dnrch die directe Anklage zar Abartheilnng 
an das Zncbtpolizeigericht gebracht werden kOnno. 

BesOglich der Entlassang gegen Cantion bestimmte die 
Instniction criminelle, dass dieselbe nnr in jenen Fallen statt- 
zufinden habe, in welchen 

a, es sich nicht um Verbrechen^ handelt, die mit einer 
Leibes- oder entehrenden Strafe bedacht sind; 

b. der Beschuldigte nicht ein Vagabund ist oder bereits 
einmal bestraft wurde. 

Wider die verfugte Haft steht dem Beschuldigten kein 
Rechtsmittel zn Globote, während die definitive oder pro- 
visorische Entlassang ans derselben mit der Opposition vom 
Procnrator sowohl als von der beschädigten Givilpartei ange- 
fochten werden kann. 

Einschneidende YerSnderungen bezüglich der Institution 
der Untersochnngshaft nnd BUrgst^aftsleistung wurden anter 
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der HeiTBchaft des zveiten Kaiserreiches verfflgt, durch das 
Geaetz vom 4. April 1855 und jenes Tom 14. Joli 1865, deren 
wesentlicher Inhalt in Kürze folgender ist: 

Ersteres gestattet dem Unteraacbnngsrlchter, im Lanfe 
des Verfahrens mit Znetimmniig des Staatsanwaltes den ergan- 
genen Terwahrnngsbefehl (mandat de däpöt) gegen den Be- 
schnldigten zeitweilig zarückzaaehmen gegen das Versprechen 
desselben , sich aof jeweiliges Verlangen dem Gerichte za 
stellen ; noch weit umfassender waren aber die Erleichterungen, 
die das Gesetz vom 14. Joli 1865 gew&hrte; sie hestanden 
der Hauptsache noch in Folgendem: 

Znn&chst wird verordnet, dass in CrimlnaU and Zacht- 
polizeisachen der Untersnchnngsrichter immer nur einen Vor- 
ladnngabefehl (mandat de compamüon) tarn Zwecke der ersten 
Vernehmnng erlassen kOnne, mit dem Vorbehalte, diesen Befehl 
nach Vornahme des VerhOres in einen andern übergehen zu 
lassen ; nnr im Falle der GehorsamsTerweigemDg solle der 
VorfUhningsbefehl (mandat d'amener) gegen den Bescholdigtea 
sofort platzgreifen. 

Nach durchgeführter Temehmang darf ein Verwahmnga- 
oder Haftbefehl (mandat de Aipttt on d*arr6t) nor dann «rlassen 
werden, wenn anf die Tbst Gef&ngniss oder eine schwerere 
Strafe angedroht erscheine. 

Im Lanfe des Vorverfahrens kann der Verwahmngs- und 
Haftbefehl — (nach dem Gesetze vom 4. April 1856 nnr der 
Verwahningsbefehl) — gegen den Beschnidigten zeitweilig 
zurückgenommen werden. 

Die Zurücknahme resp, Entlassung aus der Haft darf von 
dem Beschuldigten gefordert werden, wenn seit dem Verhör 
ein Zeitraum von 5 Tagen verflossen, der Beschuldigte einen 
festen Wohnsitz hat nnd anf die That keine höhere Strafe als 
die des zweijährigen Gefängnisses verhängt erscheint. 

Die Bestimmungen der Artikel §, 113, lli nnd 115 des 
Code, welche die Entlassung ans der üntersachangshaft gegen 
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OantiOn nnr doDD ffir zal&saig erkllLFt hatten, wenn es sich 
nicht nm ein mit Leibes- oder entehrender Strafe bedrohtea 
Verbrechen handelte, wnrden dahin erweitert, dass nnnmehr 
bei der üntersachnDg wegen jedweden Verbrechens Eat- 
lasanng gegen Gantion anf Verlangen des Beschuldigten statt- 
finden kOnne, dass femer das frObere gesetzliche Caationsmial- 
mnm beseitigt nnd nunmehr anch die persönliche Bhrgschaft 
eines Dritten ftir zalftssig erhlärt wird. 

Endlich worden die Rechtsmittel wider die Entlassung 
ans der Untersuchungshaft als anfgehoben erklärt 

Dies der heilänfige Stand der gesetzlichen Bestimmungen 
über Unter snchnngahaft nnd Gantion nach dem hente geltenden 
französiscbenCriminalproceasrechte. 

Ea wird nns nunmehr die Frage beschäftigen : Anf welchen 
Principien ruhten die im Code d'instrnction niedergelegten 
Bestimmnngen Ober die Untersnchnngshaft ? Zn diesem Zweche 
ist es nnerläaslich, sich mit dem Versuche einer geschichtlichen 
Entwickinng der untersnchnngshaft im franz. Griminalprocease 
zn befassen, denn nur diese vermag, wie wir sehen werden, 
aber die Eigenthtimlicbkeit des erwähnten Principes einiger- 
massen Anfklärnng zn geben nnd ror irrigen Anschannngen za 
bewahren, die aber die Natnr nnd das Wesen der ünter- 
anchangsfaaft im franz. Strafverfahren vielfach verbreitet sind. 

In der Entwickinng des franz. GriminalprocesBes sind, 
wie in der französischen Rechtaentwicklnng im Allgemeinen, 
vier Perioden zn nntersch'eiden. 

Die erste Periode hat das westfrankische Reich mit 
der Staats- nnd Rechtsgeschichte der germanischen V&lker 
gemein, daher wir nur anf das zn verweisen haben, was oben*) 
von dem altdeutschen Strafverfahren nnd von dem Verfahren 
im firankiscben Rechte rücksichtlich der Entwickinng der Unter- 
sncbnngahaft gesagt wurde. 

•) I. Abthlg. 2. Cap. 8, 76-101. 
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EbeDEo virA im Hinblicke auf anser Thema von der 
vierteD Periode nichts weiter zu sagen sein, da in dieselbe die 
Herrschaft des Code d'instrDcUon fällt, dessen BestiminangeD 
wir so eben dargelegt haben, daher wir uns nar mit dem 
Strafverfahren des sogenannten Feadalstaates im 10., II,, nnd 
12. Jahrb., und mit dem des erstarkten ECnigthams 13. bis 
18. Jahrb. zn bescbäftigen haben werden. 

Was nan das Strafverfahren des sogenannten franz. 
Fendalstaates betrifft, so tritt hier der Unterschied zwischen 
den einzelnen Stfinden zanächst als ausschlaggebend hervor. 

Die Barone des Landes waren einender gegenüber son- 
verain, „car cascnn barons est sonverains eu sa baronnie* — 
sie waren „Gleiche", Pares, Pairs; als solche erkannten sie 
keinen Richter über sich nnd es gab somit kein Gericht, das 
berechtigt sein konnte, Recht über sie za sprechen und dnrch- 
zaftthren. Die Fehde, der Kampf diente zur Aastragnng der 
Streitigkeiten, mochte den Anlass biezn ein Civilstrelt oder die 
Verflbnng eines Verbrechens gegeben haben. 

Anders gestaltete sich das Verhältniss innerhalb der Frei- 
herrschaft — hier bildete das freiherrliche Gericht — la justice 
du Baron, la justice seigaeuriale den Mittelpunkt dos Rechts- 
lebens, das ganze Gerichts- und Polizeiwesen lag in den 
Händen des Soareraias und wurde mit Rücksicht auf die 
Unterschiede zwischen den der Freiherrschaft Unterworfenen 
nachstehen ds vernattet. 

Zunächst schied sich die Classe der Freien, des Adels 
als eine . eelbststfindige aas, welche in der Form des alten 
Volks gerichtes unter blossem Vorsitz nnd Leitung des Frei- 
herru über einander richteten. Das war die cour du Baron, 
das freie Gericht der Edlen in der Baronie. 

An die Classe der Freien oder Edlen schlössen sich 
die Mittelfreien an, d. i. die freien Hintersassen des Edlen, 
die unter seiner Gerichtsbarkeit — der cour d'hommes — in 
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derselben Weise standeD, in der der Edle nnter der conr du 
Baron stand ; und endlich 

3. die Unfreien in Stadt nnd Land, denen ein Vlcomte 
nnd Pr^vOt als Beamte des Barone voiEtaod, und In dieser 
Eigenschaft eine unamschrankte Gewalt ttber sie hatte. 

Daneben ist aber weiter noch das Terhältniss der hante 
justice zur jostice basse ins Äage za fassen, welches darin 
besteht, dass in einzelnen Fällen die conr d'hommes der conr dn 
Baron unterordnet ist, da nämlich, wo es sich nm todeswürdige 
oder sonst schwer bestrafte Verbrechen handelt : „on doit 
savoir qne toz cas de erlerne, qnel il svient, dont on pot et 
doit perdre vie, qai eu est atains et condampnäs, aparttent a 
haute jastice"; hier hatte der Freiherr, der seignenr de Justice, 
gegenüber den Gerichten in seiner ßaronie das Recht der 
OberanfBicht und die Appellinstanz für die, welche sich der 
Entscheidung nicht fügen wollten und das Urtheil scheiteten. 

In dem Strafverfahren vor diesen Oerichtsbehörden fand 
nun die üntersncbnngshaft in folgenden Fällen statt. 

Zunächst ohne Bttcksicht auf die Person des Beschuldigten 
in den Fällen der handhaf^enTbat — crime clair, crime opert, das 
Gertlft, von dem hei der Darstellnng des altdeutschen Straf- 
Verfahrens die Rede war — clamenr, cri, clamenr oder cri 
d'haro , baren änsserte noch in dieser Periode seine Wirksam- 
heit, dass Jeder berechtigt nnd verpätchtet war, den hei 
frischer That ertappten Verbrecher zn ergreifen ; nur musste 
er ihn sogleich an den Inhaber der Justice anslieferu. Diese 
Ergreifung wird priso genannt nnd hängen die Begriffe prison 
— Gefängniss — prise de coips mit obgenannter Bezeichnung 
iosammen. 

Auch bei nicht offenkandigeu Verbrechen kann eine 
Arrestation durch die sergents erfolgen, die jedoch nar von 
knrzer Daner war, wohl nur um die Identität des Beschuldigten 
festzustellen ; vou einem VerbOre war keine Rede : „tont ce qui 
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est fftlt contre li, est de nnle valeur, car il pot sont rapeler 
qnant il est bors de prison." 

Anders gestaltete es sich jedoch bei dem auf dem Prin- 
cipe der reinen Anklage ruhenden ordentlichen Verfabreo, 
wobei das Verfahren wider die Edlen von jenem wider die 
Freien und Mittelfreien genau nnterechleden werden rnnsB. Der 
Edle worde über erhobene Anklage vorgeladen — b etnons — 
nnd mnsBte als Dingpflicbtiger zum bestimmten Tage 
erscheinen, daber der Name „ajonrnement". Das Erscheinen 
war, wo es sich nm ein Verbrechen handelte, ein persön- 
liches, nnd darin lag der banptsäcbliche Unterschied zwischen 
Citil- nnd CrimlnalTerfahren. 

„Qoi eEt accusä de cas de crieme, il ne se pent deffendre 
par procnrenr alns convient, qn'il vieogne en cort en sa 
personne" — und weiter — „Convient qoe eil (celni) qni 
accnse et cll qni est accna^ viegnent k cort en propres per- 
Bonea, sana enroyer procnrenr." 

Betraf dagegen die Anklage Verbrechen der Mittelfreien, 
so mnssten bei grossen Verbrechen (crimes enormes) sich 
Kläger nnd Beklagter znr gleichen Haft dem Gerichte tlber- 
liefern, 

„Lorsqne qnelqa'oD en accnse nn antre de monstre de 
trahison on de qnelqne crime, qne Ton pnoit par la perte de 
la Tie on d'an membre, la justice doit se salsir de 
l'accaE^ et de I'accnsatear et les retenir tons dem en 
ägale prison de mani^re qne l'an ne seit pas mieax traitä 
qne rantre". 

In andern Fallen statairte die Oewohnhdt wohl anch die 
Verhaftung des Bescbaldlgten, indess ist fkberall in den Qaellen 
TOQ der Znlässlgkeit der Bargschaft „plgges" die Rede, gegen 
deren Stelinng der Verfolgte auf freiem Fasse belasseo 
werden kann. 

„Gens qni venlent donner de plSges tele qne l'on penBt 
dtre bien senrs (snrs) d'eanx ne doirent pae entrer en prison 
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ponrrn qne les pUges prennent la conditiOD qae se ils no 
rendaient l'ommo (l'homme, den Mittelfreien) a conrt tontes 
les bonrDs (henres) qae la ceax vodrait, l'on feralt de plägea 
se qne hors denst faire de celni." 

Stellte sich der Verbürgte nicht, so zahlten die Bürgen 
VOD 100 boIb nnd 1 denier die sogenannte relief d'homme. 

Bei den Unfreien und Lenten niedern Standes trat nn- 
bedenklich Verbaftoog in allen Criminalfällen ein, ja gelbst 
die Yerhaftnng ans polizeilichen Rtlcksichten machten die 
EtabliesemeDts des h. Ludwig den Beamten znr Pfiicht, indem 
sie sagen (chap. 34): „8i qnelqn'on sans bien, sans chercher 
ä gagner sa vie, fr4qaente lee cabarets la justice s'en saiaira 
et l'interrogera sur sa vie et sa condoite. Si l'on s'aper^oit 
qu'il ne dise pas la Teritö et qai i1 märe one manvaise vie, on le 
chassera de la Tille, car il est de l'office du pr^vöt de pnrger 
sa jarisdictiOD et sa pronnce de toos mauvaia sujets bommes 
00 fenimee, confennöment en droit ^erit dans le digestede 
offic. praesid. en la loi qui commence congruit..." 

So weit das GerichtsverfabreD betreffs der Handhabung 
der Untersnchongsbaft im sogenannten Fendalstaate ; wir ent- 
nehmen demselben, dass bei „crime apert", handhaftem 
grossen Verbrechen, bei denen der seigneor de justice 
par Office du juge (ex officio) einschritt, die Verhaftung un- 
bedenklich nnd gegen Jedermann platzgriff, dass in Fällen 
der Priratanklage der Edle semons — rorgeladen, bei Mittel- 
freien dagegen sowohl Kläger als Geklagter gefilnglicb verwahrt, 
bei den Unfireien die Verhaftung gänzlich in das Belieben der 
Behörde gestellt wnrde. 

Eine bedeutende Umwandlung erfuhr das Inetitnt der 
Untersuchungshaft In der 3, Periode der franz. Recfatsentwicklang 
in der Zeit vom 14. bis zum 18. Jahrhunderte, als der Inquisi- 
tionsprocess neben dem bisherigen Anklageprocess erstand, 
diesen allm&blich Terdrfiogte and endlich zur ansschliesBlichen 
Geltnng kam. 
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ScboD im 14. Jahrh, seheo vir den InquisltiongprocesB 
in die Gerichte eindriogen nnd sich ssboell Aber das ganze 
Fronkreich verbreiteD. Es gescbah dies iiicht wie in Deutscbland 
nnd Italien auf dem langsamen Wege der Ooctrin durch Be- 
fragaog von Gelehrten tmd dnrcb das Stadiom gelehrter Werke, 
sondern es wnrde dies dnrcb die nnmittelbare AnBcbaonng nnd 
nerktbfttige Nachahmung der im südlichen Frankreich so rasch 
emporgekommenen nnd mit so grossen Erfolgen thBtigen — 
Eetzeriaqnisitionen — bewirkt Aus dem procureur 
dn roi, der nrsprllnglicb nnr ein schlichter Anwalt des könig- 
lichen Gates im Gerichte, später ein Vertreter der fiscaliscben 
Interessen an der Bnsse im Criminalprocesse war, entwickelte 
sich das ungemein wichtige nnd hedeatnngSTOlle Institut eines 
Promoter inqnisitionis, des nacbberigen procarenr — Staats- 
anwaltes — and so erschien in das neae Verfahren eine gewisse 
accnsatoriscbe Form hineingetragen , die zur Aaabreitang des- 
selben und zu dem endlichen vollständigen Siege Aber den 
alten Anklageprocess um so rascher beitragen rnnsste, als die 
ganze Aeodemng der Gerichtsverfassung, das Aufkommen könig- 
licher Gerichtshöfe mit ständigen rechtsgelehrten Richtern, die 
Ansbreitnng der königlichen Gerichtshobeit auf neue Fälle, 
Momente waren, die das neae Verfahren entschieden vor dem 
alten begünstigten. 

So war der procSs ä Textraordinaire, wie das 
neue Criminalverfahren genannt wurde, bald der ordenUicbe 
GriminalprocesB geworden, zu dessen Regelung die französischen 
Könige eine Reihe von Ordonnanzen erliessen, die die Ent- 
wicklung desselben vollendeten. Es waren dies insbesondere 
die Ordonnance Ludwig XII. aus dem Jahre 1498, die Franz I. 
aus dem Jahre 1Ö39 und endlich Ludwig XIV. ans dem J. 1670. 

Nach Inhalt der genannten Ordonnanzen finden wir den 
franz. Criminalprocess in getreuer Nachbildung des inquisi- 
torischen EetzerprocesBCB — der inquisitio haereücae pravi- 
tatis — nachstehends constroirt. 
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Wie der Inqaisitlonsprocess des gemeioen deotachen Straf- 
reehtes in zwei Hauptphasen zerßült , in jene der General- 
uDd Jene der Spadal-Inqnisition, so zeriällt der Process l'extra- 
ordinaire in die Information g4ii4rale, „iDformation" schlechtbin 
genannt, and in die information Bp4ciale, die sogenannte „Eo^aftte". 
Jene hat das Verfahren im Allgemeinen vorzuhereiteo, welches, 
sobald es gegen eine bestimmte Person wegen eines be- 
stimmten Verbrechens eingeleitet wird, den Namen der in- 
formation speciale erhalt. Die Information g^närale leitet der 
Richter ein, entweder von Amtswegen — „d'officc" — oder über 
Anlangen des öffentlichen AoklSgera (partie publique, procnrenrs 
da roi) oder endlich jenes des Privatanklägera (partie civile). 
Innerhalb der information g£n4rBle ninunt die Erhebung des 
Tbatbestandes (constalation du corps de d^lit) die erste Stelle ; 
dieselbe ist verschieden, je nachdem es sich um ein Verbrechen 
handelt, das bleibende oder vorübergehende Sparen znrflck- 
IftSBt — d^litB permanents, d^lits passagers. 

Diese Erhebung des Tbatbestandes erfolgt: 

a. darch den richterlichen Angenschein (l'inspection de jage), 

b. durch den Befnnd der Sachverständigen (les rapports 
d'experts), 

c. darch die Zeugen Vernehmung (la prenve tcstimoniale), 

d. durch die Sammlung von Indicien (indices) genau in 
derselben Weise und unter jenen Formali't&ten, wie wir selbe 
im gemeinen Inqnisitionsprocesse umstSadtich verzeichnet finden, 

Ceber jeden Act wird ein schriftliches, umständliches 
Protokoll aufgenommen, das der „Oreffier" in Gegenwart des 
Richters abzufassen und innerhalb der nächsten 24 Stunden 
mit sämmtlichen Beweisstücken in Verwahrung zu nehmen hat. 

Die Vernehmung der Zeugen bat anf das Umständlichste 
zu geschehen, dieselben haben vor Abgabe ihrer Zengenans* 
sage den Eid zu leisten, die volle Wahrheit und Nichts als 
die Wahrheit angeben zu wollen. 
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Fflr alte diese Acte der GeaeralinfoFmation, zn denen 
noch Haas- und PeraonsdnrchsacbDng zn rechnen sind, ist 
Heimlichkeit und Schriftlichkeit zur Btreagsten Pflicht 
gemacht. 

Die Specialinformation, die Enqn^te im Gegensätze zur 
Information, wird mit einem richterlichen Decrete eingeleitet, 
das gegen eine hesUmmte Person wegen eines bestimmten 
Verbrechens in der Art erlassen wird, dass diese Person 

B, vorgeladen wird , nm gehfirt zn werden (le däcret 
d'asBigQ^ ponr etre oni), 

b. personlich vorgefflhrt wird (le d4cret d'iOonmement 
personnel), 

c. in bleibende Haft genommen wird (le d^cret de prise 
de Corps). 

Dieses richterliche Decret ist nnn aber ein richterliches 
Erkenntnias, eine Art Processinterlocnt in der engsten Be- 
dentong des Wortes- es Icann dasselbe in der Regel nnr 
Über Antrag des königlichen — oder Fiscalprocnrators und 
nur nach erfolgter PrUfang der Beweise and Gegenbeweise 
(charges et dechargea) erlassen werden nnd unterliegt sogar 
der Beschwerde der Betroffenen dnrch das Rechtsmittel der 
Opposition an das Tribunal, dem der Richter angehört, und 
dnrch die Appellation an den hOhern Richter, oder an das 
königliche Hofgericht. 

Darüber, wann der Richter den Torladongsbefehl, decret 
d'aasignö, wann den Vorfühmngsbefehl, döcret d'^onrnement 
personnel, nnd wann endlich den Haftbefehl, däcret de prise de 
Corps zn erlassen habe, finden wir anafahrlicbe und genane Be* 
stlmmnngen. 

Es hat sich hiebe! der Richter nach folgenden Gesichts- 
ponkten zn benehmen. 

Zunächst ist die Schwere des Verbrechens, sodann das 
Mass der Verdachtsgrande tmd endlich sind die persönlichen 
Eigeusehaflen des Beschuldigten in Betracht zn ziehen. 
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Bei einem sctiweren Verbreclien — crime capital — 
hat der Richter, sobald Ein YerdachtEgrand — Indice — 
sichergeatellt ist, gegen Jedermann den Haftbefehl za er- 
lasBen. 

Bei einem minder ecbwerea Verbrechen hat gegen den 
ans&ssigen Bescbnldigten der Erscbeinmigabefehl „ajonrnement 
personnel", gegen einen Uann Tom Stande, gegen Frauen and 
bei schwächerem Verdachte eine blosBe Ladung „däcret d'assignä 
poor Stre oal" erlaBEen zn werden. 

Gegen Vagabunden nnd Leute ohne BeschSfCignng (gene 
Bans avea) wird über blosses Anlangen des Procnrators, ebenso 
gegen Dienstlente Ober blosse Klage ihrer Herren der Haft- 
befehl erlasBen. 

Verschieden von dieser Verhaftung auf Gmnd richter- 
lichen Befehls ist die Festnehmong des Verdächtigen durch 
die Organe der Polizei — Sergents, Huissiers und Arcbers : 

1. in den Fällen der Ei^eifnng und Verfolgung auf 
frischer That (flagrant d^lit), wobei za bemerkea ist, dass der 
Begriff der letztern ungemein auBgedehnt wurde ; genOgte doch 
selbst die Öffentliche Bezichügnng „clamenr pnbliqae", das 
Verbrechen zu einem fiogrant dälit zu gestalten; 

2. ebenso bei Vagabnnden und Leuten ohne Beschäftigung 
(vagabondes et gens sans uven). 

Die so auf eigene Faust nnd unter eigener Verantwortung 
Festgenommenen mnssten anTerzDglich in die Jusüzgefängnisse 
abgeliefert werden; nur in AaBnahmsßtUen nnd für kurze Zelt 
war es ihnen geBtatte(, sie in den eigenen GefHegnissen zn 
verwahren, wobei ihnen jedoch anTs Strengste jede ZDchtigung 
oder Misshandlnng der Gefangenen untersagt war. 

Ueber den Yollzng und die DurchfUhrung der Unter- 
suchungshaft finden wir folgende bemerken swerthe BestimmnDgen. 

Bie Abliefernag des Verhafteten an den Vorsteher des 
Ge&ngnisses geschah mittels eines förmlichen Processactes, 
genaont !£lcrou, mittelst dessen der Verhaftende sich der 

ZnDker. Untcmtchnnliban. . g 
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AaMdit und Verantwortung fQr den Featgenommenen entledigte 
ood dieselbe au den Yorsteber des OefSagnisses tibsiimg. Dieser 
,Act" war so wichtig, dasB bei Abgang desselben derBeachnl-. 
digte rechtlich nicht als verhaftet galt, der OefängniHB" 
beamte für dessen Entfemiuig nicht verantwortlich war nud 
die mit der Aufsicht ttber die Gef&ngnisse betrauten Beamten 
eiofach seine EntlaBsong verfugen Itonnten — auch war der 
Gefangene ohne üScron berechtigt, in dem der Verhaftung anf 
dem Fasse folgenden Verhjjre dem Richter jede Antwort zn 
verweigern. Ein anderer Formalact, der bei der ünterBnchungs- 
haft eine grosse Rolle spielte, war die sogenannte Recomman- 
dation, mittelst der man dem Vorsteher des GeftngnisEes 
rQcksichtlich eines Gefangenen die Arrestation wegen eines 
Verbrechens oder auch Schulden halber intimirte, nm eine 
weitere Anhaltnog dea Gefangenen für den Fall zu veranlaBseu , 
als die nrsprQngliche Verhaftung anfhOren sollte; nahm der 
GeAngnissbeamte eine solche Becommandation in förmlicher 
Weise durch Eintragung in das Register an, so gelangte der 
neue Haftgrnnd znr anbsidifiren Wirksamkeit. 

Die Gef&ngnisse selbst sollten reinlich nnd trocken 
gehalten werden and eine Reihe der verBchiedensteu Admini- 
strativ- und Justizbeamten war beauftragt, das GefängniBBwesen 
aufs Eingehendste ku Dberwachen nnd aaf die AbbestellnDg von 
Uissbrfinchen hinzuwirken. 

Bei der DnrchfOhrung der Haft galt die strengste Heim- 
lichkeit, das sogenannte rendre au Beeret als Regel; dem Ge- 
fangenen war jede Communication mit der Anssenwelt unter- 
sagt, wena es ihm auch gestattet war, seine Verpflegung selbst 
za bestreiten. Betreffs der EntlaaBung des BeEChuldigten gegen 
Cantion verfQgte zwar das Geeetz vom J. 1639, dass da, wo 
das Verfahren ä l'extraordinaire einträte, eine Entlassung der 
Verhafteten gegen Caution nicht platzgreife; indess die Gerichts- 
praxlB ging anlehnend an die Bestimmungen des römischen 
Rechtes darftber hinaus und begntlgte sich bei Beschuldigten 
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angesehenen Standes — viri iltnatres — sogar mit der blossen 
jQratorischen CaaUoD, 

Die Ordonnance Tom J. 1670 setzte an die Stelle der 
Entlassung gegen Caation die Befugniss des Richters, nach 
Eenntnisanahme von der Sache „filargissement" zd heschliessen 
d. h. dem Beschnldigten zn geatatteu, anf Widermf das Ge- 
ftngniBs zn verlassen, nm anf jedesmalige Ladung sich dem 
Richter zn stellen. 

Dies konnte sogar iu jenen Fällen geschehen, wo prise 
de Corps verfügt war, und es stand in dem freien Belieben des 
Richters, sich fOr diese Vergttnstignng eine Gantion bestellen 
zn lassen oder dieselbe anch gegen den blossen provisorischen 
Eid zu gewähren; von einer Verpflichtung jedoch, dem 
Beschnldigten die Entlassang zn gewähren, nnd von einem Rechte 
desselben, das £largi8sement verlangen zn dürfen, konnte bei 
dem damaligen Staude der Entwicklung des Strafverfahrens 
selbstverständlich keine Rede sein. 

Wenn wir diese Bestimmungen des procös ä l'extra- 
ordiniüre mit den oben dargelegten des Gode d'instrnction 
criminelle vergleichen, so constatireu wir, dass dem Innern 
Wesen nach nahezu die vollkommenste Uebereinstimmnng sich 
offenbart. An die Stelle des Döcret d'aEBign4 pour Stre onl, 
d'i^onrnement personnel nnd de prise de corps trat unter 
blosser Aendemng der Bezeichnnng nud des Namens das 
mandat de compamtion d'amener nnd d'arrät oder de d^pftt. 

Diese an Identität streifende Aehnlichkeit bezOglich der 
Haftbestimmnngen , insbesondere aber bezDglich der Stellung 
der Untersuchungshaft im Criminalprocesae steht übrigens mit 
den Intentionen und der Tendenz der in der Revolotionsepoche 
angebahnten Reform der Griminalprocessgesetzgebung in vollem 
Einklänge. 

Als die AssemblSe an das grosse Reformwerk heran- 
trat, gelangte sie nämlieb nach längeren Berathnngen und mehr- 
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fachen miBslnngeneii Venncheu za dem Bonderbaren Ea^ 
schlösse , den CrininalproceBS nach seinen organischen Be- 
standtheilen in zwei Theile zu zerlegen, von denen der eine 
das Vorverfahren, der andere das Anklage- and Er-- 
kenntnissverfahren bildete, and denn so zerlegten 
Process in nachstehender Weise zu reformtren. 

Das Anklage- nnd Erkenntnissverfahren wurde mit grösserer 
oder geringerer Benützung der Prindpien des englischen Ver- 
fahrens umgestaltet. — Jnry, freie Beweiswttrdigung, Münd- 
lichkeit nnd Oeffentlichkeit des Verfahrens — aaf diese Elemente 
sollte das neae Reformwerk nicht verzichten; dagegen wurde 
befunden, das Capitel des Vorverfahrens in seiner 
frtthern Gestaltung zu belassen nnd nur mit ganz 
unwesentlichen Modificationen in die reformirte Processgesetz- 
gebnng hinOberzonehmen. 

So entstand ein Ganzes von seltsamer Constitution — 
auf dem Torso eines Tielhnndertiährigen Verfahrens wnrde ein 
nenea Werk aufgeführt, nicht anders, als ob ein Haus, dessen 
Neabaa beschlossen, nur bis zn dem ersten Stockwerke ab- 
gebrochen, von da aber einem modemislrten Umban unterzogen 
werden würde. 

Bei diesem nahezu grotesqnen Unternehmen spielte die 
Be&iedignng des nationalen Selbstgefühles keine geringe Rolle. 
Uan bildete sich nämlich ein, dass anch jener Theil des 
Strafverfahrens, dessen ümbildungsbedOrftigkeit keinem Zweifel 
unterzogen werden konnte — das Erkenntnissverfahren, ruhend 
auf Oeffentlicbkeit und Mündlichkeit, anf dem Principe der 
freien BeweiswQrdigung etc. , kein eigentliches Novnm sei, 
sondern dem französischen Rechtsleben, wie sich dasselbe bis 
zum 13, Jahrhunderte entirickelt hatte, angehört habe; man 
Uess es wohl gelten, dass das Vorbild des englischen Ver- 
fahrens manchen Einfluss auf das neue Reformwerk ausgeübt 
habe, im Ganzen nnd Grossen charakterisirte man aber die 
neue Gesetzgebong dahin, dass einerseits das bestehende 
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VerfiiEirei) des procSa & l'ettraordiiiRir« beibehalten, anderer- 
seits die PrincipieD eines bereits fr&ber bestandenen beimiBchen 
Terfahiens, rnhend auf MflndUcbkeit, OefFentlicttkeit, Anklags- 
prJQcip DDd freier Beweiswllrdigniig, abermals lar Geltnng gebracht 
worden seien. 

F. Hdlie sagt hierüber: 

„LorBqne l'assembläe Constituante räsolnt de fonder nne 
procädnre criminelle, eile se tronva, en jetant ses regards en 
arridre, en präsence de denx systömes: 

L'nn qni , bien qne composä d'äläments imporfaits et 
avec des modiücations sncceBsives, avait dang soa ensemble 
r6gl la France depnis Tinvasion germaniqne jasqn'an qnin- 
ziöme siScIe, et qni portait en Ini-mSme las grands principes 
de l'accusation pnbliqne, dn jngement par jnr^s, de la prenve 
orale, de la pnblidtä des d6bats, dn droit de defense. 

L'antre qni, deptds trois siäcles senlement, artüt sncc^dö 
an Premier, et qni avait ponr äläments l'instltntion dn 
ministöre public, la proc4dnre par enqaSte, Tinstraction Scrite 
et secröte, les prenves legales, la snppression dn droit d' aoca- 
sation et dn droit de defense. Ce denz th4ories, entidrement 
opposäes l'nne & l'antre, fondäes snr des principes distincts, 
semblaient mntnellement s'excinere. On ponvait croire qnll 
ätut permis d'opter entre leB rSgles de l'one od de Tantre, 
mais U paraissait qne ces rägles ötaient inconciliables entre 
elles. Les premidrea discasBionB qni enrent liea k ce snjet, 
dans le sein de l'aBBembläe, mirent cette opinion en InmiSre: 
les Partisans des joräs et cenx des jnges pennanents, des 
prenves legales et des prenves morales, de la procednre äcrite 
et dn döbat oral, se livrörent de longs combata. Enfin qnelqnes 
eaprits sonpQonnärent qne ces principes, qnoiqne diff4rents, 
pon?acent avoir l'nn dana l'antre des points d'appni , et 
mtoie, renfennäs dans de certaines limitos, se präter nne force 
mntnelle. 
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Le comitä de I^gislation de l'sEaembläe constltnEiite 
adopta ce Byst^me de conciliation. Les denx procidnres qni 
avaient T&gai jasqn' alors n'avalent pInB qae des niiiiea. Ha]a ' 
il choisit indifFäremineiit panni ces mioes les matärianx qui 
l'aidSrent k Clever na nouvel ädifice. 

Ala lägislation aat4rieDreaD quinzi^mesificle 
il emprnnta le principe dn JugemeDt par iuris, 
la pnblicitä des andieoceB, les preoves orales, les 
iippelB. 

A la 14giBlatioii posterienre an qninzi6me 
siöcle il prit l'institntloa dn ministöre public, 
les jnges permanents, la premifere informatioD, 
avec Bon secret, la proo6dare äcrite jusqa' an 
däbat. 

ÄiDsi Be tronverent combiuäs dans du mäme Systeme, 
concili^s dans nne mSme lägislation, Iqb principes qni tonr ä 
tonr avaieot exclnBirement rägi la France, eans jamais In! 
donner nne jnste r^presBion des crimeB. Nona ne prätendons 
pBs qne les iostitutions anglaises n'afent pas ägalement exerci 
nne pnissante inflnence dans les deliberations dn lögislatenr. 
Mais cette inSnence, diminnäe en g^nSral par les ätndes spe- 
ciales deB Dombrenz l^gistea qni aiägeaient dans l'aasembläe, 
ne parnt d^ciBlTe qne aar deas points : l'adoption dn jnry et 
des prenves orales. Anx instltntions aDciennes l'Angleterre 
rSnnniaaait ici la le^n de sa propre expirience. Snr la plnpart 
des antres points on pr6fära reprendre les r^gles de la lägiela- 
tion fran^ise," 

Bei einem derartigen Vorgeben der Le^alatire wnrde daa 
alte fi-anz. GriminalverfahreD, procös k Textraordinaire, wie ea 
sich im Lanfe der Zeiten vom 14. bia znm 18. Jahrhundert 
herangebildet hatte, nahezu Intact in die Instraction criminelle 
hinflbergenommen, nnd mit ihm Dberging die Unteranchnngshaft 
in ihrem eigenartigen Wesen, ja aogar mit allen technischen 
Bezeichnnngen nnd Benennungen. Nnn stellt sich aber dieser 
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ptocks i, l'extraordinaire eiDerseits als InqolBitionsprocess der 
reiasteu typischen Form dar, andererseitB Beben wir ihn vieder 
1d einzelnen Phasen von entachiedenen Anklageformen durch- 
brochen, eine ErBcheinang, die unr in dem hlstorlBchen Ter- 
schmelznngsproceas zwischen dem alten Anklage- und dem den 
Ketzergerichten entnommenen InquisitionSTerfahrcn ihre ErklS- 
mng findet, und von einschneidender Bedeutung tax die ein- 
zelnen ProcessorganJBmen werden musste. 

In keinem Fankte treten aber diese Gegensätze Bohärfer 
hervor, als gerade bezflglich der Ladung und Unterenchnngshaft. 

Wir sehen hier inmitten eines reinen InqnisitionsprocesseB, 
der eben zumeist im Stadium dee YorbereitnngsverfahreBS sich 
geltend macht, bezOglich der TerbOngung der tJntersuchnngshaft 
durchwegs accnsatoriscbe Formen zur Geltang gelangen. 

üeber die geschlossene Vorerhebnng stellt der Frocurenr 
seine Aotrftge bezüglich der Art der Verfolgung des Beschul- 
digten, ofc derselbe einfach vorgeladen, ob er persönlich vor- 
gefahrt, .ob er in Verhaft genommen zQ werden habe; so dass 
das ganze VorbereitnugEverfahren eine Art Basis 
fUr die genannten AntrSge zu bilden berufen ist 
und mit der Stelinng resp. der Stattgebnug der- 
selben eine nene Processphase ihren Anfang 
nimmt. 

In dem Mandat (de comparution, d'amener und d'arrit), 
das an die Stelle des alten D^cret (d'aseignä ponr 6tre ouf, 
d'ajoumement peraonnel und prise de corpa) getreten war, und 
das nur aber die GonduBions des Ft-ocnrenr erlassen werden 
durfte, sehen wir eine wahrhaft richterliche Entscheidniig aber 
einen contentiOaen Terfolgongaantrag in einen reinen, mit allen 
Mitteln der Heimlichkeit und Schriftlicbkeit ansgestatteten Inqni- 
sitionsprocess fainetoragen, wir sehen die Einleitung einer neuen 
Procesaphase vor uns, die sonderbar genug erst jetzt an die 
Person des Beschnldlgten herantritt, während dieselbe der Form 
nach früher ganz aus dem Spiele gelassen wird ; and diese for 
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die Begriffe noBeres InqulsitloneproceBseB bü Bonderbare Qestal- 
tnng, dieser bo ganz fremdartige OrgODiBmuB abergeht aaf dem 
oben geBchilderten Wege einer eigenthttmlichen legialativeii 
Tliätlgkeit znnäcbst in deo Code d'iaatrnctdon criminelle ond 
von da durch eine mehr als gewlBBenhafte Reception nach 
Oesterrelcb ond DentBchland, nm hier die BaslB — der Be- 
GUmmnngen fOr die Handhabung der Untersnchnngshaft za 
werden. 

Farwahr ein sonderbares OeBcbick, welches hier imBer 
InBtitnt ereilte I 

Gewohnt, der Person dea Beschuldigten vom Uranfänge 
des Verfahrens nachzuspüren, sich ihr zq nähern, sie dnrch 
Verhöre, GegenOherstellung zur Hanptqnelle nnaerer Proceaa- 
kenntnisB zn machen nnd als solche in ergiebigster Weise zu 
benfltzen : adoptiren wir betreffs der Vorladung, der VorfUhrnng 
und Verhaftung ein System, daa die DarchHlbrang eines ganzen 
Verfahrens voranssetzt, ehe in beatimmter solenner Form an 
den Beschuldigten herangetreten werden kann ; adoptiren ein 
System, dessen Ursprung sich direct auf die alten Eeteerinqui- 
sitionea zurückfahren lässt, bei denen das eigentliche Vorgehen 
gegen den Beachnldigteu allerdings sich formal bereits anf ein 
gewisses Maas von Schul dwabr schein lichkeit atatzen mnsBte, 
um die Orftuel nnd Schrecken des Verfahrens zn rechtfertigen 
oder zu entschuldigen. 

Die Sfstemloeigkeit oder besser gesagt die Systemwidrig* 
keit dieses Vorgangea liegt klar am Tage, eine Reform der 
UnteTBuchnngshaft wird aohin, nm erfolgreich zn sein, vor Allem 
von der Erkenntniss dieser Mängel nnd Gebrechen der Stellnng 
des Institutes im Vorverfahren ihren Ausgangspunkt nehmen 
mfisaen. 
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B. Eaglischer Criminalprocess. 

Marqnardsen, Ueber Haft und Bürgscbaft bei den AugeliacIiBen 
8.14,15, 17, 19, 32, Sß,60,66. Waitz, Deatscbe YerfatsnsgsgeBcbicHt« 
I. Band, Beilage I. S. 441, 448. Oneist, Qeschicbte imd bentige 
QeBtaH der englischen Communal Verfassung I. Abth. S. 18 — 29, 
68-104, 1B9— 171— 188, 308—311, 364-368. n. Abth. «0-438, 
672—698, 7K— 788, 897— 905. BesBelben Engliachea Verwalhmgs- 
recht L Band 8. S-62, 124—182, 820-333, 876-887. Desselben 
Selfgovernment, I. B. 8, 1—11. Lappenberg, Oeecbichte von 
Ei^land VI. Abtb. S. 601-606. Philipps Versnob einer aeechichte 
des angelsäobEÖschen Bechtes. Desselben Sngliaobe Reichs- nnd 
Becbtsgescbicbte seit der Ankunft der Normannen II. Band. S, 261 — 277. 
B i e n e r, Qescbicbte des Tnqnisitionsproceeses. S. 238 — 244. Desselben 
Das englische Gescbwornengericht L Band 8. 80—98. Mittermaier, 
Das dentdohe Strafverfahren I. B. S. 18S— 162. Desselben Bngl.- 
sobottisohes und nord amerikanisch es Strafverfahren S. 64—130. Des- 
selben Die neuesten engl. Gesetze über den Wirkungskreis und 
die rechtliche Stellung der Friedensrichtor in Strafsachen, Kritische 
Zeitschrift für Eecbtswissenschaft und Gesetzgebung des Auslandes 
XXI, B. V. Zachariä, Handbuch des dentscben Strafprocesses 
I. E. S. 161 — 166. Meyer, Esprit, origine et progrta des inst, jud. 
8.61-76,112- 123. Sonntag, Die Entlassung gegen CautionS. 99— 101. 
Picot, Beoherches sur la mise en libertä sous cantion p. 72 — 84. 
Qennep, Disqmsitio historico-juridica de cautione in re criminali 
a reo praestanda. EöstHn, Der Wendepunkt des dentscben Straf- 
verfahrens S- 330-337, 348—370. Stephen-Mühri, Handbuch 
des englischen Stra&ecbteB. II. Abth. S. 392—414. Glaser, Das eng- 
liBcb-scbottiscbe Strafverfahren S. 84—91. Fiecbel, Die Verfassung 
Englands 8. 94—101, 267—272, 273-278, 2B6-288, 340—347. Hei nze, 
Zum Verständniss der sog. Voruntersnchnng im ei^Iiaoben Straf- 
verfahren, Allg. D. Strafrechtsztg. Jahrg. 1863, 4. Heft. Desselben 
Die SicherheitsbesteUung für den Angeklagten im engliscben Ver- 
fahren, Allg. Oest. Ger.-2tg. Nr. 11-U. 

Die Bedentnng, die das Institut der TJntersncbnngBhaft 
im englischen Criminalprocesee erlangt bat, ist fQr die Ent- 
vicklong der Üntersnchnngshaft nacli heuUgem Rechte nicht 
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ohne bedeutBamen Einfinss geblieben. Wenn anch der Form 
nach der Code d'inEtroction vom J. 1808 der dentacben und 
österr, Strafprocessgesetzgetiaiig rttcksichtlicb der BeatimmtiDgeii 
über die ÜDlerBncbnogshaft Enm angenscIieiaUcbeD Vorbilde 
diente, so ffarea nnd sind doch die Bestimmangeii des engliechen 
CrimiDalTerfahreDS in einer zweifachen Richtuog als Unterlage 
der continentalen Gesetzgebang rfickeichtlich des Institutes der 
ünterBachottgebafl anznseben; einmal, insofern sie trotz des 
angenscheiolichen Strebens der franz. constituirenden Yer- 
sammlang, zu heimischen Vorbildern mnickzakehren, in den 
Code d'instrnction znm mindesten in einzelnen Pnnkten wie 
z. B. betreffs der Caationsleistnng einen wenn auch nnr 
wesentlich beEchrBukten Eingang fanden; andererseits insoweit, 
als die Osterr. and dcntEche Proceaslogislation bemüht war, 
Aber das Vorbild der franz. Gesetzgebung hinansgreifend ein- 
zelne Bestimmangen des englischen CriminalprocesseB betreffs 
des Institutes der Untersuchungshaft hinOberznnefamen nnd dem 
adoplirten Organismas des franz.-rhein. Strafverfahrens elnzu- 
fOgen, — Thatsachen, die schon an sich eine gedrängte Bedacht- 
nähme anf die UnterBacbangshaft des englischen CriminaN 
Verfahrens zur Pflicht machen wflrden, des Umstandes iiieht zu 
gedenken, dass die weitere Entwicklung des Institutes mit 
zwingender Nothweudigkelt auf eine eingehende Berücksichtigung 
der Bestimmungen des englischen Rechtes verweist. 

Zum Zwecke der Darstellung der Uotersnchnngshaft im 
englischen Criminalprocesse werden wir ons znn&cbst mit der 
englischen CrimioalgerichtsverfasBUDg und dem englischen Crimi- 
ualverfabren in seiner heutigen Gestalt , sodann mit dem 
Institute der BQrgschaft im engliacbeü Strafverfahren zu be- 
schäftigen haben. 

AoB dieser so gegliederten Darstellung dürften sich jene 
Gesichtspunkte ergeben, die fflr die Beorthellnng des hentigen 
Standes der Untersuchungshaft und for die legislatorische 
Entwicklung derselben von massgehender Bedeutung sind. 
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I. Die engliache CriminalgericbtsverfasBang 
nad das beutige englieche CriminalverfahreD. 

Die englische CrimlaalgerichtsTerfassiiDg der Jetztzeit 
kann in ihrem eigentlichen WeBen erst dann und nur dann 
erfasBt werden, wenn ihre historische Entwicklang ins Auge 
gefasst wird, der wir sohin, angelehnt an die Ergebniase der 
Forschnngen eines Philipps, Lappenberg, Marqnardsen, Gneist, 
Biener n. A. eine gedrängte Darstellung zn widmen haben 
werden. 

In der angelsAchBischeu Periode begegnen wir den 
Gerichten in zwei festen Abstnfangen; zunächst dem Graf- 
Bchaftsgericht, shir-gemote, welches sich jährlich zweimal 
versammelt; sodann dem Hnndertschaftsgericht, hundred- 
gemote, daa monatlich znsammentritt. Ersteres, hervorgegangen 
ans den Landeaversammlnngen der kleinen E&nigreiche, ist eine 
Versammlnng ron Qrossbaoern — Thanen — , flbt die eigent- 
liche Strafgewalt , während die II n n d r e d auf der alten 
HeereBTerfasBoDg ruhte und die leichteren Straffälte zn ent- 
scheiden hatte. 

Von kÖDiglicben Beamten lenkten und leiteten diese 
Volkagericbte firOher der Ealdormao ala königlicher Statthalter 
(Anverwandte dea EGnigs, BiachOfe, mediatisirte Häuptlinge), 
dann aber, als der Ereia der Geschäfte za gross wurde, ein 
königlicher Yogt, Landvogt, „Shirgerefa" (der ap&tere 
Sheriff), der anfangs ein Assistent des Ealdorman (Earl) 
später ganz in die Stelle desselben trat, ohne jedoch dsrnm 
dessen Würde zu Übernehmen. 

Dieser Gerefa war es, der nie der Turglnas bei den 
Franken die Urtheile zn vollstrecken, die Verbrecher gefangen 
2v nahmen nnd zn verwahren hatte, die Bossen einzog, Pßin- 
dnngen vomabm und allmonatlich das Oericht der .Hundert- 
schaflsversammlnng" abznhidten hatte. 
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Anch dem EdDig ist eine Snmnie Ton Gewalten einer 
hfihern Gerlditsbarlieit flbertngen. ZnnäcbBt steht Ihm die 
ErneDnnng der Ealdormen und Shirgerefa's zn and dann tritt 
er bIb Gerichtsherr onmittelbar and vor jedem Gerichte ein, 
wenn der von ihm ernannte Richter seine Pflicht veraaumt. 

Ungleich bedeatnngsvoller jedoch als die Gerichts- 
gewalt ist die Polizeiherrlichkeit des angelaftchsischen 
EOnigs eis obersten Bewahrers des Friedens. 

Schon in der angelsächsischen Periode war der germa- 
nische Volksfriede allgemach ia den EOnigsfrieden über- 
gaogeo, und aus diesem allgemeinen and fOr besondere 
Personen, Orte nnd Zeiten verkflndeten besonderen Frieden 
floss ein Recht der königlichen Friedensbewahning, zn dessen 
Geltendmachong der ECnig mit einer Reibe von Befngnissen 
ausgestattet wurde, die gerade anf dem Gebiete der persünlichen 
Freiheit von' höchster Bedeutung sind. 

So konnte im Grande des königlichen FriedeDEbewahmngs- 
rechtes anch in Friedenszeitcn durch den Shirgerefa die Aaf- 
bietang des Yolksbannes zur Verfolgung und Ergreifung 
von Fried ensbrechem erfolgen , and die Hundertschaft and 
ZehutschafC der Yolksmiliz (Hnndred u. Trithings) wurden in 
Person ihrer Vorsteher für die Erhaltung des Friedens, d. h. 
för die Ergreifung, Festhaltung nnd Verfolgung 
verantwortlich gemacht. 

Sicherbeitsgef^hrliche Personen massten Bürgschaft far 
ihr 'Woblvorhalteu stellen nnd landlose Lente wurden genOthigt 
sich einer Zebntschaft anznschliessen oder einen grandbesitzenden 
Herrn zn Bachen, der eine Art ständiger Processbflrgschaft 
f(lr sie übernahm. 

Bei so ausgebildeten Rechtsverhältnissen konnte die 2. 
Periode der Entwicklung des englischen Strafrechtes, die so- 
genMinte normannische Perlode ohne besondere Schwierigkeit 
anknüpfen, zamal ans Gründen einer klagen Staatepolitik der 
Eroberer sich als legitimer Nachfolger des überwundenen 
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angelHBchsUcken EOoigs gerirte nnd die ZnGicheniiig gab : „die 
gDieo and bewährten Gesetze Edoard des Bekenaers aafrecht 
halten m woUeD." 

DoTDiD sehen wir in der normanniBChen Periode zanftchst 
die GerichtsTerfaBBiing sich an die aDgelsächsiache anschlieBsen 
and die alten OerichtEbezirlce nur mit folgenden minder wesent- 
liehen UmänderangeD in die neue YerwalCnng übergehen. 

Das OrafschaftBgericht hält nanmehr 12 Sitzaagea 
jfthrlich, nm die Menge der von dem Qandertschaftsgericht an 
dasselbe devolvirten CivilproceBBe nnd die kleinen Straff&lle 
abznthnn, nm alB aelbat diese erhöhte ThUtigkeit nicht mehr 
ausreichte, nm die Unmasse mittlerer StrafFftlle abznartheilen, 
zweigt sieb ans dem Orafschaftsge rieht noch ein Tarnus 
TicecomitiB — Sheriff-Tonra ab, eine Einrichtung, gemftss 
deren der Vorsteher der Grafschaft — vicecomes — wenigstens 
2 Mal jährlich die einzelneu Hnudertachaften bereist and in 
denselben als königlicher Commissär au Ort und Stelle richtet. 

Das Hnndertschaftsgericht behielt in den geringfllf^en 
Strafsachen seine ursprüngliche Competenz und entwickelte flber- 
dies eine später zn erörternde BtlgethUigkeit. 

Für die grosseren StrafF&lle trat die Gompeteni der 
c n I i a r e g i s, des köDiglicben Gerichtshofes b folgender 
Form ein. 

Schon in der angelsächsischen Periode waren nnter dem 
Könige Crnt gewisse schwerere Bassf&lle fOr daa ki^iigUche 
Hofgericht reservirt worden ; die Zahl dieser Fälle wachs 
bereits nnter den ersten Normannenköiiigen als feloniae contra 
pacem domini regis nnd bald nrtheiUe die curla vegis ttber 
nahoEU sämmtUcbe schwerere Fälle, aber die s. g. placita 
ooronae durch die Absendung der jaaticiarii itinerantes 
welche in beslimmten Zeitabschnitten, von Bezirk zu Bezirk im 
Ijandfl umhcrreisten (circnits), um die königliche Gerichts- 
barkeit als Oelegirte der cnria regis anszuQben. 
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In die Stelle des angelsächsischen Sbli^erefa (Sheriffa) 
trat nater Annahme seines Namens der normannische Vice- 
comes (Baillif), derselbe führte den Yoraitz im Orafschafts- 
gericht, in den Hnndreds nnd in den vom Grafsciiaftsgerichte 
abgezweigten GcrichtsTersammlnngenSheriff-ToDm; seine hanpt- 
B&chtiche Wirksamkeit entwickelte er aber als Polizeivogt des 
EdnigB in dem nunmehr in bedeutsamster Weise erweiterten 
Institute der königlichen Friedenshewahmug; in dieser seiner 
Stellung hat er für die Bewahrungdes Friedens in 
der Grafschaft zu sorgen, hat die Fr ie den sh rech er 
za verfolgen, sie in Haft zu nehmen, BOrgschaften 
für gutes Verhalten abzuverlangen und PolizeibnGsea 
' — Amerciomenta zu verhängen. Der König endlich steht an 
der Spitze der Gerichts- und Folizeihoheit 

In ersterer Beziehung läset er die Gerechtigkeit in seinem 
Namen darch die oben erwähnte curia regis verwalten, während 
er in letzterer Beziehung den Mittelpunkt eines Systems bildet, 
das fflr die Entwicklong der Unteranchungshaft von der gröasten 
Bedeutung ist 

Im Grunde dieser königlichen Folizeihoheit wurde nämlich 
zunächst die Haftung der Zehntachaft tär die Verbrechen der 
Mitglieder verst&rkt und auf den Verband der Hundertschaft 
aasgedehnt. Jedermann musste, wenn er nicht unter einem 
höheren Schutzherm stand, einer solchen Zehntschaft angehören 
nnd die Vlaitation einer solchen Vereinigni^ (visus franci 
plegii, vue de franc pl^ge), welche von dem Vicecomee aof 
aeinem Tnmns durch die Hundreden durchzofUhren waren, 
führten zur Verhaftung oder Bürgschaftsleistung aller jener, die 
nicht einem aolchen Verbände angehörten. 

Weitera entwickelte sich ein System organisirter 
Rflgepflicht der Gemeinden, daa in Verbindung mit der 
allgemmnen nnd besonderen Pflicht der Friedenabewahrnng 
der königlichen und Gemeindebeamten der Untersuchnngahaft 
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eine intensive and extensive Ansdehnniig gab, die sie in der 
aDgelsäcbsisclieD Periode nie za erlangen vermochte. 

Zanächst trat d&s Bageverfahren der königlichen Jasticiarien 
bezttglicb der placita coronae auf. 

Sie legen der ihrer harrenden nnd vor ihnen ans den 
einzelnen Hnndreden versammelten Rflgejary eine ganze Reihe 
von capitnla als Fragen vor — capitola itineris, — deren 
Beantnortnng die Verfolgung der Beinzichtigten nnd inshe- 
sondere die Gefangennahme derselhen nnd Ablieferung in das 
Qe^gniss znr Folge hatte, wenn dies nicht schon froher von 
der znr Wahmng des Friedens verpflichteten Qemeinde Belhst 
geschehen war. 

Der ROgeth&tigkeit der Jnaticiarien wnrde die des Sheriffs 
— vicecomes — nachgehildet, der nun anch hei dem Umgange 
der Hnndreda nnd hei dem von dem Qrafschaftagericht abge- 
zweigten SherifFstonrn Rttgejnr^'s abhielt; anch hier ist die 
Arretirnng des von der Ragejnr^ Beinzichtigten oder die 
üebernahme des von Itfitgliederu der Jnry bereits dingfest 
gemachten Beschnldigten in das Grafschaftsgefängniss, oder 
endlich die BUrgschaftsleistang seitens des Beschnldigten znr 
Termeidnng der Haft der Hauptzweck des Verfahrens. Im 
GeftngniBse hat der fieinzichtigte zn bleiben, bis er im „Wege 
Rechtens" d. h, dnrch das Gericht des Sheriffs oder eines 
Jnsticiarias darans befreit wird. 

Aach der Beginn der Wirksamkeit des Coroners fällt in 
diese Periode. Derselbe hat seine gerichtspoltzeiliche Thfttigkelt 
zn beginnen, sobald ein Uensch anscheinend anf andere Weise 
als dnrch uatariichen Tod sein Ende gefanden hat; er hat 
aaper visnm corporis, also wenn die Leiche vorhanden ist, eine 
3mf aas den nächsten 4 bis 6 Gemeinden zusammen zu bemfen, 
bat mit ihrer Hilfe zn nntersachen, was fftr eine Todesnrsache 
Toriiegt, wer den Tod verursacht habe, und die nOthlge 
Arrestation za verfOgen, am den Beschnldigten mit dem 
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anklagenden Yerdicte der Jury an den JuBtidarins fibergeben 
zu können. 

Den AbscUnsB der normäuniBchea Periode bildet die im 
J. 1215 erlassene Magna Charta, die bezfiglich der Jaetizver- 
waltnng folgende wichtige Grandsfttze aofstellte, durch velche 
nicht BQ sehr nene Terfttgongen getroffen, als vielmehr die 
biEherigen einzelnen Beatimmungen dauernd befestigt and za 
YerfasBangsgrnndgesetseu des englischen Volkes erhoben werden 
sollten; zunächst der Gnuidsatz, dasB die Polizeistrafen, Amer- 
ciaments, nach der Schwere des Vergehens — also nicht mehr 
nach blosser WillkQr verhängt and vollzogen werden Bollen; 
zwei reisende Richter sollen jede Grafschaft einmal im Jahre 
bereisen and daselbst, unter Beisitz von 4 Bittero, Gericht 
halten; den Sheriffs, Constablem und Baillifs wird strenge 
untersagt, über die als placita coronae erklärten Vergehen 
Gericht ZQ halten; endlich allen voran der monamentale 
Grundsatz: Nutlus liber homo capiatnr vel imprisonetar aut 
dissaiBiatnr aut utlaghetar aut exnletur aut aliqao modo de- 
straatur, nee Bnper eom ibimns, nee snper eum mittemns nisi 
per legale Judicium pariom enornm vel per legem terrae. 

Hiednrch wurde das Verhaftungsrecht der Organe — waa 
von höchster Bedeutung war, an die Bestimmungen des Gesetzes 
geknüpft and jeder Willkflr bezOglich der Art, insbesondere 
aber bezflgtich der Dauer der Gefangenschaft im wirksamer 
Riegel vorgeschoben. Die hohe Bedeatung dieser Grundgesetze 
lag und liegt, wie wir sehen werden, nicht etwa darin, dass 
es fortan weniger Verhaftungen geben sollte, sondern darin, 
dass das Verbaftungsrecht unter die strengste Gontrole des 
Gesetzes und unter den Sprach des Gerichtes gestellt wurde 
und es fortan auch in England so blieb — während der Con- 
tinent immer and immer wieder zu dem Systeme zurückkehrt, 
die Verhaftung unter die discretionäre Gewalt der verhaften- 
den Organe zu stellen; ein höchst marquantes Moment, von 
dem noch des Weiteren gesprochen werden moas. 
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la der naDmehr folgenden dritten sog. reichsständigen 
Periode wurde die Grundlage za der noch geltenden Ge- 
richlB-TerfaBBnng in nacbstehender Weise gelegt. Das Graf- 
scbaftEgericht, das Hnndertscbaftsgericbt und der Sfaeriff-Tonrn 
treten zwar in die nene Periode in ihrer oben geschilderten 
Compotenz noch ein, aber sie sterben während derselben all- 
mählig ab, wenn sie aach oicbt formell und aoBdrttcklich auf- 
gehoben werden; üiie Wirksamkeit erlischt, indem neben ihnen 
neue Gewalten geschaffen werden, die ihre anfänglich concnr- 
rirende Wirksamkeit immer mehr erweitem , bis jene der 
ersteren vollständig erliecht. 

So absorbirt der neu organisirte ständige königliche 
Gerichtshof, Conrt of Eing's Bench nnnmehr die Gerichtsbarkeit 
Über alle Strafsachen bis zu den kleinsten Uebertretungen 
herab, doch so, dass der Ankläger gewöhnliche Falle vor das 
neu creirte Organ des Friedensrichters, von welchem weiter 
unten die Rede Bein soll, bringen kann ; die kCniglicben Rlchter- 
collegien absorbiren hinwiedernm allmftlig das Personal der 
besonders ernannten reisenden Richter — jOBticiarii itiiierantes 
— nnd treten in Form besonderer Oommissioueu — als der 
CommiBsion of oyer and terminer, of gaol delivery — in regel- 
mäaaige Yerbiudnng mit den BQge- nnd Beweiscommissionen 
der Grafschaft Dagegen büsste der Vicecomes — Sheriff — 
den gröBsten Theil seiner Justizrecbte.ein; es blieb ihm zwar 
noch eine Zeit lang das Recht des ersten Angriffs der Inqtä- 
sition nnd der Strafgewalt in den Meinen Bassfilllen anter 
Mitwirkung der Gemeinde, aber die Voruntersnchung unter Mit- 
wirkung der RQgejnry's der Zehnt- nnd Hnndertschaft, das Recht 
gegen BUi^schaft auf freiem Fasse zu belassen, wurden ihm ab- 
genommen und ebenso wurde seine Polizeigewalt, wenn er auch 
formell Friedensbewahrer blieb, wesentlich beschr&nkt. — All 
diese Rechte nnd Befugnisse, die mit dem Verhaftungsrechte 
in engster Verbindung standen, übergingen auf ein neues Organ, 
das noch heute mit den ihm untergeordnetes Fanctionftren 

Zueker. nntermchiii^aliftft. g 
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bezQglich der Befugniss der Verhaftnng die HaaptroUe spielt, 
nod dies ist der Friedensrichter der Grafschaft, 
dessen historische Entwicklnog wir in kurzen ZUgen darznstelleD 
haben werden. 

Schon bei demRegiernngsantritteEdnard m (132 7 — 1377) 
wurden zur Nie derb altnng allgemeiner Uomhen dnrch eine 
Ordonnanz zunächst als Hilfsbeamte des Sheriffs nnd der 
reisenden Richter „Bonoes gens et loysnic assign^es h. la Garde 
de paix", besondere Polizeiherren fflr die einzelnen Grafschaften 
ernannt; als diese, so wie später FriedenscomiulssioDen sich 
bewährt hatten, erfolgte im J. 1360 die Einsotznag von Kreis- 
poHzeiherren (Friedensrichtern) — Jnsticea, Custodes pacis - 
durch 3i. Edw. III c. 1. mittels folgender Bestimmang:' 

bIü jeder Grafschaft soll ernannt werden zur Erhaltung 
des Friedens ein Lord und mit ihm drei oder vier der Respec- 
tabelsten in der Grafschaft nebst einigen Rechtsgelehrten; und 
sie sollen Gewalt haben zu bändigen die Gesetzestlbertreter, 
Aufruhrer und alle andern Ruhestörer, und sie zu verfolgen, 
zn ergreifen, in Haft zu nehmen nnd zu zflchtigen nach 
Mass ihres Vergehens nnd sie in das Gefängniss setzen 
lassen nnd sie gebührend bestrafen nach dem Gesetz, nach 
den Gewohnheiten des Reichs .... und anch zn hOren, zn 
verhandeln und zu entscheiden auf Anklage im Namen des 
EOnigs alle in der Grafschaft begangenen Felonies nnd Uober- 
tretnngen nach den vorgedachten Gesetzen und GewobuheiteD." 

Der Inhalt der Eriedenscommissionen war nun ein 
doppelter: 

1. Bewahrung des Friedens d. h. Ergreifung, Verhaftung, 
Zwangsböi^Echaft nnd alle sonstigen Polizeigescbäfte , welche 
herkömmlich in der Amtsgewalt der normannischen Vicecomites 
— Sheriffs — lagen. 

2. Die AnsBbnng einer mit den reisenden Richtern 
concnrrir enden Criminalgewalt , die sie znuichst mit der Jory 
anszuüben haben, während ihnen spätere Gesetze die selbst- 
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ständige Entscbeidoog Über Ideinere F&lle Obertnigen, die sie 
entweder allein oder ia- ihren CoMegial- Sitzungen abzutbon 
bemfeD eind. Das Personal dieser Friedensrichter warde durch 
königliche Eroennnng theils ans dem grossen Onmdbesitze, 
theils aus den Rechtsgelehrton entnommen. 

Diesen Friedensrichtern wird in Bpßterer Erweitemng 
ihrer Competenz das Vornntersnchnngsamt für Straff&Ue aller 
Art übertragen, indem ihnen die Befugniss eingeränmt wird, 
Bürgschaft (bait) für den Angeklagten zu nehmen, ein Verhör 
(examination) mit dem Beschuldigten durchzuführen, eine Infor- 
mation der Ankläger entgegenzunehmen and EIAger und Zeugen 
mittels Cautionsbestellaog (recognizance) zum firecheinen in der 
Gericbssitzong anzuhalten. Als nnterstützende Organe dieser 
gerichtspolizeilichen Thätigkeit der Friedensrichter treten nun- 
mehr auf die aus den BDgejury's der Ortschaft und 
Hundertscbaftgemeinde (tithing und hundred) hervorgegangenen 
Friedensbewahrer niederer Ordnung — Constables und High- 
Constables — , während die Jury der Grafschaft sich zur soge- 
nannten grossen Jnry (grand Jury) entwickelt and als solche 
den einzelnen Hundertschaften die Anklagepflicht abnimmt, indem 
sie die bei ihr Qberreicbte Klage zu einem Indictment erhebt, 
auf dessen Grandlage allein, wenn nicht eine vom königlichen 
Gerichte erhobene Information vorliegt, zu der Kröffnnng der 
Haoptverhandlong geschritten werden darf. 

In eine ähnliche mehr controlirende und bestäUgeude 
Wirksamkeit trat fortan auch die Jnry des Coroners, während 
ihm selbst die Pflichten und Rechte des Yornntersncbnngs- 
richters unserer Tage übertragen wurden. — 

Wir wenden uns nunmehr znr gedrängten DarstelluDg 
des heutigen englischen Criminalverfahrens , insofern es mit 
dem Institute der üntersnchnngshaft zusammenhängt. 

Die englische Voruntersuchung erscheint durch das Gesetz 
vom J. 1848 (U. 12. Victor, c 42, 43, ii), insoweit dieselbe 
durch den Friedensrichter (in einzelnen Städten durch einen 
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besoldeten Polizeirichter) geführt wird, in (ol gen der Weise 
geregelt. 

Der Friedensriclitcr (oder Polizeirichter) iBt ermSchtigt, 
einen Vorfflhrnngs- oder Vorladaugsbefehl gegen jede Pcfbod 
zn erlaesen, gegen welche (eidliche) Klage oder Beschnl- 
dignng erhoben worden ist, dass die Person innerhalb des 
Oerichtsbezirkes des Friedensrichters Verrath (treason) oder 
Felony oder ein anderes Strafgericht lieh zu verfolgendes Ver- 
gehen verübt habe, oder dessen verdächtig ist, oder wenn das 
Verbrechen ausser dem Bezirke verübt ist, dass die Person 
sich in seinem Bezirke aufhSlt. 

Der FriedeDSriehter kann das erste Mal einen Vorladnngs- 
befehl erlassen, erlässt aber einen Haftbefehl, wenn dem ersten 
Befehle nicht Folge geleistet wird. 

Wird ein Angeklagter gehörig vorgeladen und ist er nicht 
zu Gericht erschienen, so soll ein Zeugniss über das Nicht- 
erscheinen vom Gerichtsschreiber ansgestellt werden; wird 
dieses Zeugniss einem Frieden srichter-vorgelegt, so soll dieser 
sogleich einen Haftbefehl ausstellen, den Angeklagten ergreifen 
lassen nnd bis znr Gerichtsverhandlung über die Anklage im 
Geßngniss behalten oder Btlrgscbaft fordern. 

Der Vorladtings- oder Verbaftsbefehl wird daranf gestellt, 
dass der Vorgeladene vor dem den Befehl erlassenden Frie- 
densrichter oder einem andern Friedensrichter der Grafschaft — 
des Gerichtsbezirkes — erscheine. Derselbe hat das Vergehen, 
dessentwegen er erlassen wird, und den Namen oder sonstige 
bestimmte Bezeichnung des zu Verhaftenden zn enthalten nnd 
soll in dem Gerichtsbezirke des Friedensrichters, oder wenn 
die Person anf frischer That verfolgt wird, in den benach- 
barten Bezirken innerhalb 7 Meilen von der Grenze vollstreckt 
werden. 

Ist derjenige, gegen welchen der Haftbefehl erlassen ist, 
entflohen, so gestattet das Gesetz knrzweg, dass durch eine 
Art von Indossament (backed) der nrsprQnglicbe Haftbefehl zur 
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Voll Streckung in Jedem andera Oerichtsbezirke, in dem der 
Uebertreter sich aufhält, ansgedehnt werde. 

Der ConBtable kann in diesem Falle den Verhafteten 
vor jedweden Friedensrichter fahren nnd dieser ist ermächtigt 
den Verhafteten ebenso zn vernehmen, als ob er den Ver- 
haftsbefehl selbst wlasseo, oder mit dem, der ihn erlassen, in 
Einem Grafschaftebezirke fongiren wtlrde. 

Eine Verhaftang kann anch ohne Haftbefehl erfolgen dnrch 
den Friedensrichter, wenn in seiner Gegenwart eine Felony 
vertlbt wurde, und in diesen Fällen auch dnrch den Sheriff 
and Coroner innerhalb der Grafschaft. 

Ebenso kann der Cons table Jeden, welcher vor seinen 
Angen einen Friedensbrnch — zn dem auch Vergehen geringerer 
Gattung gerechnet werden — verübt, ohne Verhaftsbefehl verhaften 
und vor einen Friedensrichter bringen; ja er kann dies sogar 
anch dann, wenn die Ueh elthat nicht in seiner Gegenwart 
verübt, die Beschnldignng aber wegen Felonie oder schwerer 
Verwundung mit gewisser Stärke aufgetreten ist — wenn sie 
nämlich zn den „vernünftigen" gezählt werden kann. 

Unter diesen Umständen können auch Wächter und Büttel, 
ja seibat Privatleute ohne Haftbefehl die Verhaftung vornehmen, 
. nur dass sie eine bedeutende Verantwortlichkeit fOr das Vor- 
handensein eines Verbrechens übernehmen. 

Schliesslich wird der Verhaftung mittelst Hue and Cry 
ein bedeutender Spielraum Engestanden; es ist dies das alte 
Verfahren des Common Law, in welchem derjenige, der eine 
Felony — Verbrechen mittlerer Art — begangen oder eine 
gefährliche Verwundung beigebracht hat, durch Stossen in 
das Hörn und Rufen verfolgt wird. Dieser Aufruf kann ent- 
weder durch einen Befehl dea Friedensrichters oder von einem 
Unterbeamten dea Friedens oder von ii^end einer Privatperson, 
die von einer Felonie sichere Eenntniss hat, veranlasst 
werden. 
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Wer den Aafrnf ergeben ISsst, mtiBB den Constable der 
Ortschaft (vlll towo) von allen Umstanden und der Person des 
Tbfiters in Kenntoiss setzen, hierauf mnes der Constable seine 
eigene Ortschaft darchsncben, alle benacbbarten Ortschaften 
aufbieten nnd den Tbater za Pferde nnd za Fusse verfolgen; 
Jedermann ist berechtigt, nnter gewissen Umständen sogar 
verpflichtet, sich der Terfolgnog des Uebeltbäters anzn- 
scbliessen nnd den Verhaftenden bei Anstlbnag seiner Function 
werktliStig za nnterBttltzen, 

Ist die Verbaflinng vorgenommen norden, so mnss der 
Verhaftete, sobald es Tornünftigerweise möglich ist, vor den 
Friedensrichter gebracht werden. Dieser mnss mit Beschlen- 
nignng, sobald es nnr die Umstände des Falles gestatten, die 
Untersncbnng (examination) vornehmen und durchführen, um 
über den Gefangenen oder Vorgeladenen durch gefängliche 
Einziehung, Auferlegung einer Bürgschaft oder Lossprecbung 
von der Beschntdignng Verfügung zu treffen. 

Zu diesem Zwecke werden Zeugen vorgeladen nnd in 
Gegenwart des Beschuldigten verhört; erscheinen die Zeugen 
nicht, so kann ein Haftbefehl wider sie erlassen werden, der 
übrigens auch dann Platz greifen kann, wenn der erscliienene 
Zenge nicht antworten will. 

Eine weitere Zwangsmassregel wider die Zengen findet 
dadurch statt, dass der Ankläger (prosecutor) and die Zeugen 
durch eine bindende Erklärnng (recognizance) verpflichtet 
werden, bei der Hanptverhandlung wider den Beschuldigten zu 
erscheinen. 

Binnen 24 Stunden nach Schluss der Voruntersuchung, 
die binnen längstens 14 Tagen beendet werden mnss, hat der 
Friedensrichter did oberwähnte Verfügung (committement) za 
treffen, gemäss deren der Beschuldigte entweder losgesprochen 
(discharge) oder ins Gefilngniss geschickt werden muss, letzteres 
allerdings nur in dem seltenen Ausnabmsfalle, als Bürgschaft 
für das Erscheinen vor Gericht nicht geleistet werden kann, 



^düvGoot^lc 



I8& 

oder dieselbe nach beBondom geGetzlichen Bestdmmangen nicht 
zulässig ist. 

Die Anhaltang im GefSnsnisse geschieht sodann in der 
denkbar schonendsten Weise für den Beschuldigten. 

Es ist ihm der freiestc Verkehr mit dem ßechtsanwalt 
und mit seinen Frennden „zut Einteitaag seiner Tertheidigang" 
gestattet, er darf sich seinen Unterhalt nnd die Bequemlichkeit 
auf die ihm am besten zusagende Welse besorgen und kann 
sogar die Herstellung von Kranken- nnd Badezimmern verlangen. 

Verschieden von der Thätigkeit des Friedensrichtere in 
der VoruntcrBuchuDg ist die Thätigkeit des Ooroners in 
derselben. Dieselbe ist, während in der Thätigkeit des Friedens- 
richters die Anklageformen deutlich and prSgnant hervortreten, 
ihrem innern Wesen nach inqnisitorischer Natur, was nicht 
ohne EinäusB anf die Entwicklung nnd Stellung der Unter- 
enchungshaft in derselben bleiben kann. 

Der Goroner tritt in die Action, wenn Jemand in dem 
GeßlDgaisse stirbt, oder gewaltsam oder plötzlich nm's Leben 
kömmt, nm zu nntersncbeo, anf welche Art der Tod erfolgte. 

Das Verfahren wird eingeleitet und durchgeführt „super 
Visum corporis", indem zunächst eine Jory ans der nächsten 
Nachbarschaft zQsammengerufen und anter ihrem Beistande 
Zeugen, Sachverständige, ja selbst der Verdächtige abgehört 
werden. 

Es gibt sodann nach Anleitung des Coroners die Jury, 
die wenigstens aus 12 Genossen bestehen mngs, ein einstimmiges 
Verdict über die Todesursache ab, eventuell mit dem Beisätze, 
dass Der und Jener für den Th&ter zu halten sei. 

Der Beschuldigte muss nnnmehr, wenn er nicht schon 
früher als Verdächtiger in Arrest gesetzt wurde, vor dem 
Coroner erscheinen und wird von ihm, wenn er nicht hinreichend 
Bürgschaft leisten kann, in's Gefängniss gesetzt, um — ohne 
dass es eines weitern Verdictes der grossen Jury bedürfen 
wOrde — vor die Assisen gestellt zu werden. 
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Einer VoroDtersnchaDg in anserein Slnno am nAcheten ist 
endlich eine dritte Verfatirnngsart — die Information, die 
durch den Attorney General wegen gewiaaer politischer Vergeben 
von minderer Bedentang vorgenommen wird, nnd die Infor- 
mation wegen Misdemeauonr bei dem Reichsgerichte, Eing's 
Bench, aof Anregoeg einer Privatperaon. 

Gegenstand einer solchen Information sind Vergehen, 
welche besondera daza gereichen, die Regierung zn bennmhigen 
und zn gefährden oder den Herrscher bei der regelmässigen 
Yerrichtnng seiner Fanctionen zn belästigen oder aDzngrelfen. 

Der Attoroey General legt in diesem Falle dem King'E 
Bench, nachdem er die Untersncbnng gepflogen, die beddeten 
Zengenanssagen (aflTidarits) vor, woraof der betreffende Richter, 
wenn er den Verfolgnngsantrag zalässt, zar Ergreifung des 
Belangten einen Verbaftabefebl nnter seiner ÜDterscbrift nnd 
seinem Siegel erlassen und für das Eracheinen vor dem Ge- 
richtshofe Bflrgechaft Terlangeo kann. 

Wir flhergehen nunmehr zur DarsteUnng 

IL der Bürgschaftsleiatang im englischen Rechte. 

Deraelben begegnen wir schon in der angelsächsischen 
Periode in nachstehender Gestaltung. 

Der Kläger tritt in der Oerichtsveraammlnng mit der 
Klage wider den Beklagten auf, diese wird mit einem Vor- 
eide — projuramentnm , antejnramentnm bekräßigt, worauf 
es erst mOglich ist, den Beschuldigten bei der nächsten Gerichts- 
Versammlung — Gemote — zur Verantwortung zn ziehen. 

Für dieses Erscheinen jedoch mnsste Sicherheit geboten 
werden nnd zwar durch Gefängniss oder Bargen — Cearcer 
bort. Vom GefängDiss wird selten Gebrauch gemacht, in der 
Regel wird Bargschaft geleiatet, selbst der Fremde wird zu 
derselben zugelassen. Nur wer keine BQrgen finden kann — 
und dies ist bei dem fremden „Freundlosen " allerdings öfter 
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der Fall, der „nnterwirft" Blcb dem Oef&Dgniss und verweilt 
dariD, bis er za Oottee Ordal geht, d. h. znm Gerichtstage. 

lieber die Art und Weise der BQrgscbaftBleiatang lehren 
die Quellen, dass der Beschuldigte sich fllr jeden einzelnen 
Fall nach einem geeigneten Bürgen omzusehen habe ; versäumt 
er dies, so zahlt er znm erBtenmale eine Basse von 12 Sbill. 
und die Klage kann wieder anfs Nene angestellt werden, 
worauf der Beklagte neuerdinge zur Bttrgschaftsstellung ver- 
pflichtet ist. 

Eine allgemeine BargscbaftsbeBtelluDg — Gesammtbüi^- 
Schaft, Frithborg — gegrttndet dnrcb die ZngebOrigkeit zu einer 
Zehntschaft, wie selbe vod mehreren Schriftstellern, insbesondere 
MCser, ans den Beatimmungen der Gesetze Eduard des Bekenners 
und Heinrich des 1. deducirt wird, hat nach den Ergebnissen 
der neaesten Forschungen eines Uarquardaen, Waitz, Gneist etc. 
nicht bestanden. Nur derjenige, der einen Fremden über drei 
Nftchte beherbergt bat, ist für das Verhalten desselben insoweit 
verantwortlich, als er ihn zum Rechte stellen mnss; und ebenso 
hat der Herr für seinen Dienatmann Ersatz zu leisten, kann 
sich aber seinerseits wieder an dem Borgen desselben erholen. 

So weit die Bttrgschaft zur Sicberstellong des Erscheinens 
des Beschuldigten vor Gericht. Aber auch für künftiges gntes 
Betragen mnss bereits in dieser Periode Sicherheit geleistet 
werden. So abergab man den bestraften Dieb den Slagnes — 
seinen Verwandten — in Bürgschaft, dass er von seinem Uebel- 
tbun fOr immer ablassen wolle. Auch der Gewohnheitsdieb 
soll von dem Aeltesten unter Bürgschaft gesetzt werden. Will 
Niemand sein Bürge werden, so soll man ihn festnehmen, und 
will er das nicht leiden, so soll man Ihn erschlagen. Eine 
wesentliche Minderung erlitt das Institut der Bürgschaftsleistung 
in der normannischen Periode, es bekunden dies wicfaüge Quellen- 
steilen in nnzweifelbafter Weise. 

So war es im angelsächBiscben Rechte noch das Recht 
des Beschuldigten, beziehungsweise Angeklagten gewesen, gegen 
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Stellang von BtIrgeD anf freiem Fnase eu bleiben, w&hrend 
Glanville io seinem Tractatne, der die Darstellnug des Ver- 
fahrens der Curia regis im 12. JahrhoDderte — in der aor- 
manDiachen Periode — zn Vorwnrfe hat, bereits auf nach- 
Bteliende Modification des alten Bürgschaftsrecbtea verweist. 
Es heiBBt da lib. XIT., cap. I. : „In onmibus antem placitie de 
felonia $olet accoBatnB per plegios dlmitti praeterquam in placit 
de homicidio, nbi ad terrorem aliter Btatatam est." Wir finden 
hiedorch das alte sächsische BargschaftBrecht in sweifaeber 
Richtnng wese&tlich durchbrochen; znnAcfaBt in der BichtnDg, 
daas in dem ,Eolet dimitti" eine blossti GerichtB-Observanz, aber 
keinerlei RecbteanBprnch des BeBchnldigten mehr, znm Änsdrock 
gelangt, sodann, dass bei bomicidium die Haft ans dem Grande 
eintritt, nm abschreckend zn wirken — nbi ad terrorem 
aliter Btatntnm est; — hier war es nach einer andern Stelle 
lib. Xiy., cap. 3. nnr ein königlicher Gnadenact, der dem An- 
geklagten die Freiheit zd gewähren vermochte: gSciendnm, qnod 
in hoc placito non solet aecnsatna per plegios dimitti niai ex 
Begiae potestalis beneficio," Aber nicht nnr in materieiler, 
auch in formelier Beziehung trat in der zweiten normanniEChen 
Periode eine BeschrAnknng der BargschaftsbeBtellong ein. 

Dadorch, dass das Hanptverfahren in bestimmten Delicten 
an das königliche Gericht gezogen wnrde — die sogenannten 
placita coronae — dem Sheriff aber als Yollzngsorgan das Recht 
mid die Pflicht des ersten AngriffcB verblieb, wnrde es zweifel- 
haft; in welchen Fällen der Sheriff setbetst&ndig zur Bürgschaft 
znlassen konnte, und in welchen er biezn eines speciellen Breve 
aas der Curia regis bedarf. 

Um diese mala praxis zn beseitigen, wnrde im J. 1275 
das Slat, 3 Ednard L erlasBen, in denen wir ansfobriichen 
ßestimmnngen über die BUrgBcbaftsleistnng begegnen. 

Zunächst werden die Fälle anfgezählt, in denen den Sheriffs 
die Borgschaftsannahme gänzlich versagt sein solle, so bei 
HochTerrath, FalschmOnzerei, Brandstiftong an Häusern, ferner 
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bei QeäcbteteD , Excommanicirten , notoriachen Dieben nnd 
solchen, deren Schuld nnzweifelhaft vorlag — dioEe Fälle sollten 
fortan für not repiaTiaable — oder not bailable — bflrgschaftE- 
anfähig gelten. 

Dagegen sollte ohne epeeielleB Breve der Sheriff fortan 
entlassen können : Angeklagte, denen es im Falle der Yer- 
ortheiliing nicht an Leib ond Glieder geht, Gehilfen einer 
Felonie, ferner Angeklagte, gegen die nar ein leichter Verdacht 
vorliegt etc. Die Curia regia konnte jedoch in allen Fällen die 
Bikrgscbaft annehmen. 

In eine nene Phase tritt das englische üntersnchtingB- 
verfahren and innerhalb desselben aach das Institnt der Unter- 
sachnngshaft und BQrgschaftsleistung mit der Begrün- 
dung des Friedensricbteramtes als ständigen VerwaUnngsorganos 
im J. 1360. An ihn tibergeben, wie wir sahen, bald alle 
erbeblichen Vornntersucbnngsgewalten nnd vor allen anderen 
die Ermächtigung, den Beschnldigten gegen BOi^scbaft anf 
freien Fnss za setzen oder setzen zu lassen; es ist ibm aber 
anch im Laufe der Zeit betreffs der Bfkrgschaßsannahme ein 
grosser Tbeil jener Befugnisse tibertragen worden, welche früher 
aoascbliesslich der Curia regis und deren Nachfolgern, d. h. den 
Reichsgerichten zustanden. 

Der Friedensrichter durfte in den Verhandlangen Bürg- 
schaft schlechterdings nicht annehmen bei treason — der 
schwersten Gattung von Verbrechen — ; dagegen durfte er sie 
anbedingt annehmen bei misdemeanour ~ den leichtesten Ver- 
gebungen ' — ; bei felony — den Verbrechen der mittelschweren 
Gattung — sollte Bürgschaft nicht zugelassen werden, sondern 
Haft eintreten, wenn schwere ond nicht widerlegte Scfauld- 
anzeichen vorlagen; bei leichterem Verdachte sollte der die 
Verhandlung leitende Friedensrichter — jedoch nur unter Zu> 
Ziehung eines zweiten — Bürgen annehmen. 

Die letzten gesetzlichen Bestimmnogen, die über die Bürg- 
schaftsleiatnng erflossen,baEireB anf der Gesetzgebung des J. 1848 
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nnd 1851 (U. und 12. Vict. c. 42 und 14. lö. Vict. c. 100) auf 
Grund der von der im 3. 1836 eingesotzten köoigl. CommiEsion 
zur YerbesBeniiig des Strafrechtes erstatteten Vorschlage. 

Nach diesen Bestimmungen wurde festgesteltt, dass bei 
treason — den schwersten Verbrechen — nur von einem 
Staatssecretär oder von der Qneen's Bench Bürgschaft an- 
genommen werden solle. 

Bei Felonie and bei gewissen schwereren misdemeanonrs 
soll jedoch der einzelne Friedensrichter, der die Verhandlungen 
leitete, nach seinem Ermessen BQrgEchaft annehmen oder die 
Znlfissigkeit der Bürgschaft auf der Rflckseite des Haftbefehles 
bemerken, auf welches Zeugniss sodann jeder andere im 
Gefängnisse erscheinende Friedensrichter den Gefongenen gegen 
Stellung TOB Bargschaft entlassen kann. 

Bei gewissen misdemeanonrs muss endlich der Richter 
Bürgschaft annehmen, wenn der Angeschnldigte dieselbe anbietet. 

Verweigert der Friedensrichter (Polizeiricbter) die An- 
nahme der Bargschaft, so kann der Angeschnldigte sich an den 
Qneen's Bench wenden nnd den Habeas-Corpns-Befehl zum Zweck 
seiner bQrgscbaftsweisen Entlassung erwirken. 

Bei Vertagung der Vorverhandlungen soll der Angeschnl- 
digte gegen Cantion entlassen werden können, die Magistrate 
sind sogar berechtigt, sich in diesem Falle mit dem Versprechen 
des Angeschuldigten, im Falle ungehorsamen Ansbleibens eine 
bestimmte Si"'"''^ ^n zahlen — recognizance — zu begnttgen. 

Endlich wurde dem Gerichtshof die Befugniss znerkannt, 
den Auges chnldigten, welcher darch das Verdict der Jury einer 
nicht todeswfirdigen Felonie schuldig erklärt worden ist, bis 
znr VerkDndnng des Strafnrtheils gegen Btkrgecbaft auf freien 
Fass zn setzen. 

Ein ROckblick auf die hier in gedrängter Efirze dargestellte 
Untersnchnngshaft des englischen Criminalprocesses und des Insti- 
tutes der Bürgschaftsleistung gibt zu folgenden ErwSgungen Anlass. 
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Es ist irrig, wenn man an landlfinfige Phrasen gelehnt 
sich der Änschannng hingibt, die Praxis der Untersadmugshaft 
im englischen CriminalproceBse huldige im Allgemeinen gewisaen 
„liberalen" Principien, die schliesslich einer energischen Hand- . 
babnng der JnstizpSege abträglich sein können; vor solchen 
sentimentalen Anwandlungen schätzt den Engländer schon seine 
Auffassung vom Strafreebte, die durchwegs auf der Theorie 
clor Abschreckung mbend das Delict und eobin auch den Delin- 
quenten unerbittlich und im Allgemeinen mit einer uns anbe- 
kannten oder doch von nns längst Qberwundenen Strenge verfolgt. 

Die' einzelnen Bestimmungen aber die üntersnchnngshaft 
beweisen dies auch zur Genflge. 

Wir sehen das Terbaftungsrecht nicht nur in der Hand 
der Polizeiorgane, wir sehen es sogar in der Hand des PriTaten, 
der znr Verfolgung der Verbrechen unter gewissen Umständen 
gesetzlich herangezogen erscheint, wir sehen weiters, dass selbst 
bei Verfolgung geringerer Verbrechen, bei denen nach den 
Bestimmungen unserer modernen Gesetzgebung die Unter- 
sachungshaft gesetzlich ausgeschlossen, erscheint ein ausge- 
dehntes Verhaftungsrecht dem Richter in die Hand gegeben, 
von dem er gesetzlich Gebrauch machen bann. Aber noch mehr 
als dies; eine hocbbedeutsame Fiction lässt den 
Verfolgten durch den ganzen Lauf des Processes 
als in Haft befindlich erscheinen (constitutive prison); 
die BUrgen sind die Verwahrer des Verbürgten und von ihnen 
wird die persönliche Stellung des Beschuldigten verlangt, von 
welcher Verpflichtnag sie nnr dnrcb die Zahlung der BOrgschafts- 
anmme befreit werden können; die Bestellung des Pfandes an- 
erkennt die englische Gesetzgebnng nicht, sohin kann der Vor- 
zug des englischen Rechtes nicht in einer auf die Spitze 
getriebenen Humanität gegenüber dem Beschuldigten liegen, 
sondern muss in etwas Anderem gesucht und gefunden werden. 

Dieses „Andere" ist nun aber die anbeirrte und conse- 
qnente Ansfilhrnng Eines richtigen Principes der Unter- 
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sachnngshRß. Dieeem Priocipe, aber auch nur dieaem, ist äer 
englische Criminalprocess dienstbar ond dsnim steht er trotz 
einzelner H&rteD rflcksichtlich der Handhabung dieses proces- 
snalen Organes aof einer von der Gesetzgebang and der Praxis 
anderer Staaten nnerreicbten and nnerreichbarea HObe. Sieb 
der Anwesenheit des Bescbnldigtenbei der Dorch- 
fflhmDg des GriminalprocesseB zn versichern, be- 
trachtet der Geist des englischen Rechtes zanftchst als seine 
Aufgabe, dieser gerecht ztt verdeo, stattet er den Arm der 
Staatsgewalt mit einer Falle von Befagnissen ans; aber er 
verschmäht es, in der Untersnchnngshaft etwas Anderes zd 
snchen, in ibr nnd dorch sie etwas Anderes zd erreichen, als 
eben das, wozn sie von Anfang an da war. 

Nnr anf diesem Wege war es dem Eügl&nder mdglicb 
dem Staate zn geben, was des Staates ist, aber aoch das Recht 
des Borgers dorch den ihm eingeräumten Anspruch anf Ent- 
lassung ans der Haft gegen BflrgBchaft, durch die volle Ver- 
antwortlichkeit des Beamten für das Bestehen eines genflgenden 
Haftgmndes, darch klare und prficise Bestimmungen über die 
Verhängong nnd läinleitang der üntersuchnngshaft ansreichender 
nnd nachhaltiger zu wahren, als es s&mmtliche Verfassnngs- 
grundgesetze des Continentes tiber die Unverletzlichkeit der 
Person zn thun vermSgen. 

Die Enttäuschung, die nns beecbleichcn mnss, wenn wir 
sehen, dass wir trotz jahrelanger Mflben nnd Bestrebnngen, 
trotz unserer im freudigen Rausche eroberten Grundrechte hinter- 
her eines Hochgefühles an unserer persOnlicben Freiheit nicht 
theilbaftig zu werden vermögen, weil diese Freiheit eben keine 
gesicherte ist; diese Erscheinung, die so bedeutsam in die 
politische Entnüchternng mancher Tage hineinragt^ sie ist nur 
anf Rechnung der Tbatsacbe zn setzen, dass wir englische 
InstitnUonen importiren zu kennen vermeinen, wlthrend wir 
zaghaft an Grundsätzen festhalten, die es im natOrlichen Ge- 
folge mit sich föhien, dass wir den Bescbnldigten einmal zur 
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Unzeit vor dem Arme der Staatsgewalt zn Bchfltzen sncbeD, 
um ihn das anderemal mit alleo erdenklichen Mitteln, blos auf 
das Recht des Starkem pochend, zn anterdrScken, nnd dies 
zn allermeist dnrch die Art und Weise der Handhabnag der 
Untersnchnngshaft im Criminalprocesse. 

So mass es dahin kommen, dass wir in vielen Fällen 
der Idee einer kräftigen Sicherheitapflege nahe treten, ohne 
aber andererseita vor dem Vorwurfe einer an gerechtfertigten 
Schmälerung des Rechtes Einzelner bewahrt zn Bein; während 
die englische Jastizpflege sich den Ruf einer ergprieaslichen 
Thätigkeit gesichert hat und doch der Hort der Wahraeg 
persönlicher Freiheit gehlieben ist nnd bis anf Weiteres anch 
bleiben dürfte. 

Wir werden die Vorwarfe, die wir aacb hier nnr im 
Allgemeinen za Gnnsten der üntersnchnngshaft des englischen 
Griminalprocesses gegen die continentale Gesetzgebung nnd 
Praxis erhoben haben, an einer andern Stelle sachlich za 
begründen und deren Berechtigung darznthnn haben. 
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Anhang. 

Die Untersuchungshaft nach dem neuen deutschen 
ßeichsstrafprocessentwurfe. 

Wahlberg, Kritik des EntworfeB der Strafprocessordnongi S.60— 55. 
Bar, Kritik der Prinoipien des Entwurfea der dentschen Strafpro- 
ceasordnung, S- 19 u. 20. Nissen, Bemerkungen zum Entwürfe der 
deutecheu StrafprocesBordnung, S. 38—53, Heinae, Strafprocesauale 
Erörterungen, Beitrag zur Kritik der dem Reichstag vorliegenden 
Entwürfe einer StrafproceBBordanng etc., S. 16—23. 

Im achten Abschnitte des den allgemeinen Bestimraangen 
gewidmeten 1. Bnches § lOi — 119 findet die Untersnchnngs- 
haft Dachstehende Regelang: 

„Der Beschuldigte, gegen velchen die öffentliche Klage 
erhoben ist, kann in üntersnchongshaft genommen werden, 
wenn gegen ihn hinreichende Verdachtsgrttnde vorhanden sind 
und entweder er der Flncht verdächtig oder anzunehmen ist, 
dass er dnrch Vernichtang oder Verdunkelung der Bpnren der 
That oder durch Verabredungen mit Zeugen oder mitschuldigen 
die Untersuchung erschweren werde." 

Der Verdacht der Flncht bedarf keiner weiteren Be- 
grtlndnng, wenn der Verdächtige ein Unbekannter, Ausländer, 
Heimathloser oder Landstreicher ist, oder wenn die ihm zur 
Last gelegte Tbat mit dem Tode, mit Zachthaus oder mit 
Festungshaft von mehr als fttnf Jahren bedroht iet. 

„Ist die That nur mit Haft oder Geldstrafe bedroht, so 
darf die Untersuchungshaft nur wegen Verdachtes der Fluch 
nnd zwar nnr dann verhängt werden, wenn der Beschnldigte 
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ein IJubekantiter, Aosländer, Heimatbloaer oder Landstreicher 
ist, oder wenn derselbe anter Polizeianfsicht steht, oder wenn 
es sich am eine üehertretang handelt, wegen deren die Ueber' 
weianng an die Landespolizeibebörde erkannt werden kann." 

„Die Yerhaftnng erfolgt anf Gnind eines schriftlichen 
Haftbefehles des Riebtors. ' 

„Ein Besehnidigter , -dessen Verhaftung lediglich wegen 
des Verdachts der Flacht angeordnet ist, kann gegen Sicher- 
heitsleistnng mit der Untersnchnngshaft verscbont werden." 

,Der Haftbefehl ist anfznheben, wenn die Grflode der 
Verhaftung weggefallen sind, oder wenn der Beschuldigte frei- 
gesprochen oder aaseer Verfolgung gesetzt wird." 

„In dem Verfahren zar Vorbereitung der öffentlichen Klage 
kann aas denselben GrOnden , welche zar Erlassung eines 
Haftbefebls berechtigen, vom Amtsrichter anf Antrag der Staats- 
anwaltschaft, oder wenn Gefahr im Verzuge obwaltet, von Amts- 
wegen ein Vorwahrungsbefebl gegen den Beschuldigten erlassen 
werden," 

„Der Verwahrungsbefebl ist anfznheben, wenn nicht binnen 
zwei Wochen nach Vollstreckang desselben der Haftbefehl von 
dem zuständigen Richter erlassen and zur Kenntniss des Amts- 
richters gelangt ist" 

„Erscheint die Zuständigkeit eines anderen Gerichts als 
des Sdiöffengerichts begründet, so kann diese Frist anf Antrag 
der Staatsanwaltschaft vom Amtsrichter bis anf sechs Wochen 
verlängert werden." 

„Tm Uebrigen finden die fQr üntersuchnngshaft geltenden 
Beetimmongen auch anf die Verwahrung entsprechende An- 
wendung." 

Wenn wir die voranstehenden Bestimmungen des deutschen 
Entwurfes mit den Bestimmnngen der Österreich. Strafprocess- 
ordnnng rttcksicbUich der Üntersnchnngshaft vergleichen, so er- 
geben sich nachstehende wesentliche Verschiedenheiten. 

Zuckar. Uolsreuohniisihift. IQ 
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W&brend ia der österr. Strarprocesaordaaiig der s. g. 
ordentlichen UnterenchnngshafC stets die Ternehmung des 
Beachnldigten Torangehen mass, zn der der Beacholdtgte mittels 
der Vorladimg, des VorfQhrQngBbefebles, der FestDehmang, der 
TOrl&nfigeo VerwahniEg und mittelst des Haftbefehles gestellt 
wird — §§. 173, 174, 175, 177, 178, 179 und 180 — lässt 
es der Entwarf zu, dase die Verh&ngang der Unteranchangshaft 
dem Verhöre der za VerhaFLendeo ToraoBgehe. 

Die Mcdve des Entwurfes erblicken in diesem unterschiede 
eine mehr scheinbare als wirkliche Bedentang, ,da Ja das 
Wesentliche in dem der Terhaftang in kOrzestor Frist nach- 
folgenden richterlichen Verhftre liege nnd ea gleichgiltig sei, 
ob die Ergebnisse der Vernehmung des Beschuldigten den 
Zweck haben, den Verwafarungsbefehl in den ordentlichen Eait- 
befehl zu verwandeln oder umgekehrt die sofortige Zurück- 
nahme des vor der Vemebmnng ergangenen Haftbefehles zu 
bewirken." 

Der Unterschied erscheint uns als kein scheinbarer, 
BOodem als ein wesentlicher, weil das Princip berührender, 
beziehnngsweise verletzender. 

Wird nftmlioh der Haftbefehl in Erfilllung gmndgesetzlicher 
Bestimmungen auf einen richterlichen Entscheid znrflckgeflthrt, 
so widerstrebt es dem Sinne nod Geiste des Oesetzes, dass 
der Richter den Haftbetdbl erUsst, b eror er den Beschnldigten, 
dessen Parteirechte anerkannt werden sollen oder wollen, 
gehört hat; in der Vernehmung allein wnrzelt die rechtliche 
Basis fOr die Verhängong der ordeotlicheo UotersDchnujfshaft, 
wenn der Richter nach AnhOrang des Beschuldigten in 
dessen Streite mit dem Ankläger der contentiOsen Behaoptung 
bis anf Weiteres beizatreten findet; bevor diese Vernehmung 
vor sich gegangen nnd die AnschanoDg des anklagenden Theiles 
die richterliche Fra^g äberstanden, muss ans prlncipiellem 
Grnnde der Haftverhangong der bloss provisorische Cha* 
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rakter erhaltea werden, der ihr sach- and sinngemäBs in der 
Ssterr. Strafprocesaordnnng gevahrt ist, 

Aach darf nicht Qbersehea werden, dass der unterschied 
im Gegensätze zn der von den Uotiven behaupteten Anechaaung 
von prakäscher Bedentsamkeit wird, wenn in dem einen Falle 
der Richter darüber scblQssig werden mass, ob er nach den 
ErgebniBsen der Vemebmnng die o r den t liehe ünterguchirngs- 
baft zn verhängen genflgenden Gmnd hat; während er in dem 
andern Falle zu bedCDkea hat, ob Grande für die Bofortige 
WiederanfheboDg des Haftbefehles vorhanden sind; es Ist ein- 
leuchtend, daas er in dem letztem Falle von dem Besoholdigten 
einen vollkommenen DnschaldsbeweiB verlangen wird, den dieser 
in der Vernehmnng nach der Nator der Sache in den aller- 
aeitensten FUlen zu liefern im Stande sein wird; w&hrend er 
in dem oberwflhnten Falle sich zn fragen hat, ob das BeBchal< 
digtmgsmateriale nach der Vernehraang noch ittr Verhängang 
der Haft zareicht; im letztern Falle wird sohin eine Art von 
Beweislast dem Beechnidigten, im erstem dem Ankl&ger anf- 
gebOrdet, nnd dies ins Aage gefasst, kann insbesondere vom 
Standpankte der Praxis es wohl keinen Zweifel übrig lassen, 
dasB dnrch die Bestimmnngen des Entwurfes die Stellung des 
Beschnldigten wesentlich verschlechtert wird, w&brend die Be- 
Btimmnngen der Osterr. Strafprocessordnung dem richtigen Prin- 
dpe entsprechend die Lage des Beschnldigten subleviren mtlssen. 

Eine weitere wesentliche Verschiedenheit bezQglich der 
sogenannten provisorischen Yerwahnuig liegt in Folgendem. 

Im heutigen Österr. Strafprocesse ist die prov. Terwahmng 
gemftSB der Bestimmangen der §§. 177, 176, 179, 181, 182 
auf die kOrzesten Fristen von 1, 2 bis 3 Tagen*,) beschränkt 

•) §. 89 8t-P.-0. normirt zwar eine lltftgige Frist, hat jedoch 
zur VonuiBeetzimg, dua der Beschuldigte aufsein Recht, binnen 
48 Stunden vor den TJntersuchungarichter gestellt zu werden, 
anadrücklich oder stillschweigend verzichten will — kommt 
Bohin hier nicht in Betracht. 

■ 10* 
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WeMUtlich anders and aagen wir es gleich herans, 
wesentlicb echtimmer stellt sich die Lage des BeBchnldigteu 
nach dem Entwnrfe dar. 

Da hier die Verhaftung zum unterschiede von Verwahrnng 
lud TorlSoSge Festnahme gemäss §. 101 die £rhebang der 
ftffentlichen Klage zum Zwecke der Einteitang der gerichtlichen 
Vomotersncbang voraussetzt, eine gerichtliche Vomutersnchang 
aber hei den znr ZiisCäudigkeit des Schöffengerichtes (Gerichte 
mittlerer Ordnnng) gehörigen Strafsachen geradezu unzuläBsig, bei 
andern StrafaBchen — mit Ausnahme der Znr Competenz der 
Reichsgerichte gehörigen — die EiDleilong derselben dem Belieben 
der Staatsanwaltschaft anheimgeBtellt wird, so wurde befanden — 
§§. 114 nnd 115 — daas in dem yerfahren zur Vorbereltaog der 
öffentlichen Klage (sog. ScrDtiniaWer fahren) ans denselben 
Grttnden, welche znr Erlasanng eines Haftbefehles berechtigen, 
vom Amtsrichter auf Antrag der Staatsanwaltschaft, oder wenn 
Gefahr im Verzuge obwaltet, von Amtswegen ein Verwahrongs- 
befehl gegen den Beschnldigten erlassen werden könne. 

Die Verwahrung kann im Gronde dieses Verwabrongs- 
befehles bei den die Znstäadigkeit des Schöffengerichtes be- 
gründenden Strafsachen zwei Woehen, bei andern Strafsachen 
sogar sechs Wochen dauern; erst nach dieser Frist ist der 
Verwabmngsbefehl aufzuheben, wenn nicht mittlerweile der 
Haftbefehl von dem zugt&ndigen Richter erlassen nnd znr 
Kenntniss des Amtsrichters gebracht wurde; mit andern Worten: 
die provisorische Verwahrung kann nach dem Entwürfe der 
neuen deutschen Strafprocessordnung bei den Strafsachen 
mittlerer Ordnnng 14 Tage, hei Jenen der hOhem Ordnung 
sogar 42 Tage dauern, ohne dass gegen den Beschuldigten von 
dem competenten Gerichte auch nur die gerichtliche Voronter- 
Buchung zuvor eingeleitet werden mnss. 

Dieser Zustand muss die schwersten Bedenken wachrufen. 

Es widerstrebt zunächst der Natur der Sache, dass Jemand 
in so tief einschneidender Weise das Uebel des Reata ertragen 
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soll, be?or auch nur formal die gerichtliche Untersuchung wtder 
ihn eingeleitet worden ist; sodann kdnnea wir diese schranken- 
lose Aasdehnung der Parteibefagnisse des Staatsanwaltes ans 
ohne bedentBsme Gefahren fl)r das Recbtsleben nicht denken. 

Bei dem Amtsrichter, der nicht einmal der zDstftndige 
Biditer sein mnss, wird der Staatsanwalt mit seinem Antrage 
anf Terwahrnng natnrgemäss selten anf Widersprach stossen, 
weil ja der so vage Begriff „Vorbereitang der öffentlichen 
Klage" jede Art von Th&tigkeit für zweckdienlich erscheinen 
Iftsst; wenn er nnn in Fällen des Schöffengerichtes durch zwei 
Wochen, in andern Fällen durch sechs Wochen die VerwahniDg 
des Besobnldigten aufrecht halten kann, bevor er über die 
Erhebnng der öffentlichen Klage ancb nur schlüssig zn werden 
braucht, so erscheint ihm durch diese Bestimmung eine Macht 
einger&umt, welche vom Standpunkte der Anklageformen des 
heutigen Strafprocesses geradezu exorbitant nnd unzuUssig 
genannt werden mnss. ' 

Das heisst den Beschuldigten, der es Dberdies formal nicht 
einmal noch ist, Tollst&ndig dem discretionSren Belieben des 
Staatsanwaltes preisgeben , der schwerlich darauf verzichten 
durfte, dnrcb Isolirang des Widerparts, durch eingehende Ver- 
nehmungen, dnrch den physischen und psychischen Druck der 
Oefiingen Schaft sich Anhaltspankte für die Fassung der Ent- 
schllessung vorzubereiten, ob er gegen den Beiuzichtigten die 
Sffentliche Klage erheben oder von derselben abzustehen habe. 
Wie geringfügig erscheint diesen Gefahren gegenüber der 
Vortheil, der nach der Darsletlung der Motive für den Be- 
Bcbuldigten darin liegen soll, dass die erwähnte Procednr es 
dem Staatsanwälte in vielen FAIten ermöglichen weide, von der 
Tonmtersnchnng gänzlich abznseben, die eine TerzOgemng des 
Strafverfahrens im Gefolge habe. Aach in diesem wichtigen 
Punkte müssen wir somit den BesUmmnngen der Osterr. Straf- 
processordnnng den nnbedingteu Vorzug vor jenen des Ent- 
wurfes zuerkennen. 
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AIb Ha%nmd erklärt der Eatworf den Fluchtverdacht 
and die GoIlnBionBgefahr. Eraterer kaiiD znr Unteraiicbiings- 
haft ftthreo, wenn der Beschnlcligte der FInctat verdächtig ist, 
nod der Verdacht bedarf keiner weiteren Begrtlndnng, wenn 
der Beacbnldlgte ein unbekannter, Anslfinder, Heimathloser oder 
Landstreicher ist, oder wenn die ibm znr Last gelegte Tbat 
mit dem Tode, mitZncbthaaa oder mit Festangshaft von mehr 
als 5 Jahren bedroht ist. 

Die grSssere Strenge dieser BesÜmmangen gegenflber den 
Terfllgnogen der Österreich. Strafprocessordnnng fällt in die 
Aagen, wenn bedacht wird, dass dort die Untersiicbnng wegen 
eines jeden Verbrechens (§ 1. D. St. G. B.) ohne weitere De- 
grOndnng eines Fluchtverdachtes znr VerbSngnng der Unter- 
suchoDgshaft führen kann ; wAbrend in Oesterreich selbst bei Ver- 
brechen, die mit dem Strafsatze bis za 10 Jahren bedroht sind, 
es bestimmter besonderer Momente bedarf (§ 175, 2), die 
die Flacht wahrscheinlich erscheinen lassen, bevor zo einer Ver- 
haftung geschritten werden kann ; wogegen allerdings hinwiedernm 
bei dem Minimalsatze einer lOj&hrigen Eerkerstrafe die Verh&n- 
gnng der Haft nach dem Osten*. Gesetze kategorisch ist, w&brend 
nach dem Wortlaute des Entwurfes — jedoch sicher nicht nach 
der Praxis — bei der Untersnchung wegen jedes beliebigen De- 
lictee der Bescbnldigte auf freiem Fasse belassen werden darf. 

Den Haftgrnnd der Colinsionsgefahr betreffend, so fällt 
es aaf, dass nach dem deutschen Entwürfe die blosse An- 
nahme, dass der Beschnldigte die Untersuchaog erschweren 
werde, zur Verbängnng der Cntersnchungshaft genüge, während 
§. 175, 8 der öaterr. St-P.-O. die Collnaionshaft nur dann 
fiir znlässig erklärt, wenn der Beschuldigte auf eine die Er- 
mittlung der Wahrheit bindernde Art auf Zeugen . . . elnzn- 
wirken gesacht hat, oder wenn gegrttndete Besorgniss 
vorhanden ist, dass dies geschehen kOnne; es werden sohia 
nach den Bestimmungen des Osterr. Gesetzes strengere Aofor- 
dernngen an die Zulässigkeit der Haft gestellt. 
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Der Entnnrf der dentschen StrafprocesBordonng eotbebrt 
des im §. 175, 4 der dsteir. St.-P.-0. Dormirten Haftgntndes 
der Gefahr der Wiederholnog eines Verbrechens oder der Ans- 
fobrnng einer veraachten oder angedrohten That nnd recht- 
fertigt den Mangel dieseB Hafigrnndes mit dem, dass die Straf- 
processordnnng nicht die Aufgabe bat, TorbeagungemaGBregeln 
polizeilicher Natur zu treffen, eine Anachannng, der wir nn- 
bedingt beitreten, znmal ja die Gefahr einer Wiederholung des 
Verbrechens oder der Ansrührnng eines misalnDgesen Versuches 
aus gleichem Grunde auch zur Detcntion nach verbflsster Strafe 
fahren mOsste. Wird in diesem Punkte die österr. Strafproeess- 
ordnung von dem Entwürfe aberboten, so wiegt eine andere That- 
sacbe, dass die ColluBlonshaft in ersterer auf die Dauer von zwei 
längstens drei Monaten beschränkt ist, während der Entwarf 
eine zeitliche Beschränkung nicht acceptirt hat, den erwUinteu 
Vorzng zn Gnnsten des österr. Gesetzes allerdings zur Ganze 
wieder auf. 

Schliesslich haben wir noch die Bestimmungen über die 
Sicherheitsleistung nnd über die Anfhehnng der Untersuchungs- 
haft in's Ange zn fassen. Nach beiden Richtungen ist der 
Österr. StrafprocessgeseUgehnng der unbedingte Vorzog zn 
wahren. 

Wir vermögen nicht anzuerkennen, was die Motive be- 
haupten, dass dem Beschuldigten „%. 106 des E. einen Anspruch 
anf Freilassung gegen Sicherheitsleistung in ansgedehntem Masse 
gewähren", denn der Wortlaut der angezogenen Gesetzesbe- 
stiramnog „Ein Beschuldigter, dessen Verhaftung lediglich wegen 
des Verdachtes der Flacht angeordnet ist, kann gegen Sicher- 
heitsleistung mit der ünterenchongshaft verschont werden" unter- 
stellt die Entlassung dem arbiträren Ermessen des Ge- 
richtes und versagt dem Principe, dass der Beschuldigte gegen 
Cantionserlag ein Recht auf Haftentlassung habe, die Aner- 
. kenuung; im Gegensätze za der Bestimmung des §. 192 der 
Ssterr. St.-P.-0., welche kategorisch die Entlassang ans der 
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Hftft oder das Uaterbleiben der Verh&Dgaag der Haft gegen Bürg- 
Bchaftsleistung anordnet, „sofern es sich nicht nm ein Terbrechen 
handelt, bei nelchem nsch dem Gesetze auf die Todesstrafe oder 
auf eine mindestens fünfjährige Eerkeretrafe za erkennen ist," 

Betreffs der Aofhebang der verhängten Unteranchnngshaft 
ohne Cantionserlag ist das Stadium der gerichtlichen Unter- 
suchung von jonem der Voruntersnchnng za scheiden. 

In erfiteretn — nach erhobener fiffentlicher Klage §. 183 — 
hat das Gericht (Strafkammer des Landgerichtes) allerdings 
Bchleehtbin den Haftbefehl aufzuheben, wenn die Gründe der 
Verhaftung weggefallen sind, und ist BOhin in jeder Lage des 
Verfahrens berechtigt beziehnngsweise verpflichtet zu 
prUfen, ob die Grtlnde der Verhaftung noch fortdauern; aoch 
darf nach §. 112, 2. Absatz die Freilassung des Beschuldigten 
durch EinlegUDg eines Rechtsmittels nicht verzOgert werden; 
anders aber stellt sich die Sache im Laufe einer Aber Antrag 
dos Anklägers eröffneten gerichtlichen Vomntersuchnng dar, 
hier bedarf es zu der vom Untersnchnngsrichter zn verfugenden 
Haftentlasanng des EinverständnisseB der Staatsan- 
waltschaft; noch beschränkter' stellt sich, wie wir oben ge- 
sehen haben, die Lage des Verdächtigen im Verfahren zur 
Vorbereitung der Öffentlichen Klage dar, hier erscheint er , 
bezfiglich der Frage der EntlassuDg aas der bereits verhängten 
Verwahrung nahezu vollkommen in das Belieben des Staats- 
Mwaltes gestellt. 



Berichtigattg. 



a oben iat das Wort „über' wegzulftesen. 
„ Boll es statt inquisiteriscb helBsen 
inquieitoriach. 



Karlova uri-.rzlta v Praze 
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